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Vorweg 

Dieses Nachrichtenblatt ist umfangreich, aber es ist auch das einzige, das für den 
Jahrgang 1995 erscheinen wird. Der Grund ist einfach. Das Nachrichtenblatt lebt 
von Nachrichten wenn keine neuen kommen, kann darüber nicht berichtet werden. 

' in diesem Falle fiel die Frühjahrstagung der Sektion mit dem Soziologietag in Halle 
zusammen. Die dort auf Veranstaltungen der Sektion gehaltenen Referate wurden 
aber bereits in der Herbstsitzung 1994 vorgetragen und in der Nummer 2 des Jahr­
gangs 1994, die deswegen auch erst im Februar 1995 erscheinen konnte, doku­
mentiert. Umso größer jetzt die "Ernte" der Herbsttagung 95. 

Die geneigten Leserinnen und Leser bitte ich um Verständnis für dieses verspätete 
und umfangreiche Leseangebot Ich würde mich freuen, wenn die Kontinuität der In­
formationen aus der Sektion es mir ermöglicht, das Nachrichtenblatt wieder regel­
mäßig erscheinen zu lassen. 

Anregen möchte ich auch, wie ich es bereits vor einem Jahr getan habe, mir ver­
mehrt Beiträge zur Publikation einzureichen, die außerhalb der Sitzungen der Sek­
tion, aber im Umfeld von Stadt- und Regionalsoziologie entstehen oder entstanden 
sind. Das Nachrichtenblatt ist ein Forum zur Diskussion. in diesem Sinne würde ich 
mich auch auf Reaktionen über unsere Veröffentlichungen freuen, die ich gerne ab­
drucken würde. Diesem Heft liegt auch die Abrechnung für Abonennten bei. Da es 
sich diesmal nur um ein Heft handelt und wir Ausgaben für das Porto nur einmal ha­
ben, liegt der Betrag unter dem, den wir Ihnen letztes Mal für Druck und Porto in 
Rechnung stellen mußten. 

Der Redaktionsschluß für das nächste Hefte ist der 31. Mai 1996. 

Herzliche Grüße aus Bann 

Wendelin Strubeil Bonn,Januar1996 

Bitte schicken Sie Ihre Beiträge an meine Adresse: 

Wendelin Strubeil 
c/o Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung 
Postfach 20 01 30 
53131 Bann 

Inhaltsverzeichnis 

I. Berichte und Ankündigungen aus der Sektion 

Schreiben von Thomas Krämer-Badoni an die Mitglieder der Sektion: 
Neuer Vorstand; wichtige Mitteilungen; neue Themenvorschläge für die 
nächsten Sitzungen 

Offener Brief an den Vorstand der Sektion 

Programm der Herbsttagung 1995 

Protokolle der Herbsttagung 1995 

Dokumentation der Herbsttagung 1995 

- Annette Harth, Ulfert Herlyn, Gitta Scheller: Soziale Ausdifferenzierung 
und räumliche Segregation in Städten der neuen Bundesländer 
- Theoretische Überlegungen und qualitative Befunde 

- Heinz Sahner: Ostdeutsche Großstädte: Bevölkerungsentwicklung, 
Migration und Suburbanisierung - mit besonderer Berücksichtigung 
der Stadt Halle und dem Saalkreis 

- Eva Mnich: Potentielle Migration und Suburbanisierungstendenzen am 
Beispiel der Stadt Halle und ihres Umlandes - Quantitative Analysen 

- Gabriefe Sturm: Zur Wiederbelebung von Privatem und Öffentlichem 

- Martina Löw:. Umbruch, Transformation oder alles wie gewohnt? 
Kategoriale Uberlegungen am Beispiel der Geschlechtertheorie 

- Maritta Bernien: Zusammenbruch und Verwerfungen des Arbeitsmarktes 
im Zuge der Transformation in Ostdeutschland - Perspektiven für den 
Aufbau neuer Arbeitsplätze 

- Frank-Dieter Grimm: Der Wandel des Städtenetzes im östlichen Europa 

- Felicitas Hillmann: Jenseits der Kontinente- Migrationsstrategien als 
eine Antwort auf Transformationsprozesse 

II. Berichte /Informationen 

- D. Läpple, W. Siebe!, Sektion Stadt- und Reoionalsoziolooie. DGS· 
Wolfgang Krumbein, Sektion Politik und Öko~omie, DVPW; Hellm~t 
Wollmann, Lokale Politikforschung, DVPW: Call for Statements zur 
Tagung Industrieregionen in Europa 

- Sigrun Kabisch: UFZ-Sommerschule '96; Thema: Umweltverhalten und 
Lebensqualität in urbanen Räumen 

- Fortbildungsprogramm der Universität Hannover: "Moderation in der Umwelt­
und Raumplanung" 

111. Literaturhinweise 

- Diverse Literaturhinweise 

- Auszug aus den "Schnellinformationen" der BfLR über neu erworbene 
Literatur für die Bibliothek 

Seite 

3 

14 

16 

19 

36 

49 

67 

85 

96 

109 

123 

131 

141 

144 

145 

146 

174 



- 3 -

I. Berichte und Ankündigungen aus der Sektion 

Prof. Dr. Thomas Krämer-Badoni 
Universität Bremen (KUA) 

Tel.: 
Sekretariat: 
Telefax: 

04211218~2295 
04211218-3290 
.04211218-2680 ZWE "Arbeit und Region" 

Postfach 33 04 40 e-mail: tkb@lwa.uni-bremen.de 
28334 Bremen 

Pm( Dr. Thoma5 K;;ima-8adoru. Gmwr.ntät Bran~ ,J.::t:A) 

An die 
Mitglieder der Sektion 
"Stadt- und Regionalsoziologie" 

Bremen, den 13.12.1995 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

auf der Herbstsitzung der Sektion "Stadt- und Regionalsoziologie" in Frankfurt a_d_Oder 
wurde am 11. November 1995 ein neuer Vorstand gewählt: 

Sprecher: 

Stellvertr_ Sprecherinnen: 

Prof. Dr. Thomas Krämer-Badoni 
Adresse siehe Briefkopf 

Prof. Dr. lngrid Breckner 
TU Hamburg-Harburg 
AB 1-06: Stadt- und Regionalökonomie 
Woellmerstr. 1 
21075 Harnburg 
Tel: 040 7718 3010 
Fax: 2794 

Dr. Gabrieie Sturm 
Wg_ bevorstehender beruflicher 
Veränderung die Privatadresse: 
Sonnenstr. 118 
44139 Dortmund 
Tel: 0231 134546 

Ich danke im Namen des neugewählten Vorstandes für das Vertrauen und hoffe, daß wir 
die in uns gesetzten Erwartungen werden erfüllen können_ 

Nachfolgend einige wichtige Mitteilungen: 

i. Wie Sie bereits wissen, wird auf dem Kongreß für Soziologie in Dresden (7 -11_ Oktober 
1 996) eine gemeinsame Sitzung der Sektionen "Stadt- und Regionalsoziologie" und 
"Soziale Ungleichheit und Sozialstrukturanalyse". Sie trägt den vorläufigen Ar:beitstitel: 
"Lokalisierung und Globalisierung sozialer Ungleichheit- Mechanismen der 
Differenzverstärkung oder der sozialen Integration?" Beiliegend (Anlage 1) finden 
Sie ein von Peter A Berger und Klaus M_ Schmals verfaßtes Expose, das Sie als Call 
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for Papers verstehen sollten. Wer zu dieser Thematik einen Vortrag in Dresden halten 
möchte, wird gebeten, mir bis zum 15. Januar 1996 einen Titel und ein Expose 
zukommen zu lassen. Der Vorstand wird dann gemeinsam mit dem Vorstand der 
anderen Sektion darüber entscheiden, welche Vorträge ausgearbeitet werden sollen. 
Ich weise vorsorglich darauf hin, daß der Vorstand der DGS alle Exposes haben 
möchte um- wie Yvonne Schütze es formuliert hat- "sicher(zu)stellen, daß niemand 
ungere~htfertigt abgewiesen wurde." Die Referenten, für die wir uns dann entschieden 
haben werden, sollen einen ersten Entwurf ihres Vortrages auf der Frühjahrssitzung 
der Sektion Stadt- und Regionalsoziologie Ende März in Stuttgart zur Diskussion 
stellen. 

2. Die Frühjahrssitzung der Sektion findet entsprechend dem Beschluß der 
Mitgliederversammlung am 29. und 30. März 1996 in Stuttgart statt (Anreise am . 
28.3.96). Johann Jessen hat sich dankenswerterweise bereit erklärt, die Organ1sat1on 
vor Ort mit zu übernehmen. Ein Programm liegt noch nichi vor, da die 
Mitgliederversammlung sich noch nicht auf ein Thema festlegen konnte. Der Vorstand 
wird das Programm nach Möglichkeit bis Ende Januar aufstellen und mit der 
Aufforderung zur Anmeldung verschicken. 

3. Auf der Mitgliederversammlung sind mehrere Themenvorschläge für die Arbeit auf den 
nächsten Sitzungen gemacht worden. Einige Mitglieder hatten es übernommen, die . 
Themenvorschläge zu präzisieren. Diesem Rundschreiben liegen alle Vorschläge be1, 
die hier bis zum 18.12. eingegangen sind. Folgende Themen wurden vorgeschlagen: 

Stadt und Kultur (Anlage 2) 
Ethnische Konflikte in Großstädten (Anlage 3) 
Suburbanisierung: Ein neues Verhältnis von Stadt und Region? 
(Anlage 4) 
Stadtkultur 
Stadttheorie 

Ich bitte nun alle die zu einem dieser Themen auf der nächsten Sektionssitzung ein 
Referat halten w~llen, mir dies ebenfalls bis zum 15.Januar 1996 mitzuteilen (mit Titel 
und kurzem Expose). Danach wird der Vorstand entscheiden, welches der Themen 
zusätzlich zum Thema "soziale Ungleichheit" im März bearbeitet werden soll. Die 

Themen, zu denen Meldungen kommen und die nicht im März behandelt werden, 
können wir für die nächsten Sitzungen vorsehen. 

Ich hoffe nun auf rege Beteiligung und wünsche allen ein frohes Weihnachtsfest und ein 
erfolgreiches Jahr 1996. 

Mit freundlichen Grüßen 

i 
t 
(, 

t 
! 
l 

' 
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Sprecher der Sektion Stadt- und Regionalsoziologie 

Bremen, den17.01.1996 

WICHTIGE MITTEILUNG AN DIE SEKTIONSMITGLIEDER 
TERMINÄNDERUNG 

Aufgrund von Terminverschiebungen seitens der DGS und in meiner eigenen 
Forschungssemesterplanung ergeben sich hinsichtlich der Anmeldung von Texten für das 
von den beiden Sektionen "Soziale Ungleichheit und Sozialstrukturanalyse" sowie "Stadt­
und Regionalsoziologie" organisierte Plenum "Lokalisierung und Globalisierung sozialer 
Ungleichheiten - Mechanismen der Differenzverstärkung oder der sozialen Integration?" 
neue Spielräume. Der letzte Anmeldetermin bei mir ist nicht, wie im Rundschreiben vom 
Dezember 1995 angegeben, der 15.1.96, sondern der 

10. März 1996 
Danach gehen die Exposes in die Begutachtung, sodaß die Entscheidung des Vorstandes 
und der hinzugezogenen Juroren bis zum 20.März gefallen sein dürfte. Der 
Anmeldeschluß für die detaillierten Programme der Sektionen ist nicht mehr der 1.3.1996, 
sondern nunmehr der 15. April 1996. Das Plenum ist übrigens auf den 10.10.1996 verlegt 
worden. 

Aus dieser Verschiebung ergeben sich für uns Probleme, da wir ja die für Dresden 
ausgesuchten Referate auf unserer Frühjahrssitzung in 

Stuttgart, 29./30. März 1996 
in ihrer ersten Fassung diskutieren wollen. Für das Programm in Stuttgart bedeutet dies, 
daß wir noch nicht detailliert aufführen können, wer dort referieren wird. Wir werden 
deshalb im Programm für die Frühjahrssitzung der Sektion den noch nicht bestimmten 
Referenten ausreichend Platz einräumen müssen. 

Aus den bislang eingegangenen Textanmeldungen für den zweiten Themenschwerpunkt 
in Stuttgart ergibt sich vorläufig noch keine eindeutige Priorität. Über den zweiten 
Themenschwerpunkt kann zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht entschieden werden, da 
immer noch Vorschläge eingehen. Das Programm für Stuttgart wird im Februar verschickt 
werden. Die vorgeschlagenen Themenschwerpunkte, auf die sich die Textanmeldungen 
beziehen sollen, werden im Anschluß an diese Mitteilung nochmals abgedruckt wie der 
"call for papers" für die Planarveranstaltung. Auch hierzu möchte ich eine Nachfrist 
setzen. Zusätzliche Anmeldungen bitte bis spätestens 16. Februar 1996 an den Sprecher 
der Sektion. Danach müssen wir das Programm für Stuttgar erstellen. 

Rainer Neef hat darum gebeten, den von ihm vorgeschlagenen Themenschwerpunkt 
"Ethnische Konflikte in Großstädten" nicht schon in Stuttgart auf die Tagesordnung zu 
setzen. Vielleicht könnten wir daraus das Thema für unsere Sektionssitzung (nicht mit der 
Plenarveranstaltung zu verwechseln) in Dresden machen. Dafür spräche die thematische 
Nähe zum Thema des Soziologentages in Dresden: "Differenz und Integration. Die 
Zukunft moderner Gesellschaften". 

gez. Thomas Krämer-Badoni 
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Thomas Krämer-Badoni 

Suburbanisierung: Ein neues Verhältnis von Stadt und Region? 

Mit dem Thema Suburbanisierung möchte ich anregen, sich unter theoretischen und 
unter methodischen Gesichtspunkten mit der Frage zu befassen, welche Folgen die 
weiterhin anhaltende Suburbanisierung von Bevölkerung und Gewerbe jeweils für 

• die Einnahmen- und Ausgabensituation von Kernstädten und Um Iandgemeinden, 
• für die Konstituierung von Kooperationsverbünden und/oder neuen territorialen 

Einheiten, 
• für die Konstituierung und Legitimation von grenzüberschreitenden Politiken, 
• für die Sozialstruktur und die Verteilung von Armut und Wohlstand bei der 

Bevölkerung von Kernstadt und Umlandgemeinden und Jetztlieh 
• für den Begriff und soziologischen Sachverhalt Stadt hat. 

Alle diese (und andere Fragen zum Gegenstand) sind natürlich nicht neu. Dennoch 
hat es den Anschein, als ob der Prozeß der Suburbanisierung (in Verbindung mit 
anderen sozialen Prozessen wie z.B. dem steigenden Wohnflächenverbrauch, der 
Verkleinerung der Haushalte usw.) inzwischen eine Dimension erreicht hat, die zu 
einem qualitativen Sprung im Verhältnis von Kernstadt und Umland führt. Je nach 
Perspektive wird dies unter dem Stichwort .,Auflösung der Stadt" oder als Bedarf 
nach größeren -auch politisch legitimierten - Planungs- und Verwaltungseinheiten 
diskutiert. 

Zugleich sche1nt aber auch das Wissen über die Qualität des 
Suburbanisierungsprozesses und die tatsächlichen funktionalen Verflechtungsräume 
von Stadt und Umland nicht hinreichend genau zu sein, was auch an dem 
Aggregationsniveau der verfügbaren Daten liegt. Hier besteht ein erheblicher 
Forschungsbedarf. 

Schließlich scheinen die genannten Prozesse nicht nur das Verhältnis von Kernstadt 
und Umland und die Dimension und Qualität von Verflechtungsräumen (und damit 
die Regionsabgrenzung) zu beeinflussen, sondern auch den Begriff der Stadt und 
die Stadt selbst zu tangieren. Dies zumindest wäre eine uniersuchenswerte Frage 
wenn die Annahme stimmt, daß sozialstruktureile und Wohlstandsdifferenzen 
zunehmend zwischen Kernstadt und Umland und weniger in den Städten selbst 
verortbar sind. Hier ließe sich auch eine Verknüpfung zum Themenschwerpunkt 
.. Ethnische Konflikte in Großstädten" herstellen. 

Die in dieser Skizze genannten Themen und Fragestellungen sind keineswegs 
vollständig. Sie sollen dazu anregen, die Thematik weiter zu strukturieren und 
dadurch zu einem Themenschwerpunkt für die Sektionsarbeit zu machen. 
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.,Lokalisierung und Globalisierung 
sozialer Ungleichheiten-
Mechanismen der Differenzverstärkung oder 
der sozialen Integration?" (Arbeitstitel) 

Expose ftir eine gemeinsame Plenarveranstaltung der 
DGS-Sektionen .,Soziale Ungleichheit und Sozialstruk­
turanalyse" und "Stadt- und Regionalsoziologie~' auf 
dem 28. Deutschen Kongreß fllr Soziologie in Dresden 
im Herbst 1996 

Im Zuge der vermehrten Aufmerksamkeit, die die Sozialstruktur­
und Ungleichheitsforschung während der letzten Jahre den .,fei­
nen Unterschieden·' zwischen Lebensweisen, Lebensstilen und 
Subkulturen gewidmet hat. hat auch der Milieubegriff eine be­
merkenswerte Renaissance erfahren. Einerseits wurde dabei frei­
lich der Raumbezug sozialer Milieus und (alltags~)kulture\ler 
Oifferenzierungslinien. der unter dem Stichwort ,.residentielle 
Segregation" ein klassisches Thema stadt- und regionalsoziolo­
gischer Forschungen ist. in der Regel ebenso vernachlässigt wie 
die mehr oder weniger heftigen Abgrenzungskonflikte zwischen 
oftmals territorial gebundenen Lebensstilgruppierungen, die 
kleinräumigen Prozesse der Verdrängung "alter·· durch "neue" 
Milieus oder die offenen und verdeckten Kontlikte um Aneig­
nung und Nutzung von Wohn-, Verkehrs- und Freizeiträumen 
{z.B. Männer vs. Frauen; Junge vs. Alte; Familien mit Kindem 
vs. ..double income-no kids"-Lebensahsehn i nsgemeinschaften ), 
die man auch als Mechanismen der .. Di.fferen..-verstärkung"' be­
greifen könnte. Andererseits zieht das stadtsoziologische Kon­
zept der .. Segregarion ·· meist nur einen (oder höchstens: wenige) 
der "klassischen·' Ungleichheitsindikatoren (Einkommen oder 
Beruf oder Bildung) heran und erweist sich so angesichts viel­
faltiger .. alter" und .. neuer" Ungleichheiten, angesichtsdes Be­
deurungsgewinns kultureUer Di.fferen:en und angesichts der \e­
bensphasenspezifischen Ausformung von Raumbedürfnissen und 
Raumbedarf häufig als .. unterkomplex ". 

In der gemeinsamen Plenarsit=ung der Sektionen .. Soziale 
Ungleichheit und Sozialstmk.turanalyse" und .. Stadt- und Regio­
nalsoziologie" sollen deshalb in einem ersten Block von 2(-3) 
Referaten zunächst Berührungspunkte zwischen den beiden 
Forschungstraditionen ausgelotet und Schnittmengen umrissen 
werden. Im Zentrum könnten dabei einerseits Fragen nach den 
Formen und Mechanismen (selektiver) räumlicher Mobilität ste­
hen. die Menschen mit ähnlichen Lebensstilen mehr oder we­
niger dauerhaft in räumliche Nähe zueinander bringen und da­
durch zu ihrer Integration in sozialräumlich abgrenzbare "Mi­
lieus", aber auch zur verstärkten Abgrenzung ,.nach außen" bei­
tragen können. Von Imeresse wären dabei u.a. auch Erkenntnisse 
zum Verhältnis von Segregation und Integration in ostdeutschen 
Planenbaugroßsiedtungen, in denen ja Prozesse der sozialrtlumli­
chen "Entmischung" anscheinend erst nach der "Wende" in 
Gang gekommen sind. Andererseits- und vielleicht wichtiger­
sollte nach Möglichkeit auch diskutiert werden, inwieweit die 
räumliche Nti.he- sei sie eher längerfristiger Art (wie etwa beim 
benachbarten Wohnen), sei sie eher kurzfristig (wie z..B. bei 
Zufallsbegegnungen im ,.öffentlichen Raum'' von Plützen, Stra­
ßen und Verkehrsmitteln)- zu einer wenigstens partiellen Über­
windung von Einstellungs- und Geschmacksdifferenzen oder zu 
fongesetzten Interaktionen zwischen Menschen mit ungleichen 
Ressourcenausstattungen ftlhren kann, also auf "lokaler" Ebene 
auch so etwas wie eine .. Integration !rotz (ader vielleicht sogar: 
wegen) Dijferen:" denkbar ist. 

Wiihrend sich also ein erster ß!nck mit der .. Lokulisierrmg ·· 
so:ialer Ungleichheiten und kultureller Differenzen (im Sinnt: 
einer Rückbindung an konkrete .,soziale Räume··. ,.Onc" und 
.. Plätze ... ) beschätligen und dabei mit Blick auf Fragen der 
.,DitTerenzverstärkung" und der sozialen Integration gewisserma­
ßen eine., Mikro-Makro "-Perspektive einnehmen sollte, sollte in 
einem =weiten Block von ebenfalls 2(-3) Referaten eher ein 
.. Makro-Mikro "-Blickwinkel gesucht werden. Folgt man näm­
lich z.B. den Gesellschaftsdiagnosen Anthony Giddens', schei­
nen vor allem Prozesse der ,.systemischen" Integrution einer fort­
schreitenden, aber auch widerspruchsvollen "Globalisierung" zu 
unterliegen: Waren-, Geld- und lnformationsströme, aber auch 
Geschäftsreisende und Touristen können die Grenzen von Natio­
nalgesellschaften immer leichter und schneller Oberwinden. 
Gleichzeitig verstärken sich aber in vielen westlichen Gesell­
schaften auch Tendenzen einer .. Abschottung" gegenOber poten­
tiellen Immigranten (aus Osteuropa, aus den sog . .,Entwicklungs­
lll..ndem"), deren Wunsch nach Teilhabe arn Reichtum der fortge­
schrittenen Industrie- und Dienstleistungsgesellschaften von vie­
len Wohlstandsburgern als .,Bedrohung" und "Überforderung" 
der internen lntegrationsfahigkeit wahrgenommen wird. 

.,Grenzen" als räumliche .,Differenzrnilrkierungen" werden 
dabei durchlässiger und undurchlässiger zugleich, so daß bei­
spielsweise zu fragen wäre. welche selek.Jiven Prozesse räumli­
cher Mobilität durch diese Art der .,Globalisierung" gefördert. 
welche Mobilitätsvorgänge unterdrückt werden- dies hat ja u.U. 
unmittelbare Folgen für die soz.ialstrukturelle Zusammensetzung 
der Bevölkerung in bestimmten Regionen -, in welchem Ver­
hältnis die gestiegene Mobilität von Waren. Geld und Informa­
tionen zur Mobilität von .Henschen steht (etwa: wechselseitiges 
Steigerungsverhältnis vs. Substitution), ob diese Fonneo einer 
.,globalisierten" Mobilität die soziale Integration im Sinne einer 
Relativienmg traditionaler kultureller Differenzen generell befdr­
dem oder ob sie eher zur .. Marginalisierung" und zu einem 
neuen .. Fundamentalismus" bei jenen fUhren. die von diesen 
Globalisierungsprozessen ausgeschlossen sind. Mitbehandelt 
werden könnten dabei auch Fragen nach den Mechanismen einer 
.. (welt-)systemischen" Integration üb~ ~w.eite räumli.che Entfer­
nungen hinweg und danach. wie sich diese v'orzug·sweise in den 
.. großen Städten·· räumlich .. niederschlagen" (z.ß. in Form der 
,.postmodernen Glaspaläste" von international operierenden 
Banken, Industrie- und Medienkonzemen), dort freilich neue 
Verdrängungsprozesse auslösen und dadurch wiederum raumbe­
=ogene Ungleichheiten verstärken können. Dies ver..veist zu­
gleich auf globale Ungleichgewichte, internationale Abhängig­
keiten und zwischengesellschaftliche Ungleichheiten (etwa: Z\Vi­
schen dem Zentrum und den Peripherien eines .,Weltsystems"), 
die der in der Regel auf Nationalgesellschaften fixienen Sozial­
struktur- und Ungleichheitsforschung leicht entgehen - Reinhard 
K.reckel hat auf diese .. nationalstaatliche'' Blickverengung immer 
wieder hingewiesen -,jedoch unter dem Ticel .. Glabalisierung 
sozialer Ungleichheiten" und unter Heranziehungneuerer stadt­
und regionalsoziologischer Ansätze {z.B. David Harvey) nach 
Möglichkeit ebenfalls Gegenstand des zweiten Blocks der ge­
meinsamen Plenarsitzung sein sollten. 

Je nach Angebot könnte schließlich noch versucht werden, in 
einem Eröffnungs- oder in einem Schlußreferat das hier skiz­
zierte, durchaus widerspruchsvolle und spannungsreiche Zusam­
menspiel von Loknlisierung und Globaiisierung sozialer Un~ 
glcichhcitcn einerseits. von ruumbczogencn Prozessen Jcr Diffe­
renzverstärkung und der sozialen Integration andererseits im 
Überblick und als allgemein-theoretisches, soziologisches Pro­
blem zu behandeln. Unter der Voraussetzung, daß die beiden the­
matischen Blöcke mit jeweils zwei Referaten besetzt werden 
können, ergibt sich daraus eine Gesamtanzahl von maximal frinf 
Referaten für die geplante P!enarveranstaltung der Sektionen 
,.Soziale Ungleichheit und Soz.ialstrukturanalyse·' und ,.Stadt­
und Regional.soziotogic". 
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STADT UND KULTUR 

1. 
Mit dem BegriffKultur werden heute sehr unterschiedliche Phänomene 
bezeichnet. Wird der Begriff Kultur auf Stadt bezogen, dann meint man in. 
der Regel entweder das, was Kulturdezernate, Sponsoren oder 
Künstlergruppen in der und für die Stadt tun- aus welchen Gründen 
auch immer -, oder bestimmte städtische Lebensstile und Milieus 
einschließlich deren materielle Seite. Von beiden Phänomenen soll hier 
nicht die Rede sein, oder besser: nicht auf diese Art und Weise. · 

2. . . .· • . 
Die hier angestrebte Verbindung von Stadt und Kultur basiert auf einem 
Verständnis von Kultur, das aus der verstehenden Soziologie (M.Weber); 
der Kulturphilosophie (E.Cassirer) und der Ethnologie (C.Geertz) stammt. 
Ihnen allen ist gemeinsam, daß sie Kultur als ein "selbstgesponnenes 
Bedeutungsgewebe" (C.Geertz) ansehen. Der intersubjektive, prinzipiell 
öffentliche Träger von Bedeutungen sind "symbolische Formen" 
(E.Cassirer). Cassirer nennt folgende große Symbolsyste:me: Sprache, 
Mythos, Religion, Recht, Wissenschaft, Technik, Kunst, Bild. Diese Liste 
kann und :muß erweitert werden, z.B. durch die großen symbolischen 
Formen Architektur und Stadtgestalt. Auch sie "sprechen" eine "Sprache", 
besser: auch sie sind Träger von selbstgesponnenen Bedeutungen, mit 
denen dann ein "sozialer Diskurs" (C.Geertz) geführt wird. 

3. 
Die Funktion symbolischer Formung, die Bedeutung enthält bzw. 
konstituiert, ist Vermittlung: .zwischen Mensch und MaterieJNatur, 
zwischen Mensch und Mensch. Im Begriff des Kultus klingt noch eine 
dritte Vermittlung an: die zwischen Mensch und Gott/Transzendenz. 
Diese Funktion, die der kulturelle Bereich der repräsentierenden und 
bedeutungsträchtigen Symbolisierung der natürlichen, sozialen Und 
transzendenten Wirklichkeit hat, kann nur analytisch von den 
materiellen Umgangsweisen mit der Natur und den Menschen getrennt 
werden. Das "Was" des Erfahrungsinhaltes ist niemals ohne das "Wie" 
seiner repräsentierenden Symbolisierung (E.Cassirer). Materielle 
städtische, wirtschaftliche oder soziale Entwicklung enthält ii:nmer auch 
kulturelle Muster, mit denen und durch die sie formiert/formuliert wird. 
Und kulturelle Muster werden immer auch in den und mit den sozialen 
und materiellen Formen ausgedrückt. Die Regulationstheorie hat diesen 
Zusammenhang gewürdigt: Das kapitalistische Akkumulationsregime 
bedarfbestimmter regulierender Institutionen (Regulationsweisen) und 
bestimmter kultureller Regeln, Werte und Normen, die die Interaktionen 
der Akteure steuernd vermitteln (Regulationsformen). Erst so macht es 
echten analytischen Sinn, eine bestimmte Produktionsform (Fordismus) 
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auch auf andere Bereiche, z.B. Stadtentvricklung, zu übertragen. Was 
z·wischen beiden vermittelt, sind kulturelle Werte, Normen, Standards etc. 

4. 
Kultur ist kein Überbau ökonomischer oder sozialer Prozesse, sondern ein 
Bestandteil von ihnen. Es gibt keinen ökonomischen oder sozialen Prozeß, 
der nicht in sinnvolle "Sprache" (symbolische Formen) "übersetzt" werden 
müßte.' Genausowenig ist Kultur der Überbau städtischer Entwicklung. 
Es gibt keine städtische Entwicklung, die nicht auch kulturelle 
Entwicklung wäre. Stadtgestalt, Architektur, stadtische Lebensformen 
und Umgangsweisen mit Natur und Menschensind notwendig kulturell 
vermittelt. Die Rede vom Wertewandel, von der Frai?::mentierung der 
Lebensbereiche oder von der Kul.turalisierung der Städte im Rahmen von 
Städtekonkurrenz signalisiert einen Prozeß tiefergelegenen h."Ulturellen 
Wandels, der zusammen mit ökonomischen und sozialen Prozessen 
städtische Entwicklung vorantreibt. · . 

5. 
Der Zusammenhang von städtischer Entwicklung und kulturellem 
Wandel soll an drei Beispielen.gezeigt werden: . 
-Für die periphere Verstädterung im südeuropäischen Raum haben wir 
(S.Chtouris, E.H., D.Ipsen) am Beispiel der StadtAthen deutlich machen 
können, daß es u.a. die kulturellen Muster und Werte der traditionellen 
ländlichen Gesellschaft sind, durch die und mit denen die extensive und 
intensive Stadtentwicklung vorangetrieben wurde, und zwar sowohl in 
ökonomischer wie in stadtgestalterischer Hinsicht. 
-Die technische Versorgung unserer westeuropäischen Städte ri:rit Wasser 
Energie und heute auch Information basiert auf einem kulturellen ' 
Wandel, der seine Vorläufer in der Aufklärung hat und in der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts medizinische Theorien, technische . 

. Entwicklung, soziale, ökonomische und politische Umwälzungen zu einem 
bedeutungsvollen kulturellen Muster aus (Sozial)Hygiene, Wohlstand, 
Ordnung, Gesundheit, Komfort und Sicherheit für alle verband. Dieses 
kulturelle Muster für die Stadt wirkte weiter in den U:mgestaltuno-en der 
klassischen städtebaulichen und architektonischen Moderne und 'ciJt 
eigentlich bis heute. " 
-Das diesem Muster inhärente Naturverhältnis wird seit einiger Zeit in 
Frage gestellt. Materielle Umweltbelastungen, technische Risiken und 
Versorgungsprobleme führen auf der einen Seite zu weiterführenden 
tec~sch:n Lösungen und auf der anderen Seite zur Infragestellung bzw. 
Modifikatwn der überlieferten kulturellen Werte und 
Ordnungsprinzipien. Wer sich heute Gedanken über eine ökologische 

·Umgestaltung der Städte macht, ist unweigerlich auch mit den 
kulturellen Systemen konfrontiert, auf der sie basieren: sei es das 
Rechtssystem, seien es die orientierenden Werte, seien es die 
Vorstellungen von Krankheitsentstehung und Gesundheit. die sich­
technisch umgesetzt -, als Leitungsnetz im Boden unserer ·Städte 
befinden. · · 

E. Heidenreich 
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Vorankündigung eines Vorschlages für einen Themenschwerpunkt 
"Stadt und Kultur" 

in Sektion 

Unter dem umfassenden Titel "Stadt und Kultur" sollte sich die Sektion erneut dem Problem 
der kulturellen Dimension von Stadt und Stadtpolitik zuwenden. 

( 1) Zum einen könnte das Thema unter dem Gesichtspunkt der stadteplanerischen und 
wirtschaftlichen lnstrumentalisierung der populären und popularisierten Hochkultur im 
städtischen Raum behandelt werden. Die Tendenz dazu hat seit der Veröffentlichung 
Häußermanns und Siebels eine neue Qualität angenommen; insbesondere verwischen sich 
heute angesichts der kommunalen Finanzmisere die Grenzen zwischen kommerzieller 
Vergnügungsindustrie und subventionierter Hochkultur. Es wäre zu fragen, ob sich damit 
der öffentliche Charakter von Stadtkultur prinzipiell gewandelt hat. in der v.a. durch die 
Ökonomisierung geprägten kommunalen Kulturdiskussion (z.B. Standortdebatte) muß die 
Stadtsoziologie die genuin soziale Funktion von Stadtkultur thematisieren. 

(2) Architektur und Städtebau als Vergegenständlichung städtischer Kultur sollten ein 
zweites spezifisches Thema dieses Schwerpunkts sein. Beispielsweise verweist die 
Bedeutungszunahme baulicher Images fCir das Stadtmarketing auf ein geändertes 
Verhältnis von Politik, Ökonomie und Baukultur. 

(3) "Stadt und Kultur" müßte auch die Privatisierung des öffentlichen Raumes durch 
kLillurelle Investitionen zum Gegenstand haben. Dazu gibt es gerade in diesem Jahr einige 
Veröffentlichungen u.a. von Zukin, Moloich und anderen Vertretern der political economy of 
space. in ihrer ethnischen, ästhetischen und marketing-orientierten Multidimensionalität 
beeinflussen kulturelle Investitionen immer stärker Stadtbild und StadtentwickiLmg und 
bilden damit auch einen weiteren Konfliktraum städtischer Bevölkerungsgruppen, die mit 
dem Begriff "Stadtkultur" unterschiedliche Interessen verbinden. Diese thematische 
Perspektive (wer kann welche Kultur in der Stadt nutzen?) wäre auch auf das Oberthema 
des Dresdner Soziologenkongresses "Differenz und Integration" beziehbar (wenn es 
weiteres Interesse von Sektionsmitglieder an diesem Thema gibt). 

(4) Sowohl flir die breitere Diskussion der kulturellen Dimension (siehe Punkt 3) als auch für 
die spezielle Diskussion der Funktionen von Kultur in der Stadt (siehe Punkte 1 und 2) 
bedarf es einer verstärkten Theoriediskussion (Vergleich der theoretischen Konzepte zu 
Privatheit-Öffentlichkeit, zu städtischen Lebenswelten, zur Politischen Ökonomie des 
Raumes). Darüber hinaus muß die theoretische Debatte stärker realanalytisch und 
empirisch geführt werden. So bedürfte etwa die Übernahme amerikanischer Ansätze für 
Deutschland und Europa dringend einer sachhaltigen Überprüfung. 

verantwortlich: Volker Kirchberg (kirchberg@un1-lueneburg.de) 
unter Mitwirkung von Christine Hannemann und Werner Sewing (hannemann@sowi.hu-berlin.de) 
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Rainer Neef 

Vorschlag: fur einen Schwerpunkt "Ethnische Konflikte in Großstädten 
und Einladung fiir Beiträge 

Ich stelle mir eine Behandlung einiger der folgenden Themen vor: 
Räumlich-soziale Segregation von Ini.migranten 
Fragestellung: Zusa=enhänge mit Erwerbslage, Wohnbedingungen und sozialen 
Kontakten. Verschärfungen seit den 80er Jahren? 
Immi2:ranten auf großstädtischen Arbeitsmärkten 
Fragestellung: wie entwickelt sich die berufliche Integration? welche Gruppen werden 
ökonomisch und sozial ausgeschlossen? entwickelt sich eine Unterklasse von ethnisch-sozial 
Marginalisierten? 

3. Immigranten im Unterschichts-Quartier: Insel- Einwandererkolonie- Getto? 
Fragestellung: kulturelle Integration in die Mehrheitsgesellschaft oder Stärkung ethnischer 
Identität? Werden sie Teil einer Marginalisierten-Schicht? Konflikte in Quartier zwischen 

. T,.,.,migrantengruppen., rn..~ eingeborenen Bewohnergruppen, mit.de~ st==tlicb.e!! 
Ordnungsmacht. 
a) in deutschen Großstädten 
b) in französischen banlieues und/ oder 
c) in britischen inner cities 
Gibt es "Türkengettos" in Deutschland? 
Fragestellung: ethnische Okonornie, ethnische Gemeinschaften- ethnische Sozialisation? 
Soziale Stabilisierung oder sozialer Ausschluß? 
Osteuropäische Immigranten im Stadtviertel 
Fragestellung: wie effektiv ist bundesdeutsche Integrationspolitik bezüglich 
Erwerbsperspektiven und Wohnsituation? wie entwickeln sich die Sozialbeziehungen in der 
Siedlung? 
Flüchtlinge, informelle Zuwanderung und prekäre Beschäftigung 
Fragestellung: wie ist die Wohn- und Lebenssituation in Unterkiinfl:en? wie entwickelt sich 
die Beschäftigungslage von Flüchtlingen und von illegalen Zmyanderem ? entsteht im 
Zusannenhang mit prekärer Beschäftigung eine Untergrund-Okonornie? 
Lokale Ausländernolitik 
Fragestellung: wie wirken repressive, wie integrative Maßnahmen, insbesondere auf 
Quartiersebene? Beispiele aus einigen Städten. 

Die "Fragestellungen" sind nur ein Vorschlag, die Themen auf gemeinsame und dadurch 
leichter diskurierbare Punkte zu beziehen. Die Themen selbst stehen =Wahl- mehr als 4 
können wir meist nicht auf einem Sektionstreffen behandeln. Wer auch immer aus der Sektion 
zu einem oder mehreren dieser Themen arbeitet und Zeit fiir einen Beitrag hat, sollte sich 
melden bei Ktämer-Badoni oderNee[ Ansonsten könnte ich mit, aus punktuellem Vorwissen, 
als Vortragende vorstellen: zu l etwa J. Dangschat oder J. Friedrichs; zu 2 etwa li 
Häußermann oder R Heinelt; zu 3a etwa V. Waltz, 3b etwa li Vieillard-Baron oder R. Neef; 
3c etwaS. Baringhorst; zu 4. etwa P. Geiersbach; zu 5. etwa li Heinelt oder K Veith; zu 6 
etwa F. Blahusch; zu 7 etwa T. Schwarz.- Evtl können auch Themen durch Vortragende 
verbunden werden- etwa 2 und 3b durch Vieillard-Baron, 2 und 5 durch Heinelt, 3c und 7 
durch B aringhorst. 
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Vorschlag für einen Schwerpunkt der Sektionsarbeit jsd/19. '12.1995 

Was beschreibt und was erklärt mirwelche Stadt- und regionalsoziologische Theorien­
Schule? 

Nachdem Saunders (1987) verschiedene Ansätze der Allgemeinen Soziologie sowie der 

Stadt- und Regionalsoziologie nach deren Beitrag zur Identifikation des Städtischen 

abgeprüft und dabei kaum einen nennenswerten Beitrag ermittelt hat, ist es um die "Theorie 

des Städtischen" relativ still geworden. Auch sein eigener Vorschlag einer "unräumlichen 

Stadtsoziologie" war kaum mehrheitsfähig. Das war das letzte Mal, daß sich Innerhalb 

unserer Sektion (eine Arbeitsgruppe) mit einer grundlegenden Theoriediskussion ausein­

andersetzte (wenn man von der Raum-Diskussion absieht, s.u.). Seither hat Friedrichs 

(1988), in Orientierung an dem us-amerikanischen Trend, das Ende einer eigenständigen 

Stadt- und Regionalsoziologie verkündet, was von Her\yn (i 990) eine entschiedene Entgeg­

nung fand. Auch Krämer-Badoni (1991) - obwohl Saunders wohl prinzipiell zugetan -

empfindet die Fragestellung bei Saunders als zu rigide. Und eine feministische Stadt- und 

Regionalsoziologie? Diese scheint noch in spezifischen Fragestellungen und Blickwinkeln 

verhaftet; was bedeutet aus dieser Sicht das Städtische"? 

Es gab sicherlich noch die kurz erwähnte Raum-Diskussion, angeregt durch den Essay von 

Läpple (1991 ), der in Sektionssitzungen verschiedentlich aufgegriffen und weitergeführt 

wurde (Pieper 1993(?), Dangschal 1994, Sturm 1995). Schließlich die Siedlungssoziologie­

in der Sektion kaum diskutiert- von Hamm (1982), die er gerade überarbeitet und erweitert 

hat (Hemm i 995, ein weiterer Band soll 1996 folgen). 

Die theoretische Auseinandersetzung zwischen Sozialökologie und polit-ökonomischem An­

satz, zwischen wertfreiel]'l Positivismus und parteiischem (Neo-)Marxismus, zwischen Hand­

lungs-Nerhaltenstheorien und strukturellen und institutionellen Ansätzen fand in den 70er 

und SOer Jahren sehr konflikthaft statt, verbunden mit persönlichen Angriffen. Aus dieser Zeit 

stammen Auisätze, die in der Sektion erlebbar waren (was die Mehrheit der heute aktiven 

Mitglieder nicht selbst miterlebt hat). Die späten SOer Jahre waren eher durch den Vorwurf 

einseitiger Sichtweisen auf stadtsoziologische seitens der feministischen Ansätze geprägt, 

die in ihren Pros und Kontras innerhalb der Sektion kaum .an- oder gar ausdiskutiert worden 

sind. 

Heute ist die "Sektionskultur" eher durch ein postmodern,es Nebeneinander gekennzeichnet, 

was sich durch mehr oder weniger deutlich abgegrenzte "Zitierkartelle" dokumentiert. Man 

redet zwar (wieder) miteinander, aber man streitet sich nicht mehr oder man bleibt gleich 

ganz weg. Dabei sind stadtsoziologische Theorien in der Soziologie weitgehend bedeutungs­

los geworden; sie haben kaum noch einen Einfluß über die Bindestrich-Grenzen hinweg -

und dastrotzder Tatsache, daß die Soziologentage in Frankfurt am Main und in DOsseidorf 

Stadt- und Regionalthemen als generelle Kategorien hatten. 
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Dennoch: Das "Städtische" ist ein unübersehbares sozialwissenschaftliches und belletristi­

sches Thema, wenn auch in ihrem kultura\istischeri Gewand. Stadt ist Wi<;der der Ort, .an 

dem die gegenwärtigen gesellschaftJichen Friktionen besonders gut sichtbar werden- immer 

ein Anlaß für einen Schub soziologischer Theoriebildung. Doch was ist "Stadt" im (stad\-) 

soziologischen Sinne? Was ist es mehr als gesellschaftliche Entwicklung in einer hochgradig 

und zunehmend verstädterten Gesellschaft? 

Vor diesem Hintergrund ist mein Vorschlag zu einer weiteren Sektionsarbeit: 

Die generelle Fragestellung lautet: 

Was will/kann heute noch derAnsatz ..... zu einer Theorie der Stadt- und Regionalsoziologie 

beitragen? 

Wobei unter "Ansatz" größere Wissenschaftstraditionen verstanden werden sollten 

(Sozialökologie, polit-ökonomischer Ansatz, feministischer Ansatz, Siedlungssozio\ogie, ... ). 

Für jeden Ansatz bräuchte man eine Person, die "pro domo" redet, sich also der Mühe 

unterzieht, das Gute und Bewahrenswerte, Erhellende und Erklärende zusa.mmenzutragen. 

Dieses kann und soll nicht geschehen, ohne die historischen, wissenschaftstheoretischen 

und methodologischen Wurzeln dieses Ansatzes zu benennen- vielleicht ist eine Einbindung 

in allgemeine soziologische Theorien möglich. Hierfür braucht man Platz der Darstellung. 

Das sollte in ·einem längeren Papier möglich sein, zu dem ein zuspitzender Vortrag von 

vielleicht 30 Minuten gehört. Als "Gegenschnitt" wären ein, zwei konstruktiv-kritische 

Kommentare Ueder etwa zehn Minuten) denkbar, die auf bestimmte Aspekte eingehen. 

Danach müßte sich eine Pro-und-Kontra-Diskussion entwi.cke\n lassen. Für jeden Ansatz 

müßte man einen halben Tag ansetzen, d.h. pro Sektionstreffen wären zwei Ansätze 

diskutierbar. 

Zur Auswahl der Referentinnen ist denkbar, die "pro domo"-Rednerlnnen durch gezieltes 

Ansprechen seitens des Vorstandes der Sektion festzulegen, während die Rolle der Kom­

mentatorlnnen.als "Call for Papers" ausgehandelt werden könnte. Unabdingbar ist. daß das 

Pro-dome-Papier den Kommentatorinnen rechtzeitig (I) vorliegt und an alle angemeldeten 

Teilnehmerinnen mit den Kommentaren verschickt wird. Alle Vortragenden sollten davon 

ausgehen, daß die Papiere gelesen wurden, also selbst nichtvorlesen-es geht auch darum, 

in relativ freier Rede von der eigenen Position zu überzeugen. 
.. 
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Offener Brief an den Vorstand der DGS-Sektion Stadt- und Regionalsoziologie 

Wir, die Unterzeichnenden, halten folgende Aspekte für die weitere Arbeit der Sektion für 

bedeutsam und hoffen, durch diese konstruktive Kritik einen Beitrag zu einer erfolgreicheren 

und effizienteren Arbeit zu leisten: 

Bei zukünftigen Sitzungen der Sektion sollte mit mehr Sorgfalt darauf geachtet werden, daß 

Referate, deren schriftliche Ausarbeitung. den Sektionsmitgliedern im Vorfeld zugänglich 

gemacht wurde, nicht noch einmal umfassend paraphrasiert werden, sondern daß die vor­

handene Zeit für inhaltliche Diskussionen verwendet wird. Dies setzt allerdings einen realisti­

schen Zeitplan voraus, d.h. die Tagesordnung muß entsprechende Zeltfenster für Diskussio­

nen anbieten. Generell sollten lediglich die zentralen Punkte der Ausarbeitung kurz skizziert 

und dadurch Diskussionen generiert werden. 

Es ist zu erwarten, daß spannendere, inhaltliche Diskussionen nur dann geführt werden, 

wenn die Sektion sich auf übergeordnetere Fragestellungen einigen würde. Das bisherige 

Frage- und Antwortspiel nach einem Referat darf nicht mit einer inhaltlichen Diskussion ver­

wechselt werden. Diese ist aber nach unserem Verständnis unverzichtbar und sollte eine 

Kernfunktion der Sektionsarbeit darstellen. An diesem Punkt sind alle Sektionsmitglieder 

aufgefordert, eine Diskussionskultur zu entwickeln. Förderlich wäre es, wenn schon im 

Rahmen der schriftlichen Ausarbeitung der Beiträge der Bezug zur und die Bedeutung für 

die Stadt- und Regionalsoziologie deutlich gemacht würde. 

Desweiteren fordern wir mehr Transparenz bei der Themenauswahl und Themenbestim­

mung der jeweiligen Sektionssitzungen. Die Thementindung per Mitgliederbefragung ist nur 

dann ein sinnvoller Weg, wenn alle Sektionsmitglieder die Gelegenheit haben, ihre inhaltli­

chen Vorstellungen einzubringen. Unser Vorschlag wäre, im Rahmen einer, von vielen ein­

geforderten Selbstverständnisdiskussion der Sektion ein mittelfristiges Themenkonzept zu 

erarbeiten, welches insbesondere den jüngeren oder weniger etablierten Mitgliedern die 

Möglichkeit einräumt, aktiv die Sektionsarbeit mit zu gestalten. 

Darüber hinaus fordern wir die Sektionsleitung auf, für die nächste Sitzung eine Geschäfts­

ordnung der Sektion vorzulegen, in der wichtige Verfahrensfragen wie beispielsweise das 

Wahlverfahren geregelt werden, damit zukünftig nicht bei jeder Wahl unterschiedliche Ver­

fahren zum Einsatz kommen. Notwendig ist, daß jegliche Kandidaturen für die Vorstands­

posten der Sektion mit programmatischen Aussagen verbunden werden, um die inhaltliche 
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Zielsetzung und thematische Ausgestaltung der Arbeit im Falle der Wahl deutlich zu 

machen. 

Wir fordern den Vorstand der Sektion Stadt- und Regionalsoziologie auf, sich im Lichte die­

ser Kritik Gedanken über die Gestaltung der zukünftigen Arbeit der Sektion zu machen und 

durch geeignete Vorgehen die erläuterten strukturellen und organisatorischen Defizite ab­

zustellen. 

Januar 1996 

Karin Baumert 

Susanne Heeg 

Sigrun Kabisch 

Eva Mnich 

Andreas Rieper 

Jens Sambale 

Thomas Wüst 

Christine Hannemann 

Waller Jahn 

Volker Kirchberg 

Mark Nerlich 

Dieter Rink 

Wolfgang Serbser 

Habilitationsstipendien für Graduierte ostdeutscher Universitäten 

Das Fachgebiet Stadtsoziologie an der Hochschule für Architektur und Bauwe­
sen Weimar- Universität unterstützt die Initiative der Volkswagenstiftung zur 
Forderung des Hochschullehrer(innen)-Nachwuchses in den neuen Bundeslän­
dem. Vorgesehen ist die Vergabe von Habilitationsstipendien mit einer Laufzeit 
von 4 .Jahren, Tarifgruppe BAT IIa. Die Vergabe erfolgt nur an Kandidatinnen 
und Kandidaten, die an ostdeutschen Universitäten promoviert haben. 
D1e Begutachtung und Betreuung wird angeboten für folgende Themenkom­
plexe: 

1. 
2. 

Suburbanisienmgs- und Deurbanisierungsprozesse seit der Wende 
Rekonstruktion und Erfindung von Regionen in den neuen Bundesländern 

Interessenten, die die fachlichen und fom1alen Voraussetzungen erfüllen melden 
SICh bitte bei: 

Prof. Dr. Dieter Hassenpflug 
HAB Weimar- Universität 
Marienstr. 5 
99421 Weimar 

Tel: 03643/583324 
~av· n<hA<I'Q~<n~ 
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Programm und Protokolle der Herbsttagung 1995 

Herbstsitzung der Sektion 
Stadt- und Regionalsoziologie 

an der Europa-Universität Viadrina in Frankfurt/Oder 
(vgl. Wegweiser am Eingang) 

vom 09.11.1995 bis 11.11.1995 
Große Scharmstraße 59, D-15230 Frankfurt/Oder, 

Hauptgebäude, Raum 109 (Senatssaal), Tel.: 0335/5534-640 (Stefan Krätke) 

I. Anreise 

am Donnerstag, den 09.11.1995 gegen 19.30 Ubr können wir uns im Ratskeller in 
Frankfurt/Oder treffen (vgl. beiliegende Skizze. Eine Liste mit Hotels, Pensionen, 
Gästehäusern und Privatunterkünften liegt ebenfalls bei). 

li. Programm für Freitag, den 10.11.1995 

1. 9.15 Ubr Beginn: Begrüßung und Organisatorisches durch IUaus M. Schmals 
(Dortmund). 

7 9.25 Ubr Einführung zum Arbeitsschwerpunkt "TRANSFORMATION DER 

LEBENSVERHÄLTNISSE IN DEN NEUEN BUNDESLÄNDERN" durch B 
Stefan Krätke (Frankfurt/Oder): "Transformationsprozesse im europäischen 
Grenzraum-Das Beispiel der Euro-Region Viadrina". 

3. 10.00- 11.00 Ubr Annette Hartb/Ulfert Herlyn/Gitta ScheUer (Hannover): "Soziale 

Ausdifferenzierung und räumliche Segretation in Städten der neuen 

Bundesländer- Theoretische Überlegungen und qualitative Befunde". 

4. 11.00- 11.15 Ubr Kleine Kaffeepause. 

S. 11.15 - 12.15 Ubr Eva Mnich!Heinz Sahner (Halle): "Potentielle Migration und 

Suburbanisierungstendenzen am Beispiel der StadtHalle und ihres Umlandes 
- Eine quantitative Analyse". 

- 17 -

6. 12.15- 13.30 Ubr Mittagspause. 

7. 13.30 - 14.30 Ubr Gabriele Sturm (Dortmund): "Ist eine Wiederbelebung von 

Privatem und Politischem möglich? Folgerungen aus der Betrachtung 

weiblicher Lebenswelten in Ost- und Westdeutschland" 

8. 14.30- 15.30 Ubr Martina Löw (Halle): "Umbruch, Transformation oder alles 

wie gewohnt? Kategoriale Überlegungen am Beispiel der Geschlechtertheo­

rie". 

9. 15.30-16.15 UbrKaffeepause. 

10.16.15 - 17.30 Ubr BERICHT AUS DER FORSCHUNG: Sabine Schenk 
(KSPW-Halle): "Transformation der Arbeitsverhältnisse in den neuen 

Bundesländern - Eine Diskussion an ausgewählten Beispielen des Dienstlei­

stungssektors". 

11. Der Abend steht zur freien Verfügung. 

III. Programm für Freitag, den 11.11.1995 

1. 9.15- 10.15 Ubr Beginn: Frank-Dieter Grimm (Institut für Länderkunde Leipzig) 
"Wandel des mittel- und osteuropäischen Städtenetzes - Geographische 

Überlegungen aus deutscher Sicht". 

2. 10.15- 11.15 Ubr AKADEMISCHE QUALIFIZIERUNG VON SEKTIONS­
MITGLIEDERN: Felicitas Hilimann (Berlin): "Jenseits der Kontinente - Mi­
grationsstrategien als eine Antwort auf Transformationsprozesse". 

3. 11.15- 12.30 tD1rMITGUEDERVERSAMMLUNG 

In diesem Rahmen soll(en) 

-die Neuwahl der Sprecher(innen) stattfinden; 

- der Kongreß für Soziologie 1996 in Dresden resp. die Kooperationen der Sek-

tion Stadt- und Regionalsoziologie mit anderen Sektionen der DGS diskutiert 
werden. Der nächste Kongreß für Soziologie steht unter dem Motto "Integration 

und Differenz". Kooperationen sind geplant mit der Sektion Frauenforschung, 

Soziale Ungleichheit und Sozialstrukturanalyse sowie Landsoziologie/Ost- tmd 
Ostrnitteleuropa-Soziologie. Ein "call for paper" für den Kongreß für Soziologie 

in Dresden wird im Herbst ergehen; 
- die nächsten Arbeitsschwerpunkte der Sektion erarbeitet werden und abschlie­

ßend 
- über die Einrichtung eines Diskussionskreises für Doktorand(inn)en und Habili­

tand(inn)en in der Sektion gesprochen werden. 
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4. 13.00- 14.00 Ubr Mittagessen 

5. 14.15-18,00 UhrExkursion in den deutsch-polnischenGrenzbereich. Frau S. 

Albeshausen (Stabstelle Stadtentwicklung der StadtFrankfurtJOder) hat uns eine 

Führung angeboten. Ein Bus :fur 40 Personen steht zur Verfügimg. 

6. Abreise ca. 18.00. Ubr aus Frankfurt/Oder. 

Ich wünsche Ihnen/Euch angenehme (Semester~)Ferien und verbleibe 
mit freundlichen Grüßen, 

Klaus M. Schmals 

I 
I 
.I 
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IIERßSTSITZUNG DER SEKTION S'rADT- UND REGIONALSOZIOLOGIE AN DER 
EUROPA-UNIVERSITÄT VlADRINA IN FRANKFURT/ODER 

09.11.1995 bis 11.11.1995 

l'rotokol.l. Freit<HJ 09.LJ .l'J'lc>: Vormittilq 09 . .1~' Uhr· bi.s LJ.OO Uhr· 

!:lrt: tjrof~e S~ll~rrJlStraße 59 
J52JO F~~tnlzfurt/Oder 
P.-:1um lU9 

TOI' l 

Kl.ius 8chmaJs he,Jrlißt clie T:::~ilnellfn;:'l'il1IF:>n uncl Teiln<·:hmr:::r- 11nrJ ·-.r.i.!·· 

<-··jnen k11rz~n Übt=:>rbl.icl;;: über 'fl"J!:!mE-~1-J 1.\l'lCl F:c[eJ-Ll·t_l?. 

r-tLtrt.inll Löw stellt den Pcozr:ß clec Theinentj_ndunc;l clteser ~;i_tzunn 
dQr Die Teilnehmer und Teilnehmerinnen stellen sich Anschließend 

'1"'(\ f• ') 
J , •• 

Di sJ-:u~~si.on des Vortrages "Tra.nsforrnutionsprozesse im europüischen 

Da!=:: BeispipJ clP.r Euro-Reqion Viaclrina" von Stefan 

llc·n· Jahn fraqt nach Zühlenrnater.i;1l, beziio.l icl1 dec 
~!iarQtiollSs~r6me vo11 (Ist 11ac11 West. 

Z~llJJ.,~.:n uncl Anctaben, so Stefun Krtitke. ljJ:-qen vor. d..:Js ~ldt.•:?r'i.,:l1 j :-;t· 
i .:.,-] (\ r· 1.·.• .'·'.1.",' [~- ,~_ ,_-1, 1. '·' c ..... ',· t-,_ • U ,... ,... - -· ·-]·l- :: -F 4- ·i -

. • " - '·' .:.:. ...:.- ,_; ·~1\:;.' • c..l .1.. l. ..L .... ; • 

':i~-·luH-·ln: lrn "Dtln}~Aln", or·fl·z· 11 [J t 1 ·11 · lt 1· r· · ·· -le e .a en :11 cen n1c 1 · c 1e {PC'i.lltilt . 

. IJ_! f·~r-t Herlyn kommt. •lllt" d(l:.; ct~unr·l!--::ott.?.~~nt (lf:'.r EurooCl-UniY<:·rsi.t.;'t-1 

;:
1
: :-~r)l~P.Chl:?fl {europäisch~ A.usric:l1tuncr. encp~· Eooperctt i.un nt:it PoJpn) 

'!11'! frdqt nach, c--.irc die i.Pilnc, lanclesspr,1chlich qestaltet 1-·ircl. 

r_,i:,__" rn~isten Veransl.CI]tunq __ en \.Jerclen ill cleutsc·J1. . . 
_ Pl!ll(IE' in en~rl i .':::eh 

lnorid R1·eckner macl1t auE clie Ti\tSilC:I1e' ;lufmerl,sam, claß es inner-
cle.s Transformationsprozesses 

r;reschlechtsspeL~.i. t i~-;l'ile 
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r·-·!(i('ll flir Fr<lll!c:n uncl i'lännc::r. 7.~ .. JP'itt~ns fi~Uq1 .. si.::> lh\f"h )\ll!';m;ozf1, llfld 

'V1<: I i{'l1l·:~iten der Ef.I-Förcleruncl filr die Euro-P.eqion V-Laclcin.:.1. 

cler Geschlechterdifterenzieruno ck~l · 
T:-:tn~-1 ni·m.-tt.ionspr·ozei>t-or.schunc! l,l·r-cl, so Stet· K. ·· k f- · · . .an rcn~ ~e, dU~<~f8C!Ll L·· 
f'(•Jl. ist iedoch im forschunqsansa.tz ungenüqc,ncl in t ecn- iert. 

cler EI J- f'ö r clenm g st.ellt er einen unre f lel't iert en 
-\n~- 1 -,-H_fS;l}~t ioni:-:;rnus J·est. üb8l" den eirJentliclH-~n :Jinn der Förclet'LtlFI 

!VI:'r\,'Pnrlnncr. Ein.sr:1tz. Polcren) \,=:Lrcl nicht flinreichend disJ.:ut.Le
1
-t. 

p,-) l i r :L }: uncl ~laßnahmen innerttalb des 'rr·QnstormatiortsprozessPs 

!t:.'ilt"'n allenfc>lls symbolischen Cehcoilt, 1'onstatiert Jürqen Krämer. 

Crenzöf fnun<;1 mobilisiert seiner ~-JE~ in u n9 nach 
P •"-" s ,,, n t i rn e n t .s . zu nt in c1 e .s t b e .steht cl1' e ~--~ P .. ·f ,, 11 1.- , cl [' 1 J 

u a., es zu so c1en 

Inns?rh~1l b c1es Transform~tior1sprozesses l)estel!en ,]lJCh 

1Jrt1-;.:.t-schi.Pcll ichen sozialen Tf~i.lqruppen, so Karin ßaumert. Z.ß. 
Interlel;tuellen oder "post:.sozittJ istischen" 

J.:i11fen innerllalb des 1'ran s 1 orm.::1 t. i onsproze s .s es j n Bezuq C'IU f 
Elr:l1li.llltl uncl Intensität höchst unterschiecll:lci1. 

1n Deutschl.::1ncl \-.rer·den Konkurrenzänqste ldlnst1 icl1 "lloch9P],·.nr·ht", 

~.J•_t·_,-1<.-'(ll.lF.•t !',Le·f·,,n K.r-=-'tl<e_ 't-,-"., -,,nJ· -," 1 · 1 '' 't · 
k .... ..._. -.. h L:. \. <1 : .. J d .1 L po n.lsr· ·1e1· üP.l ~ tl t!Jt 1:...:...· 

insbesondere im Umc-•Pltbereicl1 (z.P.. 

:•:;>;r•·n(j])~--",·· :'Jl"•"'.l1.? .. 1o,,-.JJlP .. J·I J.·I.IC1J.I.''tl-l···.n)- [-Jl. 0 (' ., ff- . ' 
~ .-- ~:-_ .• renzo·· .nun~t cren"::::rlert ,Jzh,·. 

-. :·: -~-; ;_· i~ ~ (:-1- ~ 1·1 i~~-ll t l"JU1" \.- ClL bt~]l d l t 2 Lll"iCl ~1.-i.i}, t 1· u 1 Ll::' ll, S Ul1de L" 11 d lll __ ' j 1, 

::;td ~-Ii . .=::::: i1u \·i~:-l !:->ti?tc}:c~rem Umftl:It;~. Ver·tt·aur.;.;n uncl f,:oop~r,._ttion. 

Tr·;p --
1

' Disl~ussion c1es Vort.r~1Ci8S "Sozj,;'l)e Ausditferenzierunq uncl 
r· ~-'tlllll ! i_ c 11 p ~)eqrE~Cli:ltion in cler neuen ß11ncles Linc1el.-
·r~·i,:(l)b-"t)sr:·JlP i.)hE-'r.1~qunoen 11ncl q11r1Jitative Befunde. von Annf~tte 

II<JrLh. Ul f"r-t lherlyn uncl GitL1 Scheller: 

Herr Anelt (?) (ßprlin) .stelll fe.st. c1aß er.: nir:ht leieilt .<:--:ei. 

tli.( ,_·Jit: Ki.tl.ecl!.)t·ie ":~;Latus" die richl:i\h:>n •'l.:d3.stfcibe zu f.Lnclen. 1 __ ,
111 

hc::-:t.immt~~ stEicltisclle TeiJ.cteh.i.ete mit e_inern :~t:attl[-: ;.:;q bele9 en .. sind 

i·.-1:'\.!f-::t·r: Dit.t'e_·,-r·" .. f',·e,l·e_r·>Jf!C.f<'> ... ll 110t.~.-~;,.11Cl.J·, .. ,_ (., cl l · ' R 
"" ~ __ ··~ .•eL'l:t_ P. )f-~1 r1Pr etr.:-'lr:ht unc.1 
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Stüclte s:incl clie friterien "Be.Lecrun9" uncl 

"f1di1(·!~~sc!·licht.e" LJZht. "Bauqualittit" in di1? Str.1tttsfestlequn9 E-:dnz•l-

l>ezielwn-

Nncl1 c1em theoretischem Verstf>nclnis von HociE,rnis ierunq innerhc1 l!J 

cler \'Oroe.stelltPn Untersuchunq frrtt;:~t Klaus Schrnals. 

,fiirqP.n KrämP.r .<;tP11t fest, dnfl "sozi.::1.Le 1'1ischuno" f,~lst immer ':on 

dL~l befrnote11 Bevölkertlng preferiert ~ird. Und dies sei 11 icJ1t 

.Juß>-::>rae\,rötlnlich und tiberrasche!ld. Er konstatiert u . .J. dllch, r..:!uf.~ 

rltll f'll !~J1L1ni scil11nq andP.l'P fur-utP.n dt:-:r :;o;.·j .:11 VE-->rsorntinn h·i r·hlt(!l:'l 

\·.l:::~rc!Pn. z. ß. Elemente der ~larktv~?rsort;runq. Zu fr~lcren ist· auch nuch 

TP11de11Zen der Gettoisier11ng ostdeutscl1er Wohngebiete. 

D.i•~ c:tatusfraa_e, s.·u- u_-lfc.,_-t_· fJ"_·r·J.yn, 1'1 -J-. "' l .._ I<; "1r1_ e 1m •. orsc 1uncrs team um-
fassPJlti dis](tJtiert. Unterschiede wurden hera11s gearbeitet uncl 

:;t:.-.!l:IJSt::L·uppen qebilclet, denen besti.mnrte kritf?rien zuqeor·cinet h.:ur~ 

cl~·11. DiP Get1iete sind höchst 11eteroge11 zu betracl1tet. insbesondere 

c]ii-~ f'l;JttenbclUCJebiPte sind differenziert zu 1-:at.ecJor·is·iE:'l·en. 

C!.lll f'latte nicln qleich Platte i;-:t, unterstTe>icllt ,c1ucJ1 Gitt:J 

ßezi'tql ich der theoretischen cles 
1

'1oc1r::··cni.sieruncrsbeoriffe.o:~ lt:.>hnt sir::h di~ fc;rsclllirl-";l~scn,upr_;!~ an I.11rir~·h 
n,, 1

·f::-. fnr1i\·irlt1t1lisierunqsthPs~ ;:u1. :VloclernisiE:t'UIIC! i?.t hLer· ;;::1
1 

\·.·,
1
·-

"Options r.-; l e i r,JE:-: l"UllLI" möq l it~l1er Handlunqen 
flc~rldlun~.-!skeLten. l1 P .. l-."<J.IlP.t1, so ~-·,·tt·I ,-, ]· '1~, ·· ] · ]' · ..__, - -'·· ( t)L'l!2...~..el, fllllSSE.~I\ ClUCl _lr\(l\'J-

c!lJPllP.r D] CillP. 11. [11. "·'· PJ-,::",ful-".11~, __ .--.. ,l' 1.- 1. r··l -· l .- .- _ ...--- c 1 t:-> c 1 e s e n _ .:1 n '. nv:p:' 11 zu !__, ·r 11 n r ,:., 
I_. .. 
1 tr.-~r:r~-:>n. muss;-:::n ntillE=:r untF:r.sllch!·. ~-JL~rc!P.n. Die Vr::rbi.nclunq zh;lschr:.~n 

l'L .~-~ Lt.:l"t'UZlJillluJI~I uud 0~~1-CL,Id llu11 Jnu[.) t~ezu(,..leJt ~ .. ~L~l-UL:JJ. 
:"~;il. t;1 ;JchP11f.'t" aPht LlUCh 'l!J·[· fl·Jc.- ntot·llSI'OJl7-j·t· 1- . 

L _ r .. _, .-_J n .• ·.,_ .__..~ J, ·.,_1Jl~7. 17!Tn: Es wurde 
J;n fTP.test <;Jetestet unc1 versprach cJocll nicht das. \ .. ~as sich erhofft 
:.,_'tJr.·l.:_,. bessere OperatiOJlalisierttJlQ des theoretischen 

Annettr'. llar-t.tJ ITI'"_t·'ct •". 11, ·1 ~ · ' 'I· 1 · 1 · 
r: r. u fU~J !"~OZLil.t.f:> •'l~JL'lllnq nl('lt lll\bec1lnc.rt 

2\J::-:prucll i.n cler Bevöllzerunq erfährt. 

Rinq J--:onst~1 t .LE-~:r· t, i.n Os l:.cleu t~ci!lancl ·'' .L II 

d~:r bennde:r ::-: in ßE-'~:uCl •.:u1 
·-o·::· "L,_: 1 '.·: :V!erl-:rna.le und <JP.Jti.r,•,c.-.. ·.l· IJ·".ZI_J. ,._._,,.._._,, ·"tlf' ··1 · 1 · · 1 

.... - .,---_ u o -:onom_l:-:lcde VL1rl.:l.J) .en, 
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Einl·:ornmen, eieterminiert ist. zu beobachten ist 
\~er s chi edener SeaJ:eaRtionsmuster ("Ost-

h-f~_:-.:;trnu:-:'.tel·"). .- soz.1a .e [Jl. r_·_· · J ~Ji schunci h'ircl eine ·::tnc\ere s:::•in, u.L:.~ un 

~\-f:'~:;t~n \'Ol"ZUtinrJen. Es ste . SlC 1 o.:.tl' l. c' c t ':·~-' llt · ] -, cl1 '11." ~l'i··r._·, ~~:f..l_··.J.<.·:,'·1e F,~,ktol-en 

.föcclern. Bt.~sonder~:: llt:"::'rvo1·zuhebeJl ist auch d:i.r::: 
~·: :l E:' ich z e i t i a 1-: e i t \~on St1burbanisier1111q uncl C~entrif ic.::ttion in 

H.=-•rl.· Schwurzc;:~r rnPr :l: an, t- ... -- - • l '·· .. t.•.ln_, i'.l'1l·e.r- 7.vi~.chen "!\' i._~,--(=·1l:i~Cl1!1U" und 

"l'nter:;L·hiec1lichl~eit" in: Vortraq qe-crennt h•erclen muß. 

Für_· eine umfassenclere mikrosoziologische Überprüfunq cler 
[J'C."iC!P.stellun~l des oben gena.nn .en o-- c1 ~ ...•• -t \ ' rtr-- OPs tritt Jens Dangschat 
!.?in. :"J.:ü:robeqt·l f e -::.ann Ind 1 .. - .. -· · f ] ·n 11·c·l1t· 1111··t >.•.l'n r.lr.lf'l~ Z\.ir"l ~-li.k>Cnbec_rl·if[r''ll 

Fl-·~lu Schäfer stP.ll t e Jt~n .a .... . s .es-, t t. 11 f. t cluß der ßer,,rl ff ":)totus 
.: j ; ; ,,.. :·- \•/ 0 h ll r;J e b j_ e t_ 12 :~;" ;~ (~· '1 ~-~ P. r - ' .... l · . .-'.1.1 r·Jr:·,u.r-:--_·,t.l.nr1aljs:iPren Sf-:'1. [l!:.•l· ßP.CJrift. 

, .-.. ilußre>rst .UlC e. 1e u .u . , ;,., .. fl · 1 rJ· ''t·,cH foo F'r<:l\.1 ;;r:h;ifF,L'. ist :Lm Vortraq 1.1ls 

1 ll (l,:)qe::::r.: 1 o.s.sene.s ~ -· • 1 1 S',•.sterr1 L·'·'ll·c_re .. stellt h'Orden. AS}Jekte c1es Zuzuges 

i r'idll?.:;t· . .-"trJ-:::.:::1· Gruppen ( z. n. (I ILS rlem W~St(2;n) beacl\tet 

Urnf d!lCI lind _?:."r·t 
rl•·!· ~;~·:JI!--:'!J,:ll !Ull ~-'Jl"ü _1ecor:·1 · ·' · l l LlltL•..:'l".'SCbiedl_i.ch \'Un clen :'h-:nscllen lJr~·-

~el-tet. Aut dei) Prozeß der ~loderJlisier\1119 ZIJrGcl~kornme11d. 
. ' -~ r , ___ i I I i •-:' r ~ \ Il ~~ ll s ' l d .J ;:-; .l L' l .1. - • . 1 r· . . l cl 0 •. i· h' 0 r.;; i L..: 11 cl i f:::; ::.; 0 z i 0:.1 1 s L L-u 1-: t ur du::-_.; -

;·li fi<?r!7:nziert. sicl1 die ~-loc1F>rnisierun9 in allt.ti~Jli~.-·hen Bereichen 
., n 
-~ . '} . in cler Wohnst. dndort\. .. .:ahl. clie ~..Jieclerum z.ur 

!---:-: .--~~~ Albesh;:u 1 sl~fl führt an. cl21[.-~ Sf:-c~rrec:l~:1·.i.on zut- Ze:it ,:ttJcll in der 

:~:t .Jclt [J>1n: :ur-~. Uc er _Jeo Ji. _·, .•::> . ·~ - . I f •;· 1 1 ] 1r'1;··t r11"·1 cl_i.~l'.l.1t·L·er·t. ~'ircl. :::ie stellt 
.. , I , (Ll[~. l~in2 Durchrnj_schuncr ct~~r 1JE:\·o -~E:=t-uncr e1· ·. . ' "ll st _l.P .. tzt fJilssiert 

~-.r' i r c1 e 1- ~: t. n <:t c h cl er me J'i.: t 
Neef an (als .ztrun er Jz. un q : \Va s die D.i sl-~ut dnten 111 j t_ 

! 
!l 

I 

I 
I 
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"L' 11 r,··hln} .'::Chl1Jlq'' meinen i :o t nicht Clan;;:: ~:lar-. ist 
"EntJni scllunCI" c;~emeint?) 

F.r~1u A.lheshausen \:erne.in1· die-s. St:~Cin::~qation nc-:tch EjnJ.:ornnh:.>n i.'.-:1 

i 11 der Stadt deutlich zu reoistrieretl . 

Reiner Neef tiu[!Jert Z.\<Jei Anmerkurlt~Jen/rri.1qen: h1irc1 innerh.Jlb ;·Je:.:· 

:J·-.·~:rr-• . .::t;~dtion.sfor.schung auch d.i.e K.:1teqoriE' "DDR-Le.t.~:·n~:t j 1 '' he-d,_-:(~ht 

J< d : .:- ··_; c• r L (-' " :J tat u s " und \·Je l r.:: l1 e R o ll•:: s p i. t:: 1 t s i e für rl a s Ver h .~t .l r ,,, n 

\'l;.:,J· 'lensr:h;::..:;n? hircl der Stat11s überhallpt \·i·~thr,?r=::nommPn? 

innf-:rhalJ:-. (l~J 
D·iPter Keim rnt"tcht .::1nf 1.:ojnen Z.tH:>lph.-l.senvet-1.,--tl.lf 

:~:1'U/'r->C,'~·it.ionstorscl1Unt~J bez\iql:i.i_'h ostclF;utscllc•r :;t~idt!:-:' ;~tufmecl--.~:\dlll. I 11 

.:'ll.·-·t· -:-'J_.!:-:t~n Phase r_;~ab es J,:cuun Fortzür;1e. j_n einer Z\,•eitf:'n f'hasr_-.' 

;,.,J'.H'!i irl·"c,sl\·e. [)j,o,;p 2:\C<'ei.Le rii<1.Sc• }st njr:ht: hL!ll'PiCil•c'nC[ ;}
1

:·,J:;i· 
1 I''! i_ 

Ui.:.· int~:;-;rnat.ionale DisJ.:ussion scheint kE.,-j t;:;~r 2.1..t .s~_in: Jlj :?r 

~; i nc1 auch fruchtbiir [Ür dir~ ;~ ... ·•i: f:--'Cicitionsforschuno zu nutzen. 

! -:-:·Ci J. ,___, 1 
der i nn,~rh:, lb MPn.schen 

d•.·r :.·.: ~-- ) .: . '·] 
"JII:~;;: t .. u:c:essr.::. 

II i. P 1 
r:·inc1r:J(·}:, 

.-?ine .O.rt "~.:lturprozi::::ß" !Jet rc:r~·ht et 

:': i ·:·h~l·J.ich ist SeqrP.gat.io11 kein ~'aturprozc•io, so Olfet·t Hceclyn. 

;·" ··]'''" iJI"TlctC·lltet die F'or-.s>:lnmoscn·uppe clie :oladt nicl>l isulirorr, 

( : •. l1 :- ·.: () 1- :· d I : f F' I 
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' J U.iskuE-~sion des "Potent ie llf' 

Bei.sui(::!_l der St<Jclt f\~1J l_,?. und l"ht-~:::-;; ~-)lil1t.lrbanisierunslstendenzen üm _ 

1 " ".va Mnich und lleinz E:ine qtlantitative Ana_yse von 1~ 

Sahnc~r: 

,Jahn l'lll. cla ß cle.c Ostteil 

l rje 11 11 etJeJ1 Lä11der11 zu verzeit:hnen ~'<J;..:.'Jnc erunc;1en aus 

· ..... IJ rc\;--=> ner 1 in in clPr Untersuchunq ;_Lus~.t~klamrnert -~ 

Kt~iteriurn zur _"A_u s h'i:l l1l rlPr untersuc!1teJ1 \.Jür c1ie 

es v.•urc1en ;:~ lle ostrJetlt sehen 

St5diP Qb 100.00 Gll1~01 ~ .. 0 "' ·]11··r·11 b·Rt1~achtet. ist e:in 

..... ,- 1· ··lf}ll" und ,·ur· cle c1e·c;lwlb Ilicht beriiclzsichti9t . . , I] I_ L d <.. • 'I ' 

so Herr Rinq, \-h?.rclen in der Disl::::11s~:j on immer 

1t.i<_. CJ(~.<::ehen. für ihtl ~:ind (l.ie SutJurb-~Ln:i..sj_erunqspcoz(·_~s.s2 tl.i(.:ht 

l'Jb;.;_rr..t::=.chend. fitlde 11 wir docl1 gerad~ in den I!llleJlst.ddteJ1 kQ~astrc;-

~ h.:-~ l<:-- h'cd1n\~erh~·il tniss~~ l1JF- L .:.111.-;u - -·i ~-·•:: • 1 B - !J s ·t 1 1 ~, ·· n n 1.-.' r F n r t ;;·. 11 q :-; t_ P .l ] t: !!k.' .i :~: 1 

~·-infnc!"J ~.:ine VE~rbesseruno der lo~~tH?lls·.;erh.lltn.is~;e clar. 
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HERBSTSITZUNG DER SEKTION STADT- UND REGIONALSOZIO­

LOGIE 

AN DER EUROPA-UNIVERSITÄT VIADRINA IN FRANKFURT/ODER 

PROTOKOLL VOM NACHMITTAG 

Diskussion Uber den Vortrag: "Ist eine Wiederbelebung von Privatem und Poli­

tischem möglich? Folgerungen aus der Betrachtung weiblicher Lebenswelten 

in Ost- und Westdeutschland" von Gabrlele Sturm 

Es wurde diskutiert, daß die ·antike Öffentlichkeit' vor dem Hintergrund einer Skla­

venhaltergesellschaft zu sehen sei. Deshalb könne der Raumbegriff von Hannah 

Arendt nur als Methapher, nicht jedoch für einen konkreten sozialen Raum benutzt 

werden. Der Idealtypus antiker Öffentlichkeit sei aber dienlich, um vor diesem Hin­

tergrund das Geschlechterverhältnis zu diskutieren. 

Dagegen stand die Auffassung, daß die ·antike Öffentlichkeit' nicht einmal idealty­

pisch als Modell für ·wahre Öffentlichkeif benutzt werden könne, weil aus ihr keine 

politischen Handlungen für die Basis der Gesellschaft abgeleitet werden sollten. 

Darüber hinaus sei es wissenschaftlich unproduktiv, wenn der Geschlechterunter­

schied am Begriff der Öffentlichkeit und des öffentlichen Raums lediglich aus weibli­

cher Sicht dargelegt wird. 

G.Sturm erklärte, daß Hannah Arendt zwischen politischer und gesellschaftlicher Öf­

fentlichkeit unterscheidet. Aus dieser Unterscheidung kann abgeleitet werden, daß 

politische Öffentlichkeit zu Handlungen und gesellschaftliche Öffentlichkeit zu Struk­

turveränderungen z.B. durch Planung führen kann. Da Planen fälschlicherweise oft 

mit Handeln gleichgesetzt wird, entstehen Mißverständnisse, wenn über (nicht weiter 

definierte) Öffentlichkeit gesprochen wird. Tatsächlich kann der/die Planertin nicht 

direkt handeln, sondern agiert auf der Staatsebene. Wenn also über diese Ebene 

Öffentlichkeit(en) hergestellt werden soll(en), ist die gesellschaftliche (und nicht die 

politische) Öffentlichkeit gemeint. 

Das Ziel des Vortrags war eben nicht, das Modell der Antike für die Gegenwart zu 

übernommen, sondern eine Begriffsbildung, Begriffsdefinition zu initiieren. Ein Bei­

spiel: ln der griechischen Polis war Öffentlichkeit an Eigentum und persönliche Frei-
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heil gebunden. Die Bedeutung von Eigentum als Voraussetzung für die Teilnahme 

an Öffentlichkeit in userer Zeit wäre zu untersuchen. 

Die griechische Polis als Modell könnte ein Erklärungsmuster bieten, das ~ufzeigt, .. 

wie der Dualismus von ,öffentlich" und ,privat" aufgelöst werden könnte. D1ese Erkla-

h t G Stunn bei Hannah Arendt abgeleitet und Parallelen zu ihrem eigenen, 
rung a . . 
viergliedrigen Modell (siehe Vortrag) für die Gegenwart gezogen. . 

Fazit der Diskussion war, daß in der Sektion ein großer Bedarf an solch theoretischen 

Überlegungen vorhanden ist. 

Diskussion zum vortrag: "Umbruch, Transformation oder alles wie gewohnt? 

Kategoriale Überlegungen am Belspiel der Geschlechtertheorle" von Martina 

Löw 

Die Analyse muß über die Abgleichung von Transfonnation, Umbruch und Wandel 

hinausgehen. Die Frage wie Westdeutsche .Wandel", .Umbruch" und .. 

• Transfonnation" analysieren, wenn sie sie überhaupt zur Kenntnis nehmen, musse 

beantwortet werden. Interessiert Westdeutsche die ostdeutsche Realiät überhaupt? 

Anhand des Merkmals ,Geschlechtlichkeit" den Transfonnationsprozeß zu beschrei­

ben, wurde positiv diskutiert. Dies sei aber eine Aufgabe für westdeut~che Forsche­

rinnen, denn angstfreie-öffentliche Räume für Frauen oder öffentlich-kmdgerechte 

Räume stellenfür ostdeutsche Planerinnen kein besonderes Thema dar. ln den Pla­

nungsämtern sind sehr viele Frauen vertreten, die diese Gesichtspunkte seit Jahren 

beachtet hätten. 
Den Teilnehmerinnen war unklar, wie der erste Teil des Vortrags über die theoreti- . 

sehen lmplikationen von Transfonnation, Umbruch und Wandel mit dem zweiten Teil 

über Kontinuität und Wandel am Beispiel der Geschlechtertheorie zusammengehörte. 

Nicht verstanden wurde, daß Geschlechtertheorie als Beispiel diente, um zu erläu­

tern, daß nur die Kategorie Wandel die Veränderungen in Ostdeutschland treffend 

bezeichnet, und daß dies nur gilt, wenn gleichzeitig Kontinutäten mitgedacht werden. 
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Diskussion zum Vortrag: "Zusammenbruch und Verwertungen des Arbeits­

marktes im Zuge der Transformation in Ostdeutschland - Perspektiven für den 

Aufbau neuer Arbeitsplätze" von Frau M. Bernien 

Der Vortrag wurde so verstanden, daß die Transfonnation für Ost- und Westdeutsch­

land die gleichen Auswirkungen gehabt habe aber gleichzeitig Unterschiede festge­

stellt werden müssen. Welcher Art sind dann diese Unterschiede, sind sie nur struk­

tureller Art? Frau Bernien erklärte, daß sie den Annäherungsprozeß von Ost an West 

ökonomisch betrachtet hat und somit nur strukturelle Unterschiede finden konnte. Die 

Ostspezifik in der Transfonnation war nur zur Transfernationszeit aktuell. 

Die lokale Ökonmie als analytischer Ansatz wurde kritisiert. Frau Bernien, daß dies 

der einzige Ansatz sei, der zu sinvollen Aussagen führe. Ihr Institut habe schon sehr 

früh aufgezeigt, daß der Glaube vom wirtschaftlichen Aufschwung in Ostdeutschland 

sich nicht bewahrheiten werde. Denn schon sehr bald nach der Wiedervereinigung 

war zu erkennen. daß der Ost-West-Wettbewerb durch den Standortwettbewerb ab­

gelöst werde. Einige Regionen im Osten werden durch Standortnachteile wenig bis 

nichts gewinnen. Dennoch bleibt der regionale Ansatz bei der Wirtschaftsförderung 

die einzige Chance für wirtschatftlicheli-Aufschwung. 

Als Zukunfstprognose gab Freu Bernien an, daß keine Großunternehmen mehr in die 

neuen Bundesländer gehen werden. Vielmehr sei es so, daß Großbetriebe ihre In­

vestitionen bereits bereuten. 

Frau Bernien schloß die Diskussion mit der Feststellung, daß seit "92 die Ursachen 

der Stagnation bekannt seien und trotzdem keine Änderungsansätze zu erkennen 

seien . Das derzeitige Wirtschaftssystem sei, ähnlich dem der DDR, zu unflexibel. 

Christins Ahrend ( Berlin ) 
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Herbstsitzung der Sektion Stadt- und Regionalsoziologie 
in der Viadrina Universität Frankfurt/Oder 

Protokoll der Vormittagssitzung am Samstag, den 11.11.1995 

Die den Vorträgen zugrundeliegenden Manuskripte wurden den Teilnehmerinnen vorab zu­

gesandt, und das Protokoll gibt daher lediglich die sich anschließenden Fragen und Antwor­

ten wieder. Wegen des gedrängten Programmes kam es nicht zu einer Diskussion, sondern 

es wurde jeweils eine beschränkte Zahl von Fragen aus dem Auditorium gesammelt, auf 

welche die Referentinnen dann eingingen. 

1. Teil: "Wandel des mittel- und osteuropäischen Städtenetzes - Geographische Über­

legungen aus deutscher Sicht" (Vortrag von Frank-Dieter Grimm, Institut für Länder­

kunde, Leipzig) 

Klaus Schmals wollte vom Referenten wissen, welche Erkenntnisse aus seinem Vortrag 

über die Entwicklungen in Osteuropa für die Transformationsdebatte über Ostdeutschland 

abgeleitet und fruchtbar gemacht werden können. 

F.-D. Grimm konstatierte, daß er keine detaillierten Informationen darüber hat, wie sich der 

Transformationsprozeß in Osteuropa tatsächlich vollzieht. Er vertrat die Auffassung, daß 

man Aussagen nur über solche Merkmale treffen solle, die räumlich erlaßbar sind, und 

warnte davor, alles zu untersuchen, da man dann hinterher gar nichts mehr wisse. 

Stefan Krätke erläuterte, daß sich ein neues Gefüge räumlicher Arbeitsteilung herausbilde, 

und fragte, wie sich die Zuweisung in einzelne Gebiete strukturiere. Er kritisierte die rein 

deskriptive Ebene, auf der .sich öie vorgsteiiie geographische Analyse bevvegt. Es müsse die 

Frage geklärt werden, wie man mit Studien den neuen, asymmetrischen Arbeitszusammen­

hängen näher kommen könne. Darüber hinaus monierte er, daß die in der vorgstellten Stu­

die gesammelten Indikatoren nicht dazu geeignet seien, die Entwicklung osteuropäischer 

Städte aus der Perspektive internationaler Arbeitsteilung und globaler ökonomischer Um­

strukturierungen zu betrachten. Hierzu müßten vielmehr eher generell-strukturelle Überle­

gungen angestellt werden. 

F.-D. Grimm entgegnete, daß die Untersuchung der Auswirkungen internationaler Arbeitstei­

lung wegen der Probleme der Sammlung und Messung geeigneter Indikatoren nahezu un­

möglich sei. Seine Aufgabe sei es in der Regel, Investoren zu beraten, die wissen wollen, 

wie und wo sie ein profitables Marktnetz etablieren können oder entlang welcher Linien der 
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Bau von Trassen für Hochgeschwindigkeitszüge in östlicher Richtung sinnvoll sei. Insofern 

seien die in seiner Studie verwendeten Indikatoren wie Bevölkerungsdichten oder Haupt­

stadtfunktionen eben doch sinnvoll und mit Erklärungsgehalt besetzt. 

Jens Dangschal unterstützte die Kritik von Stefan Krätke und erhob zusätzlich die Frage, in 

welchem Tempo sich die von globalen Einflüssen induzierten sozialen Prozesse in den ver­

schiedenen osteuropäischen Regionen vollziehen. 

F.-D. Grimm ging auf den Kern der Frage nicht ein, sondern verteidigte nochmals seine 

Auffassung, daß es auch in Osteuropa 'global cities· gäbe. Was man als :global city' be­

zeichne, sei doch nur eine Frage der Definition. So sei etwa Moskau sehr wohl eine 'global 

city', da sich hier sehr viel politische und militärische Macht konzentriere. Allerdings müsse 

man Osteuropa mit anderen Maßstäben messen, so daß man zum Beispiel Moskau als 

"global city, zur Zeit nicht aktionsfähig" bezeichnen könne. Diese Meinung sorgte für 

Unmutsäußerungen aus dem Auditorium. 

Ulfert Herlyn hob auf die Probleme ab, die sich aus der Nicht-Akzeptanz freundschaftlicher 

russisch-lettischer Beziehungen auf seilen der Letten ergeben könnten. 

F.-D. Grimm führte aus, daß sich alle baltischen Staaten nach Westen orientieren. Aus hie­

siger Sicht sei deren Aufgabe die Herstellung von Verbindungen nach Osten, speziell nach 

Rußland. Er sehe keine größeren Schwierigkeiten oder Gefahren für die Zukunft, da die bal­

tischen Staaten als "Schicksal der Kleinen" keine andere Alternative hätten, als sich zu ar­

rangieren. 

2. Teil: "Jenseits der Kontinente - Migrationsstrategien als eine Antwort auf Transfor­

mationsprozesse" (Vortrag von Felicitas Hillmann, WZB, Berlin) 

Jochen Schulz zur Wiesch stellte die Frage, ob undocumented immigrants bei längerem 

Aufenthalt in einem Land diesen Status verlieren und sich dann 'illegal' in einem Land auf­

halten oder ob ihr Aufenthalt irgendwann 'legal' wird, ohne daß sie gezwungen wären, sich 

durch bürgerlich-rechtlich akzeptierte Eheschließungen zu legalisieren. 

Felicitas Hilimann erläuterte, daß auch unter den von ihr befragten Migrantinnen zwei 

Frauen über Eheschließung mit Einheimischen einen legalen Status erreicht hätten. ln der 

Regel hegten Migrantlnnen jedoch die Hoffnung, im Zuge einer umfassenden staatlichen 

Legalisierung einen legalen Status zu erhalten - in der Vergangenheit habe es in Italien meh-
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rere solcher globalen Legalisierungen gegeben. Allerdings werde ein legaler Status von den 

Migrantinnen oftmals auch gar nicht angestrebt, weil sich wegen der damit verbundenen 

Sozialversicherungspflicht ihre Chancen für einen Arbeitsplatz erheblich verschlechterten. 

Harald Bodenschatz fragte, ob die Untersuchung zu anderen Ergebnissen gelangt wäre, 

wenn nicht in Mailand, sondern etwa in Palermo Migrantinnen befragt worden wären sowie 

welchen Einfluß der Zeitraum der Befragung habe, da in früheren Jahren auch in den Her­

kunftsländern andere Verhältnisse geherrscht hätten. 

Felicitas Hilimann räumte ein, daß Mailand wegen der im nationalen Vergleich überdurch­

schnittlich positiven wirtschaftlichen Entwicklung und der Vielzahl dort bereits lebender Mi­

grantlnnen schon in der Vergangenheit ein bevorzugtes Migrationsziel gewesen sei. 

Martina Löw interessierte, ob es hinisichtlich der Wahl des Zuwanderungslandes unter Mi­

grantlnnen geschlechtsspezifische Unterschiede gäbe. 

Felicitas Hillmannn erläuterte, daß es in nordeuropäischen Ländern organisiertere Verfah­

ren der Verwaltung von Migrantlnnen gäbe, was speziell für männliche Migranten attraktiv 

sei. Die Frauen der Migranten verblieben dagegen häufig im Heimatland und. verrichteten 

dort die Reproduktionsarbeit Allerdings beziehe sich ihre Untersuchung ausschließlich auf 

Migrantinnen, Vergleiche zu Migranten unter dem Aspekt geschlechtsspezifischer Beson­

derheiten waren also nicht Forschungsgegenstand. 

Frank-Dieter Grimm übte Kritik an der geringen Fallzahl der befragten Migrantinnen und an 

der qualitativen Methoden als solcher. Davon unabhängig wollte er wissen, ob es ähnliche 

Ergebnisse auch für vietnamesische Migrantinnen gäbe. Außerdem wies er darauf hin, daß 

der Umfang von Migrationsströmen in Rußland - wenn auch aus anderen Gründen - welt­

weilt am größten sei und daß dies häufig verkannt werde. 

Felicitas Hilimann stellte klar, daß die weltweit umfangreichsten Migrationsströme nicht in 

Rußland, sondern in der 'Dritten Welt' stattfänden. Spezielle Untersuchungen über vietna­

mesische Migrantinnen seien ihr nicht bekannt. 

Rainer Neef lobte ausdrücklich den von der Referentin in ihrer Untersuchung gewählten 

Netzwerk-Ansatz als "sehr fruchtbar", da er ein hohes Maß an "Lebensnähe" aufweise. Er 

plädierte für eine intensivere Auseinandersetzung mit dem Thema und rief zu entsprechen­

den Untersuchungen auch in deutschen Städten auf. 

Sigrun Kabisch deutete die Ergebnisse der vorgesteiiten Untersuchung dahingehend, daß 

gewisse Merkmale interkulturell gleich seien. 
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Felicitas Hilimann hielt dem entgegen, daß aus ihrer Untersuchung sehr wohl Unterschiede 

deutlich würden. Andererseits gäbe es aber auch viele Gemeinsamkeiten und es ließen sich 

Generalisierungen ableiten, allerdings nicht ohne dabei die spezifischen Hintergründe in den 

jeweiligen Herkunftsländern sehr genau zu betrachten. 

Volker Kirchberg wies darauf hin, daß bei der Untersuchung auch die Erkenntnisse von 

Patricia Fernandez-Kelly über lateinamerikanische Migrantinnen in den USA hätten berück­

sichtigt werden sollen. 

Karin Baumert stellte die Frage, auf welcher Ebene - Entwicklungshilfe (internationale 

Ebene, Legalisierung von Migrantlnnen (nationale Ebene), Unterstützung von Netzwerken 

(lokal-individuelle Ebene) - man am sinnvollsten und wirkungsvollsten mit dem Thema Mi­

grantion respektive den Migrantlnnen umgehen solle. 

Felicitas Hilimann wußte um keine einschlägigen und endgültigen Erkenntnisse, wies aber 

darauf hin, daß mehr Entwicklungshilfe unter Umständen auch mehr Migration induzieren 

könne, eine Lösung allein auf internationaler Ebene also nicht zu erwarten sei. Die Stärkung 

lokaler Netzwerke in den Ländern Kerneuropas könne jedoch die Situation der Migrantlnnen 

verbessern helfen. 

Mark Nerlich 

Thomas Wüst 



Uta Schäfer 

Protokoll über die 
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Mitgliederversammlung der Sektion Stadt- und Regionalsoziologie am 
11.11.1995 

TOP 1 Reflexion der Herbsttagung 

Es wurde positiv vermerkt, daß das vorherige Ver:>chicken der ~eferate die_ Vorberei­
tung erleichtert. Allerdings bringt dies keine Vorterle, wenn - b~r en9e~ Zertr_ahmen -
die verschickten Papiere noch einmal vo~gelesen werd~n. Fur ~un!trge Srtz':'ngen 
wurde deshalb vorgeschlagen, die Redezelt zugunsten einer ausfuhrhcheren Drskus­
sionsmöglichkeit auf eine prägnante Darstellung der Kernthesen zu begrenzen (Neef). 

Die Referentinnen sollten durch die Vorbereitungsgruppe in Richtung eines Themas 
"gedrängt" werden. Dabei sollten stärker_ al_s bis~er theoret~sche und methodische 
Aspekte der eigenen Arbeit sowie Begnfflrchkerten reflektrert werden (Breckner, 
Dangschat). 

Referentinnen von außen sollten nur dann eingeladen werden, wenn der Blickwinkel 
aus einer anderen Disziplin für die Sektionsarbeit bereichernd wirkt (Dangschat, 
Terlinden). 

TOP 2 Vorbereitung des Kongresses für Soziologie in Dresden 

Der nächste Kongreß für Soziologie fin~et ~;:om _7 .-11.1 0. ~ 996 _in Dresden statt. Die 
Sektion wird gemeinsam mit der Sektion Sollale Ungler~~hert und Sozralstruktur­
analyse" ein Plenum zum Thema "Lokali~ierung und Globali~rerung sozral_er u.~glerch­
heiten - Mechanismen der Differenzverstarkung oder der sozralen lntegratron? durch­
führen. Die Veranstaltung der Sektion wird unter d~m Thema "Städtische Lebenswei­
ten zwischen Integration und Differenz" stehen. Ein Call for Papers fur berde Ver­
anstaltungen erfolgt in einem Mitgliederrundbrief des neuen Vorstandes. 

Die Anmeldung von ad-hoc-Gruppen sollte mit dem Vors~and a~gespr?chen werden, 
um inhaltliche und zeitliche Uberschneidungen zu vermerden. Brsher liegen folgende 
Vorschläge vor: 

- Sozialplanung und Stadterneuerung (Baumert) 
- Körper- Raum - Geschlecht (Löw, Sturm) 

TOP 3 Vorbereitung der nächsten Sektionssitzung 

Die Frühjahrssitzung der Sektion findet am 29./30. März 1996 in Stuttgart statt. in 
Vorbereitung des Kongresses für Soziologie werden erste Fassungen der 
ausgewählten Referate vorgestellt. Darüber hinaus wurden folgende Themenschwer­
punkte für die nächsten Sitzungen vorgeschlagen: 

- Stadt und Kultur/Stadtkultur (Hannemann, Heidenreich, Kirchberg) 
- Stadtsoziologische Theorien (Dangschat) 
- Migration und ethnische Konflikte in Städten (Neef) .. . 
- Suburbanisierung: Ist unser Begriff von Stadt noch zutreffend? (Kramer-Badonr) 
- Frauenforschung in der Stadt- und Regionalsoziologie (Breckner) 

Von den Vorschlagenden werden die Th_emengebiete. präzisiert und in einem Mi~~lie­
derrundbrief durch den Vorstand verschrckt. Nach Eingang von Referatsvorschlagen 
im Januar wird der Vorstand entscheiden, welches dieser Themen auf der nächsten 
Sektionssitzung behandelt wird. 

J. Dangschat regte an, Themenschwerpunkte über mehrere Sitzungen zu bearbeiten, 
günstigstenfalls bis hin zu eine~ Pu!Jiikation. Die ~on _mehrere~ Mitgliedern ~er 
Sektion eingeforderte Selbstverstandnrsdebatte sollte in dre bearberteten Themen rm 
Sinne einer theoretischen und methodischen Reflexion integriert werden (Breckner). 

- 35 -

TOP 4 Nachwuchsförderung 

K. Schmals berichtete über die Einrichtung eines Diskussionskreises für Promo­
vendlnnen/Habilitantlnnen, der sich im Frühjahr 1996 erstmals in Hannover treffen 
soll (Themenschwerpunkt: Modernisierung). Interessierte werden gebeten, sich mit K. 
Schmals in Verbindung zu setzen, da bei einer Nennung durch die betreuenden Hoch­
schullehrerinnen wahrscheinlich nicht alle erfaßt werden können. 

I. Breckner regte an, im Nachrichtenblatt als ständige Rubriken über laufende For­
schungsarbeiten und Qualifikationsarbeiten zu berichten. 

TOP 5 Wahl des neuen Sprecherinnenrates 

Thomas Krämer-Badoni kandidierte als einziger für die Position des Sektionsspre­
chers. Als Stellvertreterinnen kandidierten lngrid Breckner, Jens Dangschat, Gabriele 
Sturm. 

Es wurden gewählt: 

Thomas Krämer-Badoni (Sprecher) 22 Ja-Stimmen, 1 Enthaltung 
lngrid Breckner (Stellvertreterin) 16 Ja-Stimmen 
Gabriele Sturm (Stellvertreterin) 14 Ja-Stimmen 
Auf Jens Dangschat entfielen 12 Ja-Stimmen. 

Die Gewählten nahmen die Wahl an. 

TOP 6 Öffentlichkeitsarbeit der Sektion, gemeinsame Publikationen 

J. Dangschat regte die Einrichtung einer Publikationsreihe der Sektion bei Leske + 
Budrich an, in der die gesamte Bandbreite der in der Sektion diskutierten Themen 
zum Ausdruck kommen sollte. Es konnte keine Einigkeit darüber erreicht werden, in­
wieweit in der Vielzahl von Publikationsreihen zur Stadtforschung eine solche Reihe 
der Sektion Sinn macht. 

Das Thema gemeinsame Publikationen der Sektion wird deswegen auf die nächste 
Mitgliederversammlung verschoben. Der Sprecherinnenrat wird beauftragt, ein 
Konzept für die Diskussion zu entwickeln. 

TOP 7 Sonstiges 

S. Kabisch berichtete über die Planung einer Sommerschule am Umweltforschungs­
zentrum Halle-Leipzig zum Thema "Umweltverhalten und Lebensqualität in urbanen• 
Räumen". 
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Dokumentation der Herbsttagung 

Annette Harth, Ulfert Herlyn, Gitta Scheller 

Beitrag zur Herbstsitzung der Sektion Stadt- und Regionalsoziologie in Frankfurt/Oder 

Soziale Ausdifferenzierung und räumliche Segregation in Städten der neuen Bun-
" desländer- Theoretische Überlegungen und qualitative Befunde" 

Dieser Beitrag elaboriert die folgenden 6 Thesen: 

1. Aufgrund der bereits sichtbaren und noch erwartbaren sozialstruktureilen und räumlichen Dif­
ferenzierungsprozesse in den neuen Bundesländern ist eine Zunahme residentieller Segrega­

tionsprozesse zu erwarten. 

2. Dieser Prozeß verläuft in Abhängigkeit von der Entwicklung von Präferenzen, Ressourcen 

und Opportunitäten: 

- Je mehr sich die Sozialstruktur ausdifferenziert und damit die Statussensibilität zunimmt, 
desto eher werden sich Distinktions- und Abgrenzungswünsche herausbilden, die den Segre­

gationsprozeß als intendierte Folge befördern. 

- Je mehr statushomogene Sozialgruppen ähnliche Wohn(standort)präferenzen ausbilden, 
desto eher werden im Rahmen bestimmter Kontextbedingungen gleiche Wohnstandorte ge­

wählt, was den Segregationsprozeß als unintendierte Folge befördert. 

-Je stärker sich die Ressourcenausstattung der Haushalte differenziert, desto größer werden 
die Unterschiede hinsichtlich der Chancen, diese Präferenzen im Rahmen gegebener Mög­

lichkeiten zu realisieren. 

- Je mehr sich das Wohnungsangebot zwischen den Stadtvierteln differenziert, desto größer 
werden die Gelegenheiten, daß sich vorhandene Präferenzen eher in bestimmten Quartieren 

realisieren lassen als in anderen. 

3. Die bislang vorliegenden empirischen Belege zeigen, daß der Segregationsprozeß in den 
Städten der neuen Bundesländer zwar in Gang gekommen ist, aber noch lange nicht so weit 

fortgeschritten ist, wie zunächst erwartet wurde. 

4. Der Segregationsprozeß wird retardiert, weil 1) auf der Ebene der Ressourcen der Anstieg 
und die Differenzierungen noch nicht so stark sind, 2) auf der Ebene der apportunitäten die 
Differenzierung des Wohnungsangebots und die Entwicklung eines Wohnungsmarktes erst 
langsam erfolgt und 3) auf Ebene der Präferenzen Barrieren bestehen, da eine Distanzie­
rungsneigung erst ansatzweise besteht, von einer Segregation von den Bewohnerinnen viel­
fach negative Folgen erwartet werden und es teilweise eine Persistenz ostspezifischer Wohn­

verhaltensmuster gibt. 

5. Selbst bei abnehmender Mobilität kann die Segregation im Zeitverlauf zunehmen, weil auch 
Seßhaftigkeit eine Entmischung begünstigen kann. Idealtypisch lassen sich vier verschiedene 
Handlungsmuster unterscheiden: 1. segregationsfördernd durch Mobilität, 2. segregationsför­
dernd durch Seßhaftigkeit, 3. segregationsbremsend durch Mobilität und 4. segregations­

bremsend durch Seßhaftigkeit. 
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6. Es ist damit zu rechnen, daß der Segregationsprozeß in den Städten der neuen Bundeslän­
der zukünftig an Schubkraft gewinnen wird, weil die sozialen und räumlichen Ungleichheiten 
weiter wachsen und weil diejenigen Einstellungs- und Verhaltensmuster, die zur Zeit noch se­
gregationsbremsend sind, eine geringere zeitliche und ressourcenbezogene Stabilität aufwei­
sen. Der zeitliche Aufschub gibt Zeit für eine frühzeitige Gegensteuerung zur Prävention ne­
gativer Folgewirkungen des Segregationsprozesses. 

Einleitung: 

Wie bei vielen Fragestellungen der Soziologie, insbesondere in ihren angewandten Feldern erle­
ben wir seit dern gesellschaltliehen Umbruch in der ehemaligen DDR eine Renaissance verschie­
dener Themen, die im Verlauf der bundesrepublikanischen Entwicklung schon ausführlich behan­
delt und z.T. abgehandelt worden sind. Es ist zu elinnem an Sozialplanung im Rahmen der 
Stadtemeuerung, an sozialselektiven Suburbanisierung, an die Partizipationsfrage und auch das 
Thema der sozialgruppenspezifischen Segregation. Sie alle hatten gewissermaßen ihre Zeit in 
den 60er, 70er und 80er Jahren und kehren nun unter veränderten Vorzeichen wieder zurück, da 
viele Problematiken sich in der ehemaligen DDR erst nach dem gesellschaltliehen Umbruch in 
den letzten Jahren entwickeln konnten. Häufig genug gelingt es jedoch den überwiegend west­
deutschen Forschern und Forscherinnen nicht, ihre westliche Brille abzusetzen, sodaß die Be­
schreibung und Erklärung gesellschaftlicher Phänomene häufig genug an westlichen Standards 
gemessen werden, was insgesamt eine Hypothek für die angemessene Einschätzung ostdeut­
scher Verhältnisse darstellt. 

Die Tatsache, daß in marktwirtschaftlich organisierten Gesellschalten die Bevölkerung mehr oder 
weniger sortiert in bürgerlichen bzw. Arbeitervierteln wohnt mit einem Rattenschwanz an sozial­
ökonimischen und sozialkulturellen Problemen war immer eine zentrale Fragestellung der 
Stadtforschung. Von daher liegt es nahe, die Segregationsforschung, d.h. die Erforschung des 
Musters bzw. des Prozesses der räumlichen Sortierung und SeparierunQ sozialer Schichten wie­
der aufzugreifen just in dem historischen Moment, in dem das soziale Ungleichheitsgefüge in der 
ehemaligen DDR aus den Fugen geraten und eine räumliche Entflechtung von Personengruppen 
möglich geworden ist. So formuliert Grundmann: "Die Veränderung der sozialräumlichen Struktur 
der Städte ... ist von herausragendem Interesse" (in: BJfS H. 3-4, 1992). Er hatte zusammen mit 
anderen 1985 die Untersuchung "Sozialstruktur und Lebensweise in Städten" durchgeführt, die 
als parteiinternes Material nicht publiziert wurde. in Band 3 wird konstatiert, daß "die vom Kapita­
lismus übernommenen sozial trennenden sozialräumlichen Segregationstendenzen schrittweise 
überwunden wurden" (S. 152). Die Entfesselung der Sozialstruktur führt zu verschiedenartigen 
sozialen Differenzierungen, die in einem auffälligen Kontrast zu einer "traditional sozial vermisch­
ten Bewohnerstruktur" in verschiedenen Teilen der Stadt in der DDR stehen. Die Beschäftigung 
mit diesem Thema hat die spezifischen Gleichheits- bzw. Ungleichheitserfahrungen in der ehe­
maligen DDR zu berücksichtigen. 

Grundlage für unseren Beitrag sind außer der jedermann zugänglichen Literatur: 

1. ein vor einem halben Jahr begonnenes DFG-Projekt über "Modernisierung und Segregation", 
in dem vor allem die Abschätzung des Segregationspotentials in den Städten der ehemaligen 
DDR geleistet werden soll. 
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2. eine gerade beendete Expertise zum Thema "Soziale Differenzierung und räumliche Segre­
gatren rn der ehemaligen DDR" im Rahmen der Arbeiten der Berichtsgruppe V "Regionaler 
und lokaler Wandel" bei der Kommission zur Erforschung des sozialen und politischen Wan­

del in den neuen Bundesländern. 

Zu These 1: 

ln der Literatur besteht weitgehend Einigkeit darüber, daß es nach dem Umbruch in den Städten 
der neuen Bundesländer zu einer räumlichen Sortierung sozialer Gruppen kommen wird 
(Friedrichs, Kahl 1991; Herlyn 1994; HäuSermann 1995; Friedrichs 1995; Rink 1995; Weiske, Fa­
bian 1995). Einigkeit besteht auch im Hinblick auf die Bedingungen, die diesen Prozeß maßgeb­
lrch vorantrerben. ResidenlieUe Segregation ist - so lautet die Annahme - auch in den neuen Bun­
desländern an die Bedingungen der sozialen Ungleichheit einerseits und der physischen Un­
gleichheit also die Art und Verteilung der Wohngebäude in einem bestimmten abgrenzbaren Ge­
biet andererseits (Herlyn 1974, S. 16; Friedrichs 1995, S. 79;) gebunden. Als 'Motoren' der so­
zialen Entmischung werden somit die Einkommensdifferenzierung und die Entwicklung von zu­
sätzlichen Wohnungsangeboten genannnt (Häußermann 1995, S. 14; Herlyn 1994, S. 25; Fried­
rich, Kahl 1991, S. 192). Dementsprechend wird auch angenommen, daß sich die räumliche Sor­
tierung in erster Linie nach Einkommens-, aber auch nach Lebensstilgruppen herausbilden wird 
(Häußerrnann 1995, S. 14; Friedrichs, Kahl1991). Übereinstimmung besteht auch im Hinblick auf 
die Frage, inwieweit die einzelnen Quartierstypen vom Segregationsprozeß betroffen sein wer­
den. Erwartet wird eine "Aufwertung innerstädtischer Wohngebiete mit gründerzeitlicher Bausub­
stanz" (Friedrichs, Kahl 1991, S. 192), die mit einer Verdrängung insbesondere einkom­
mensschwacher Gruppen aus diesen Wohngebieten einhergehe (ähnlich Häußermann 1995, s. 
14). Aus den Großwohnsiedlungen, in denen jeder vierte Ostbürger wohnt, würden langfristig vor 
allem sozrookonomisch starke Gruppen Uüngere Familien, Berufsaufsteigerinnen u.a.) ausziehen, 
während Arbeitslose, Sozialhilfeempfängerinnen und ältere Menschen mit geringer Rente, also 
insgesamt eher Menschen mit vergleichsweise niedrigen Einkommen, entweder in diesen Gebie­
ten wohnen bleiben (müßten) oder dorthin verdrängt würden (Friedrichs, Kahl 1991, s. 192; für 
Ost-Berlin: Krätke 1991, S. 328f.; Friedrichs 1995, S. 57; Häußermann 1995, S. 12). Diese selek­
tiven Zu- und Fortzüge hätten langfristig Abwertungsprozesse zur Folge (Rink 1995), wie wir sie 
aus der alten Bundesrepublik kennen. Die Rede ist sogar von einer Verslumung oder Ghet­
toisierung. Darüber hinaus wird wegen des Wohnungsmangels, der großen Nachfrage nach 
Wohnergentum sowie der Ausweisung von Bauland im Umland mit einem Sub­
urbanisierungsprozeß auch in den Städten der neuen Bundesländer gerechnet (Friedrichs 1995). 

Während man sich also über die grobe Richtung des Wandels weitgehend einig zu sein scheint 
s~ ist zur Zeit aber noch völlig unklar, wie groß die "Divergenz in der Konvergenz" (Schneider: 
Talke .. Nauck 1995, S. 15) ist und ob es tatsächlich zu einer reinen 'nachholenden' Segregation­
sentwrcklung kommen wird oder ob durch die Spezifika des Transformationsprozesses sowie die 
'ostspezifischen Muster (sowohl was die Mentalitäten als auch die baulichen Strukturen betrifft) 
langfristig mit Modifikationen oder gar abweichenden Entwicklungen zu rechnen ist (vgl. Häußer­
mann 1995, S. 9). Keine Einigkeit besteht somit im Hinblick auf die Frage, welche Ge­
schwindigkeit und welche Durchschlagskraft den Entmischungsprozessen beizumessen ist. Ei­
nige Prognosen unterstellen eine Entwicklung nach westlichem Vorbild, die jedoch nicht im Zeit­
raffertempo die Entwicklung in den alten Bundesländern nachholt. Vielmehr wird von einem Über­
springen bestimmter Phasen ausgegangen und davon, daß die Entwicklung in den Städten der 
DDR gleich bei der gegenwärtigen Phase in den Städten der BRD einsetzt (Friedrichs/Kahl 1991; 
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Friedrichs 1995, 68). HäuSermann prognostiziert gar eine "Stadt neuen Typs", die in Ost­
deutschland angesichts der besonderen Bedingungen des Transformationsprozesses schneller 
entstehe als im Westen, und deren Strukturen wahrscheinlich auch die Zukunft der westlichen 
Städte prägen würden (1995, S. 15). Ein anderer Ansatz ist der von der "Persistenz der Struktu­
ren" (vgl. lpsen u.a. 1992; Fuchs, lpsen 1993; Weiske, Fabian 1995; vgl. auch Häußermann 
1995, S. 15). Er besagt, daß die städtischen Strukturen sich entweder schlichtweg den soziali­
stischen Nivellierungsversuchen widersetzt und die DDR-Zeit überlebt hätten (Fuchs, 1 psen 1993, 
S. 2691.) oder aber im kollektiven Gedächtnis und im materiellen Substrat konserviert worden 
seien und nun - nach dem Umbruch - wiederbelebt würden. Letzteres würde bedeuten, daß 
Stadtviertel (wenn sie überhaupt heute und vor 1945 existieren) zu ihrer vormaligen Bedeutung 
zurückkehren würden. Demgegenüber vermutet Rink (1995), daß die sozialräumlichen Segre­
gationsvorgänge nur langsam den raschen sozialen Veränderungen folgen, daß die Gentrifi­
zierungs-, Suburbanisierungs- und die Abwertungsprozesse der randstädtischen Großwahn­
siedlungen zwar erfolgen würden, aber in viel langsamerer und abgeschwächterer Form als im 

Westen Deutschlands. 

Zu These 2: 

Wenn also übereinstimmend nicht nur ein Segregationsprozeß prognostiziert, sondern z.T. auch 
ähnliche Folgen für die Quartiere erwartet werden, dann stellt sich die Frage nach den ur­
sächlichen Bedingungen: Wie kommt es, daß die räumliche Sortierung nach sozialen Gruppen, 
die in der DDR nur schwach ausgeprägt war, nach dem Umbruch zunimmt? Und über welche 
'Transmissionsriemen' wird der sozial-räumliche Sortierungsvorgang in den neuen Bundesländern 
vermittelt? Damit komme ich zu den forschungsleitenden Annahmen, von denen wir in dem Pro­
jekt 'Modernisierung und Segregation' ausgehen. Auch wir erwarten, daß sich im Zusammenhang 
mit den bereits sichtbaren und noch erwartbaren Prozessen der sozialstrukturellen Dif­
ferenzierung sowie den tiefgreifenden Umbrüchen im Wohnbereich die sozialen Ungleichheiten 
auch in räumlicher Hinsicht niederschlagen werden. Auf der einen Seite differenzieren sich die 
sozialen Lagen aus. Auf der anderen Seite haben sich die Opportunitäten und Handlungsoptio­
nen auf dem Wohnungsmarkt erweitert. Einmal hat sich durch die umfassenden Modernisierun­
gen und lnstandsetzungen, durch die Verbesserung der Wohn(urnfeld)qualität sowie durch die 
verbesserten Möglichkeiten, Wohneigentum zu erwerben, die Vielfalt im Wohnungsbestand ver­
größert. Während die Wohnungsvergabe in der DDR der staatlichen Lenkung unterlag und - ein­
mal abgesehen vorn informellen Wohnungstauseil- nicl;t von persönlie;i1en Präferenzen und indi­
viduellen Ressourcen abhängig war (Marcuse 1991 ), sind zum anderen die individuellen 
Wohn(stand)ortpräferenzen des Einzelnen bei der Verteilung der Menschen auf die Wohnlagen 
nach der Wende wichtiger geworden. 

Je rnehr sich die Sozialstruktur differenziert - nicht nur hinsichtlich der objektiven Lebensla­
gen, sondern auch der subjektiven Wahrnehmung - desto stärker - so unsere Vermutung -
wird sich ein Statusbewußtsein und desto eher werden sich Distinktions- und Abgrenzungspo­
tentiale ausbilden. ln diesen Fällen wäre die Segregation eine intendierte Folge sozialen Han­

delns, d.h. Resultat eines bewußten Wahlaktes. Man möchte nicht mit bestimmten sozialen 
Gruppen im gleichen Stadtviertel wohnen oder man möchte in einem Stadtteil wohnen, des­

sen Gebietsstatus dem eigenen Sozialstatus entspricht. 

Angesichts der hohen Bedeutung des sozial gemischten Wohnens in der DDR ließe sich aber 
umgekehrt auch die These formulieren, daß das gemischte Wohnen nach der Wende nach 
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wie vor einen hohen Stellenwert hat und die Menschen auch dann - wenn sie sich zuneh­
mend materiell und auch in anderer Hinsicht unterscheiden - weiterhin sozial gemischt woh­
nen wollen. Doch selbst wenn niemand sich bewußt von anderen sozial distanzieren will, kann 
Segregation als unintendierte Folge sozialen Handeins entstehen. ln diesen Fällen ist es so, 
daß Leute mit ähnlichem Sozialstatus aufgrund bestimmter gleichgelagerter 
Wohn(standort)präferenzen gleiche Wohnstandorte auswählen. Das sozial homogene Woh­
nen wird also nicht bewußt angestrebt, sondern ergibt sich als Folge gleichgelagerter Präfe­
renzen. Gerade die zu erwartende Pluralisierung der Lebensformen könnte z.B. zu ähnlichen 
Wohnansprüchen führen, wobei die unflexiblen Zuschnitte in der Platte ebenso wie die bauli­
ch-monotonen Strukturen abgelehnt, gleich große Räume sowie innerstädtische oder innen­
stadtnahe Wohnlagen dagegen bevorzugt werden. 

Auch wenn keinerlei Zweifel daran bestehen, daß die individuellen 
Wohn(standort)präferenzen des Einzelnen an Bedeutung gewinnen, so vollzieht sich ihre 
Realisierung immer auch in Abhängigkeit von den ökonomischen Ressourcen des Einzelnen 
sowie unter vorgegebenen institutionellen Rahmenbedingungen (wie die Ausweisung von 
Bauland, die spezifischen Raumstrukturen in den Städten der neuen Bundesländern: der sehr 
viel höhere Anteil an industriell gefertigten Wohneinheiten sowie der höhere Anteil an 'ge­
mischten' Stadtteilen gerade im lnnenstadtbereich, die Sanierungen sowie die Resti­
tutionsansprüche). So ist eine zentrale Voraussetzung dafür, daß gleichgelagerte individuelle 
Präferenzen 'segregationswirksam' werden, daß der Wohnungsbestand unterschiedlich und 
ungleich über die Quartiere der Stadt verteilt ist, so daß sich bestimmte Präferenzen in einzel­
nen Quartieren eher verwirklichen lassen als in anderen. Eine andere Voraussetzung dafür, 
daß Präferenzen ihre selektive Wirkung entfalten können, sind die Ressourcen, über die die 
einzelnen Haushalte verfügen. Bei gleichen Präferenzen und ungleich über die Stadt ver­
teilten Opportunitäten im Wohnbereich regulieren sie die Vermittlung zwischen Wohn- und 
Soziallage, wobei bekanntlich Wohlhabendere bessere Chancen in der Konkurrenz um be­
gehrte Standorte haben. Residentielle Segregation kann darüber hinaus sogar durch staatli­
che oder andere institutionelle Eingriffe auf dem Wohnungsmarkt (z. B. Wohnungszuweisung) 
erzwungen oder verordnet und der individuellen Entscheidung enthoben sein. Dies betrifft 
zumeist statusniedere Bevölkerungsgruppen. 

Zu These 3: 

Angesichts der hier vorgetragenen Annahmen zu den ursächlichen Bedingungen sowie zum 
Verlauf des Segregationsprozesses stellt sich nun die Frage, wie es mit empirischen Belegen 
aussieht. Welche der vorstehend genannten Annahmen lassen sich bereits bestätigen, welche 
nicht? Oder anders formuliert: Gibt es bereits Hinweise auf manifeste Segregationsvorgänge in 
den neuen Bundesländern? Um das Ergebnis vorwegzunehmen: Es gibt zur Zeit mehr Vermu­
tungen als empirische Belege. Eines aber scheint sicher: Der Segregationsprozeß ist zwar in 
Gang gekommen, aber noch lange nicht so weit fortgeschritten, wie erwartet wurde. Insbeson­
dere die für die Plattenbaugebiete entworfenen Krisenszenarien haben sich bislang nicht be­
stätigt. Es gibt zur Zeit noch keine Hinweise, die auf eine Ghettoisierung oder Verslumung dieser 
Wohngebiete schließen lassen (vgl. für Erfurt: Weiske, Fabian 1995, S. 54; für Halle-Neustadt: 
Schmidt; Schäfer; Schindheim 1993, S. 174). Allerdings läßt sich bereits ein leichter Imageverlust 
der Großwohnsiedlungen feststellen. 

I 
I 

i 
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Wenn residentielle Segregation das Ergebnis und Seßhaftigkeit und Mobilität diejenigen Mecha­
nismen sind, die sie herstellen, dann sind hier vor allem Studien zur Mobilitätsentwicklung rele­
vant. Dabei zeigt sich nach den Ergebnissen der BfLR-Umfrage in der Umbruchsituation eine 
außergewöhnliche Bereitschaft zur räumlichen Mobilität, die seitdem kontinuierlich zurückgeht 
und sich dem 'Westniveau' angleicht. Während noch kurz vor der Wende ein Viertel der Befragten 
Umzugspläne in den nächsten 2 Jahren angab, sind es 1993 nur noch 16% (Böltken 1994, S. 
759f., ähnlich auch Mnich 1993, S. 49). Was nun die Umzugsmotive betrifft, so lassen die vorlie­
genden Studien relativ übereinstimmend erkennen, daß die Bereitschaft zur räumlichen Mobilität 
in hohem Maße von der Zufriedenheit mit der Wohnung abhängt, wobei als Hauptgründe qualita­
tive Mängel der jetzigen Wohnung sowie die zu kleine Wohnung im Vordergrund stehen. Interes­
sant sind aber vor allem die Veränderungen im Zeitverlauf, die erkennen lassen, daß die 
schlechte Ausstattung ebenso wie die Qualität der Wohnumgebung (Belastung, Lärm, Luft, kein 
Grün) sowie die Zusammensetzung der Nachbarschaft als Umzugsmotive an Bedeutung gewin­
nen (Böltken 1994, S. 766; vgl. auch Mn ich 1983, S. 52). Die vorstehenden Ergebnisse faßt Bölt­
ken (1 994) in der Prognose zusammen, daß selbst bei abnehmender Mobilität die Segregation im 
Zeitverlauf zunehmen wird. 

Für Segregationsprozesse ist es weitenhin entscheidend, ob die Umzugswilligen im Quartier woh­
nen bleiben wollen oder nicht. Die Ergebnisse von Böltken zeigen hierzu, daß Umzugswillige in 
hohem Maße anstreben, "eine Wohnung in der Nähe der bisherigen zu beziehen. Weiträumige 
Wanderungen bilden eher die Ausnahme, und zwar mit von 1990 zu 1993 abnehmender Ten­
denz. Es zeigen sich aber vor allem im Osten verstärkt Tendenzen, den unmittelbaren Nahbe­
reich zu verlassen und sich entweder in anderen Stadt- bzw. Ortsteilen oder aber im Umfeld des 
bisherigen Wohnortes anzusiedeln, was auf Segregations- und Suburbanisierungsprozesse hin­
deutet" (Böltken 1994, ähnlich auch Harth 1994, S. 85). Zugleich wird deutlich, daß die Wande­
rungen in's Umland selektiv sind: Dorthin ziehen bevorzugt Familien mit kleinen Kindern (Stat. 
Informationen Leipzig). 

Auch für den vermuteten Wandel der sozialen Zusammensetzung der Quartiere gibt es bereits 
empirische Belege. So stellen bspw. Weiske und Fabian in ihrer Erfurt-Studie einen Austausch 
der Bevölkerung fest, der im Gründerzeitgebiet am weitesten fortgeschritten ist. ln dieses Gebiet, 
wo vor der Wende in der Tendenz eher Leute mit problembeladenen Lebensumständen dauer­
haft ansässig waren, zögen nun die alten Eigentümer zurück und begännen, ihre Wohnungen zu 
renovieren (Weiske, Fabian 1995, S. 1 ). Interessant sind hier auch die Befunde über Mobili­
tätsabsichten, die quartiersspezifisch variieren: Aus dem Neubaugebiet wollen tendenziell eher 
jüngere Menschen bis 35 Jahre, Kernfamilien in der Expansionsphase, Personen mit einer stabi­
len Beschäftigungsperspektive und Angehörige der höheren und mittleren Sozialstatusgruppen 
ausziehen. Im Gründerzeitgebiet bestehen eher bei älteren Menschen und bei den Angehörigen 
der unteren Sozialgruppen Umzugsüberlegungen. Im Altstadtgebiet haben dagegen sowohl die­
jenigen mit einem niedrigeren sozio-ökonomischen Status als auch expandierende Kernfamilien 
Umzugspläne (Harth 1994, S. 94). 

Auch wenn die vorliegenden Befunde noch keinesfalls ausreichen, um die These einer Freiset­
zung aus den ehemals 'sozialschichtneutralen Wohnmilieus' (Herlyn 1994, S. 25) zu bestätigen, 
so zeigen sie aber immerhin, daß der Segregationsprozeß in Gang gekommen ist. Weil er aber -
wie betont - noch nicht so weit fortgeschritten ist, wie erwartet wurde, bleibt zu klären, welche 
Barrieren den Segregationsprozeß bremsen und mit welcher Entwicklung zukünftig in den Städ­
ten der neuen Bundesländer zu rechnen ist. 



- 42 -

zu These 4: 

Neben den Barrieren auf der Ebene der Ressourcen (so sind die Einkommensdifferenzierungen 
längst noch nicht so ausgeprägt wie erwartet, vgl. Weick 1995) und auf der Ebene der apportuni­
täten (so verlangsamt z.B. die sukzessive Privatisierung und Sanierung die Differenzierung des 
Wohnungsangebots und die Entstehung von Teilwohnungsmärkten) gibt es auch auf der Ebene 

der Präferenzen Barrieren, die den Segregationsprozeß zur Zeit noch verzögern. Von diesen 
werden nun drei herausgegriffen und dargestellt, wobei als Datengrundlage 27 wohnbiografische 
lntensivinterviews, die im Rahmen der KSPW-Expertise im Frühjahr 1995 in Halle geführt worden 
sind, dienen. 

Erstens besteht eine Distanzierungsneigung gegenüber anderen Sozialschichten bei den Stadt­

bewohnerlnnen erst in Ansätzen. Wie ausgeführt lassen sich residentielle Segregationsprozesse 

als eine Konsequenz von sozialen Distinktionen bezüglich anderer Lebenslagen bzw. Annähe­
rungen an Personen mit ähnlichen Lebensstilen auffassen. Bei den Interviews fällt aber auf, daß 
von einer verbalen Distanzierung gegenüber anderen Sozialstatusgruppen nahezu keine Rede 

sein kann. Man kann drei Einstellungsmuster unterscheiden: 

Die weitaus größte Gruppe von Interviewpartnerinnen spricht sich vorbehaltlos für eine Mischung 

unterschiedlicher Sozialgruppen im Wohnquartier und im Haus aus. Häufig wird hier auf die posi­

tiven Erfahrungen verwiesen, die man zu DDR-Zeiten mit einer solchen Mischung gemacht habe. 

Eine zweite, kleinere Gruppe spricht sich ebenfalls für eine sozialstruktureile Mischung im Wohn­
gebiet aus - allerdings nicht ohne Einschränkungen. Es sollen alle gemischt wohnen - außer den 

sog. "Assis" (von "asozial"). Mit diesem Begriff werden Personen bezeichnet, die sich durch ihr 
Verhalten oder ihren Lebensstil von dem unterscheiden, was vom Großteil der Menschen als 

normal definiert wird: "Assis" werden z.B. als "laut und unordentlich", "primitiv", "aggressiv" be­
zeichnet, sie hätten oft sehr viele Kinder, tränken zu viel Alkohol, forderten durch ihr Verhalten 

Polizeieinsätze heraus und seien sogar manchmal kriminell. Diese Beurteilungen sind scheinbar 
recht weit verbreitet und führen dazu, daß man diese Personengruppen aus der ansonsten breit 
gewünschten sozialstruktureilen Mischung ausgrenzt. Die Distanzierung von Personen mit abwei­
chenden Verhaltensmustern ist aber keineswegs eine Bestätigung der These, daß in den neuen 
Bundesländern umfängliche schichtbezogene Attribuierungsprozesse statt1inden. Es handelt sich 
nämlich dabei nicht urn Statuszuschreibungen und daraus folgenden Abgrenzungen, sondern urn 
Distanzierungen gegenüber abweichendem Verhalten. So formuliert ein Leiteneier Angestellter 

prototypisch: "Solche sozialen Unterschiede, die jetzt ganz normal geartet sind, ob das nun ein 
Arbeiter ist, 'n Professor oder so, das find ich eigentlich nicht schlimm - zumal man auch zu DDR­
Zeiten festgestellt hat, die verstehen sich untereinander ganz gut. Wenn sie sich zusammenset­
zen und unterhalten dann haben sie keine Probleme. Dieses Pack von Assis aber, die können 

' 
von mir aus auch räumlich woanders wohnen, die stören nur." 

Demgegenüber bestehen bei der dritten Einstellungsgruppe durchaus Distanzierungsmuster, die 
sich auf die Soziallage beziehen. Eine explizite Abgrenzung gegenüber sozial Schwächeren fin­
det sich aber nur bei sehr wenigen Personen, die alle in bestimmter Weise aus dern Rahmen fal­

len. So formuliert eine Rentnerin mit großbürgerlichen Hintergrund sehr deutlich, daß es generell 
nicht gut sei, wenn es eine Vermischung unterschiedlicher Altersgruppen, Sozial- und Interessen­

lagen im Wohnbereich gebe. Ein mittelaller "Aufsteiger'' rnit einer starken Westorientierung formu­
liert ebenfalls sehr deutlich seinen Wunsch unter Seinesgleichen zu wohnen, was für ihn ein we­

sentliches Umzugsmotiv ist. Ein anderer hat gerade sein seit Generationen im FarnBienbesitz be-
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findliclles Haus in vormals sehr privilegierter Lage zurückerhalten und will in jedem Falle in einer 
Gegend mit "Mittelstand" bis "gutsituierten" Leuten wohnen, eine geziette Ausgrenzung von So­
zialschwächeren befürwortet er. 

Festzuhalten ist also, daß weithin nach wie vor eine sozialstruktureilen Mischung in den Wohn­

quartieren gewünscht wird, auch wenn es partielle Ausgrenzungsansätze gibt. Diese scheinen 
sich aber eher gegenüber Personen mit anderen Lebensweisen zu äußern als gegenüber ande­
ren Sozialstatusgruppen. 

Mit der erwarteten Segregation werden - und dies ist das zweite Retardierungsmoment - von den 
Menschen vielfach sehr negative Folgen verknüpft bzw. die positiven Aspekte der Mischung so­

zialer Gruppen in den Quartieren werden betont. Während nur von wenigen Befragten negative 
Folgen einer Mischung angegeben werden, sind die positiven Folgen, die genannt werden, sehr 

vielseitig. Eine Mischung sei "gesünder" und "natürlich" für die Gesellschaft, Segregation bedeute 
dagegen eine "Verarmung". Da man in anderen Lebensbereichen doch auch mit den unter­
schiedlichsten Menschen zusarnrnenkomme, schärfe ein gemischtes Wohnen den Blick für die 

Realität und deren Probleme. Ein junger Assistenzarzt faßt einige Aspekte zusammen: "Ich find's 
gut, wenn 'n Trabi neben 'nem Mercedes parkt. 'Ne Gegend mit lauter Mercedesen find' ich ge­
nauso schlimm wie 'n Viertel mit lauter Trabis wegen des Ausgleiches. Weil es auch für die Ent­
wicklung der Kinder ganz wichtig ist, daß Kinder aus sozial schwachen Familien mit Kindern aus 
sozialstärkeren Familien, bildungshöheren Familien zusammen sind, zusammen spielen, zusam­
men auch in die Schule gehen. Wo sich einfach Unterschiede mischen, damit die Gesellschaft 
insgesamt stärker wird, daß man mit Gegensätzen umzugehen lernt. Das merkt man hier, wo arm 
und reich miteinander leben, da gibt's weniger Konflikte, und es ist alles irgendwo gesünder." Es 

habe sich zu DDR-Zeiten gezeigt, daß die Mischung zu mehr Kornrnunikation, gegenseitigem 
Respekt, Zusammenhalt und gegenseitiger Hilfe geführt habe. Demgegenüber vergrößere sich 

nun die Kluft zwischen den verschiedenen Schichten der Gesellschaft auch durch das getrennte 

Wohnen. Die Mischung habe das "Gesamtniveau" eines Gebietes gehoben, dadurch daß auch 
einfache Menschen in Berührung mit geistig Hochstehenden gekommen seien. Überhaupt wird 
der Erziehungseffekt und die soziale Kontrolle durch eine Mischung positiv hervorgehoben. Dies 
würde bei Personen mit abweichendem Verhalten dazu führen, daß sie sich schärnen und sich 

bessern, wogegen sie in einem Gebiet mit Ihresgleichen völlig "verlottern". Positiv wird auch eine 
Mischung verschiedener Altersgruppen hervorgehoben: Wegen der unterschiedlichen Lebens­
weisen sei dann immer jemand zu Hause, die Wohngebiete hätten "viel mehr Flair". 

Es zeigt sich also, daß von einer Mischung überwiegend positive Folgen für das Gemeinwesen 
und für sich selbst erwartet werden, wobei genau diejenigen Konsequenzen von den Bewohne­
rinnen genannt werden, die auch in der Sozialplanerischen Diskussion häufig als Ziele der Inte­

gration formuliert werden. Man kann daraus schlußfolgernd, daß die Mischung, die zu DDR­

Zeiten ja nicht entscheidungsabhängig war, nichts war, was vordergründig als drückend und mit 
negativen Konsequenzen belastet angesehen wurde und insofern nun sofort geändert werden 
muß. 

Daraus hat sich möglicherweise vielmehr - und dies ist das dritte Retardierungsmoment von Se­

gregation - ein ostspezifisches Wohnverhalten ausgeprägt, bei dem die Statusfrage nachrangiger 
war. So kann vermutet werden, daß in der DDR wohntypische Verhaltensweisen und Nachbar­

schaftsbeziehungen entwickelt wurden, die nicht von heute auf morgen über Bord geworfen wer­

den (vgl. dazu auch Herlyn/Hunger, Hg. 1994). Von einer Reihe von lnterview1en wird betont, daß 

es bestimmt noch eine Generation dauern werde, bis die Segregation wirklich ausgeprägt sei. 
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Dies wird auf das soziale Klima und den Umgang miteinander zurückgeführt, der noch stärker 
durch "Solidarität" bestimmt sei, so ein Elektrotechniker: "Also 'ne Einstellung - Nee, mit solchen 
Leuten möchte ich nicht zusammenwohnen - die müßte man schon haben, aber das sind sicher­
lich Ausnahmen. Weil doch - ich weiß nicht, ob man das mit dem Wort Solidarität richtig be­
schreibt - aber sowas ähnliches wie Solidarität ist schon noch da. Also mein Gott, wir sind noch 
nicht so weit auseinander, und da wird diese Kluft nicht so schnell aufgebaut." Es gebe durchaus 
in vielen Häusern noch enge "Hausgemeinschaften". Ein anderer Interviewpartner betont, daß 
eine spezifische "Ost-Mentalität" die Segregation zunächst verhindere, und zwar würden Men­
schen im Osten alles tun, um ihren Standard nach außen hin zu halten. Dies sei auch der Gnund, 
daß dem Erhalt der Wohnung erste Priorität zukomme. Man würde eher an anderen Dingen spa­
ren oder notfalls Schulden machen, als durch einen Umzug einen Abstieg zu dokumentieren. 
Momentan sei auch das Statusbewußtsein noch nicht so stark ausgebildet, die Ostdeutschen 
blieben noch auf dem Teppich, seien noch "bodenständiger". Eine Dozentin führt aus: "Man 
merkt, daß Statussymbole wohl sehr wichtig sind. Und ich freu' mich immer, daß wir uns da wohl 
noch 'n bißchen mehr ausklinken können. Nicht wir persönlich, sondern wir Ossis. Weil eben so'n 
Stück Normalität auch durch 'ne derbere Art immer noch da ist, so'n Austausch, der einen auf 
den Teppich läßt." Diese Aussagen zeigen, daß es durchaus sozialisierte Einstellungsmuster und 
alltagskulturelle Verhaltensweisen im Wohnbereich gibt, die auch unter veränderten Rahmenbe­
dingungen weiter fortbestehen und als Segregationshindernis wirksam werden können. 

zu These 5: 

Wenn also festgestellt werden kann, daß zur Zeit noch Barrieren bestehen, die den Segregati­
onsprozeß in seiner Durchschlagskraft bremsen, so stellt sich abschließend die Frage, mit wel­
cher Entwicklung zu rechnen ist bzw. welche Segregationspotentiale es gibt. Zunächst zeigt sich, 
daß die Befragten ausgesprochen einhellig davon ausgehen, daß residentielle Segregationspro­
zesse kommen werden bzw. bereits stattgefunden haben. Eine weitere Segregation sei, so wird 
ausgeführt, "normal" und .. unvermeidbar". Darüber, in welcher Weise sich die allseits erwartete 
Segregation auf die unterschiedlichen Stadtquartiere auswirken wird, besteht ebenfalls weithin 
Einigkeit unter den Befragten. in den Gründerzeit- und anderen Altbauvierteln in zentraler Lage 
mit großen Wohnungen werden Verdrängungsprozesse je nach dem Fortschritt der Sanierung 
erwartet, die dem entsprechen, was als Gentrification beschrieben wird (vgl. B\asius/Dangschat, 
Hg. 1990). Als sehr attraktiv gelten Viertel mit Siedlungscharakter, kleinteiliger Bebauung und 
1'\ähe zum Grün, ebenfalls in relativ innenstadtnaher Lage. Weil diese Gebiete jedoch nur einge­
schränkt auf dem Markt erhältlich sind und dann auch für die meisten Portemonnaies viel zu teu­
er, findet das städtische Umland hohe Zustimmung. Dort finde man nicht nur günstigen Bau­
grund, sondern das Leben sei dort aufgnund der selektiven Bewohnerstruktur einfacher, sicherer 
und kindertreundlicher, außerdem seien die Entwicklungschancen "rosig". Auch der als Suburba­
nisierung bezeichnete Stadtentwicklungsprozeß wird also deutlich von den Befragten reflektiert. 
Negative Entwicklungen werden dagegen für Großwohnsiedlungen in Plattenbauweise erwartet. 
Auch wenn die Kritik momentan noch recht verhalten ist, wird die zukünftige Entwicklung weithin 
sehr negativ gesehen: Die Plattenbausiedlungen würden "abgewertet" und zu "Auffangorten für 
sozial Schwächere und Assis" werden, der .. soziale Abstieg" komme und teilweise würden sogar 
"Ghettos" entstehen. So betont ein Leitender Angestellter, der mittlerweile mit seiner Familie in 
den Saalkreis gezogen ist: "Es wird mit Sicherheit 'ne Polarisierung passieren. Wer begütert ist, 
der zieht aus, und wer nicht, der bleibt." Es wird in den Gesprächen aber auch deutlich, daß man 
die Großwohnsiedlungen keinesfalls über einen Kamm scheren kann: So wird differenziert zwi­
schen und innerhalb der unterschiedlichen Siedlungen. Da auch durchaus Vorteile der Groß-
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wohnsiedlungen genannt werden, unterstützen die Befragtenmeinungen die Vermutung eines 
langsamen .,filtering-down-Prozesses" (vgl. Rink 1995) eher als die eines rapiden Abstiegs. Dieser 
deutet sich aus Sicht der Befragten eher in den maroden, einfach gebauten Althausvierteln -
vielfach traditionelle Arbeiterviertel - in Gemengelagen und mit hoher Verkehrsbelastung. Hier 
haben bereits zu DDR-Zeiten niedrigere Bildungsgruppen gelebt - ein Trend, der sich jetzt fort­
setze, da sich aufgnund des vorwiegend verfallenen und billigen Wohnraums besonders ärmere 
Schichten dort ansiedeln würden. 

Wenn also einerseits allgemein mit einer zunehmenden Segregation gerechnet wird, andererseits 
aber die Distinktionsneigungen bislang eher gering ausgeprägt sind, so stellt sich die Frage, in­
wieweit sich Segregation als unintendierte Folge von sozial und räumlich selektiver Mobilität und 
Seßhaftigkeit ergibt. Dabei geht es darum, welchen Beitrag die Befragten selbst durch ihr sozia­
les und räumliches Mobilitätsverhalten, unabhängig von ihrer Bewertung der Segregationsfolgen, 
zur weiteren Entwicklung leisten. ln einer ersten groben Annäherung lassen sich vier idealtypi­
sche Handlungsmuster unterscheiden, die jeweils intern zu differenzieren sind. 

Das erste Handlungsmuster kann als .. segregationsfördemd durch Mobilität" bezeichnet werden. 
Es ist dadurch gekennzeichnet, daß die betreffende Person umzieht oder dies beabsichtigt und 
zwar in ein Gebiet, das ihrem Status mehr entspricht als das jetzige. Dazu gehören einerseits 
diejenigen, die sich selbst hinsichtlich ihres Sozialstatus verbessert haben und dies durch einen 
Umzug in ein statushöheres Wohngebiet dokumentieren. Dabei ist es vom Ergebnis her unwich­
tig, ob sie dies mit dem expliziten Motiv einer sozialen Distanzierung tut oder nicht. So erzählt ein 
Befragter, dessen Ressourcen sich seit der Wende extrem verbessert haben, sogar, daß er es 
als ausgesprochen störend empfindet, an seinem neuen exklusiven Wohngebiet nur mit anderen 
Aufsteigern zusammenzuwohnen. Hierbei ist die Segregation nicht als intendierte, sondern als 
unintendierte Folge selektiver Wohnstandortwechsel anzusehen. Der Umzugswunsch ist bei die­
sen Befragten aus anderen Gründen motiviert, z.B. eine größere Wohnung zu erlangen, etwas 
Eigenes zu haben oder in einer schöneren Wohnumgebung zu leben. Da aber derartige Wün­
sche nur von den Personengruppen realisiert werden können, die über die ausreichende Res­
sourcengrundlage verfügen, sich erweiterte apportunitäten zu erschließen und nur an den attrak­
tiveren Wohnstandorten, ist Segregation die- zunächst unbeabsichtigte- Folge. 

Andererseits gehört hierher die Gnuppe, die aus einem Gebiet verdrängt wird, das einen Aufstieg 
mitmacht. Sie können sich aufgnund ihrer unzureichenden Ressourcen keine Mietsteigerungen 
leisten und sind gezwungen, einen Wohnstandort zu akzeptieren, der ihren finanziellen Möglich­
keiten entspricht. 

Das zweite Handlungsmuster wird als .. segregationsfördemd durch Seßhaftigkeit" bezeichnet, d.h. 
ohne daß man umzieht, verändert sich das Gebiet entsprechend dem eigenen Sozialstatus. Zum 
einen sind dies diejenigen, die sich ein Wohnquartier weiterhin leisten können, aus dem sie ande­
re wegen Mietsteigerungen infolge von Sanierungen hinausgedrängt sehen. Dieses Aspekt 
könnte auch als "passive Segregation" bezeichnet werden. Auch dieses Muster ist nicht unbe­
dingt an einen expliziten Distanzierungswunsch gebunden. Nur eine Befragte dieses Typus' äu­
ßert sich in diese Richtung. Sie hofft auf einen Aufstieg ihres Gebietes, der dann auch ihrem 
subjektiven Status gerecht wird. Die anderen Gesprächspartnerinnen sind ausdrücklich gegen 
eine räumliche Entmischung sozialer Gnuppen. Gemeinsam ist diesen Befragten also nicht ihre 
Distanzierungspräferenz, sondern daß sie über ausreichende Ressourcen verfügen, die ihnen 
einen Verbleib in ihrem - aufsteigenden - Wohnviertel ermöglichen. Auch wenn sie die Entmi-
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schung nicht unbedingt begrüßen, ist der Wunsch nach Heterogenität der Sozialstruktur im Ge­
biet keineswegs so stark, daß er als Motiv für einen Umzug infrage käme. 

Gegenüber diesen ressourcenstarken Seßhaften in einem als aufsteigend angesehenen Wohn­
gebiet gibt es zum anderen eine Gruppe, die aufgrundunzureichender Ressourcenausstattung in 
einem Gebiet verharrt, aus dem Finanzstärkere ausziehen. Auch diese sind passiv, aber nicht 
unbedingt freiwillig. Ihre Optionen sind gering und ihre Präferenzen eigentlich unerheblich, da sie 
diese aufgrund der fehlenden Ressourcen kaum verwirklichen können. Sie verhalten sich zwar 
ebenfalls passiv, können aber in einer Strukturbetrachtung durchaus als segregationsfördernd 
angesehen werden, da sie als Sozialschwache in einem Gebiet seßhaft sind, das als abstiegsge­
fährdet angesehen wird. Sie unterliegen dem Risiko, nicht nur in sozialer, sondern auch in räumli­
cher Hinsicht ausgegrenzt zu werden. 

Das dritte Handlungsmuster wird als .. segregationsbremsend durch Mobilität" bezeichnet. Es wird 
durch Befragungspersonen repräsentiert, die in ein Gebiet gezogen sind bzw. ziehen werden, 
welches in seiner Sozialstruktur ihrem eigenen Sozialstatus nicht unbedingt entspricht. Diese 
Personen nehmen deutlich wahr, daß an ihrem neuen Wohnstandort eine viel stärkere Homo­
genität der Bewohnerschaft vorhanden ist als an ihrem vorherigen. Gleichzeitig bemerken sie, 
daß sie selbst eigentlich nicht dazu passen. Die theoretisch vorhandene Möglichkeit, als ökono­
misch starke Person in ein absteigendes Gebiet zu ziehen, existiert nicht unter den von mir Be­
fragten, sondern nur der umgekehrt Fall, daß Einkommensschwächere in ein als aufsteigend 
wahrgenommenes Gebiet, nämlich ins Umland, gezogen sind. Ihnen ist gemeinsam, daß sie die 
fehlenden finanziellen Ressourcen durch andere Mittel, besonders Selbsthilfe, ausgleichen 
konnten. 

Das vierte und letzte Handlungsmuster läßt sich als ,.segregationsbremsend durch Seßhaftigkeit" 
bezeichnen. Einerseits handelt es sich um Personen, die in einem als absteigend wahrgenom­
menen Gebiet wohnen, selbst aber eher eine Lageverbesserung, zumindest aber einen Statuser­
hall mitmachen. Prototypisch ist eine Angestellte in gehobener Position, deren Mann ebenfalls in 
gesicherter Stellung ist. Sie würde am allerliebsten in ihren Plattenbauwohnung bleiben, befürch­
tet aber eine negative soziale Entwicklung in ihrem Gebiet. Noch sind ihre Aktivitäten zum 
Wohnstandortwechsel nicht sehr zielgerichtet und intensiv, so daß sie den Segregationsprozeß 
zur Zeit noch bremst. Sollte sie aber bemerken, daß sich in dem Gebiet weitere selektive Zu- und 
Abwanderungen zeigen, wird sie ihre Pläne schnell konkretisieren und umsetzen. Dieser Aspekt 
1st als "tipping point" (vgl. Schelling 1971) bezeichnet worden: Ab einem bestimmten Grenzwert, 
bis zu dem hin man noch tolerant gegenüber vermeintlich andersartigen Zuziehenden ist, steigen 
die Abwanderungen exponentiell an. Dieses "Verweilen bis auf weiteres" bleibt aber nicht ohne 
Konsequenzen für die betreffenden Wohngebiete. So führt dies bei einigen Befragten bereits zu 
einem sozialen Rückzug aus dem Wohnmilieu, weil - so eine Gesprächspartnerin - man 
"gedanklich schon weg" ist. Kennzeichnend für dieser Gruppe ist, daß sie prinzipiell über die 
Ressourcen und Opportunitäten verfügen, die ihnen den Wechsel, aber auch das Bleiben erlau­
ben. je nachdem, ob ihre Präferenzen am alten Wohnstandort erfüllt sind. Außerdem würde diese 
Gruppe möglicherweise auch einen anderen Wohnstandort innerhalb des alten Quartiers anstre­
ben, wenn dieser anspruchsgerechter ist. 

Dies unterscheidet sie von denjenigen, die einen Aufstieg ihres Gebietes sehen, den sie selbst 
nicht mitmachen können. Sie sind verdrängungsgefährdet Momentan können sie ihren Wohn­
standort noch halten, aber wenn die Entwicklung ihres Wohngebietes so weiter geht, wie sie be­
fürchten, dann werden sie zu einem Wohnstandortwechsel gezwungen sein. Noch bremsen diese 
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Personen mit ihrem Wohnstandortverhalten die Durchschlagskraft des Segregationsprozesses. 
Ob sie dies auch weiterhin tun werden, hängt auch davon ab, wo sie im Falle eines notwendigen 
Umzugs ihren neuen Wohnstandort finden bzw. zugewiesen bekommen. 

zu These 6: 

Es lassen sich also bei den Befragten sowohl segregationsfördernde als auch segregationsbrem­
sende Handlungsmuster feststellen. Auch wenn das Distanzierungsmotiv bei den mobilen Segre­
gationsförderem (Muster 1) keine sehr ausgeprägte Haltung z~ sei_n schei~t, so ist doch der 
Wunsch einem neuen Wohnstandort bzw. die finanzielle Notwendtgkett umzuztehen so stark, daß 
ein statusadäquateres Wohngebiet angestrebt wird. Das Handlungsmuster ist in sich konsistent, 
ebenso wie das der seßhaften Segregationstörderer (Muster 2), die überhaupt keine Aktivitäten 
entfalten müssen. Dagegen scheint es sich bei den mobilen Segregationsbremsern (Muster 3) 
kaum um ein weit verbreitetes Handlungsset zu handeln. Am interessantesten für den weiteren 
Verlauf des Prozesses der sozialräumlichen Sortierung werden die (noch?) seßhaften Segregati­
onsbremser (Muster 4) sein. Es stellt sich nämlich die Frage, wann und unter welch_en Bedingun­
gen sie mobil werden und in das Muster 1 übergehen, so daß _sie_ dem Prozeß wettere Dynamik 
geben. Auf der einen Seite läßt sich bei ihnen ein - oftmals m1t e1ner genngere Ressourcenver­
fügbarkeit gekoppeltes - Handlungsmuster feststellen, das als Verharren so lange wie mögli~h 
oder auch als Verdrängungsgefährdung charakterisiert werden kann. Auf der anderen Se1te gtbt 
es ein Handlungsset, das als "Verweilen bis auf weiteres" eingeordnet wurde; dies trifft besonders 
für Personen mit einer ausreichenden Ressourcengrundlage zu, sie bleiben bis ein bestimmter 
"tipping point" erreicht ist. Wenn sie also bis dahin segregationsbremsend gewirkt haben, geben 
sie dann dem ganzen Prozeß zu diesem Zeitpunkt noch einmal eine stärkere Schubkraft. 

Als Fazit läßt sich also festhalten: Auch wenn die faktische Segregation - trotz eines nicht uner­
heblichen Umzugsgeschehens - keineswegs bislang so erheblich zu sein scheint, so zeigt sich 
doch, daß diejenigen Handlungs- und Einstellungsmuster, die segregationsbremsend stnd, etne 
geringere zeitliche und ressourcenbezogene Stabilität aufweisen und in Zukunft m1t e1ner Welte­
ren Zunahme des sozialräumlichen Entmischungsprozesses gerechnet werden muß. Der bislang 
noch verzögerte Verlauf des Segregationsprozesses in den neuen Bundesl~ndern ~teilt sich aus 
planerischer Sicht als Chance dar, die möglicherweise negativen Folgen fur besttmmte ~oztal­
gruppen und Quartiere präventiv zu venneiden. Da die Wirksamkeit solcher Maßnahm.en m1t dem 
Wissen über die Ursachen und Bedingungen von Segregation in den neuen Bundeslandern steht 
und fällt ist hierzu weitere Forschung dringend notwendig. Es kann erwartet werden, daß die 
Segreg;tionsforschung durch die besonderen Bedingungen der Transformation einen innovativen 
Schub erfährt. 
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Herbstsitzung der Sektion Stadt- und Regionalsoziologie an der 
Europa-Universität Viadrina in Frankfurt/Oder vom 9.11.-11.11.1995 

Ostdeuts~h~ Großstädte: Bevölkerungsentwicklung, 
Suburban1s1erung - mit besonderer Berücksichtigung 
und dem Saalkreis. 

Migration und 
der Stadt Halle 

"Einleitendes Statement zum Thema "Potentielle Higration und 
Suburbanisierungstendenzen am Beispiel der Stadt Halle und ihres 
Umlandes - Eine quantitative Analyse" 

Heinz Sahner 

Vorbemerkung 

1. Bevölkerungsentwicklung, regionale und natürliche 
Bevölkerungsbewegungen in ostdeutschlana 

2. Die Bevölkerungsentwicklung der ostdeutschen Großstädte vor 
und nach der Wende - Verlagerung der Wanderungsströme ins 
Umland 

3. Stadt-Umland-Wanderungen anhand ausgewählter Beispiele 
3.1 Was sind die Zielorte? 
3.2 Wer wandert? 

3.3 Was sind die Quellorte;-viertel? 

4. Der Wechsel der gesellschaftlichen Rahmenbedingungen führt zu 
Suburbanisierunq und wachsender Entmischung 

5. Kooperationsprobleme zwischen Stadt und Umland 
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Vorbemerkung 

Wissenschaft lebt vom Vergleich. Migrations- und 
Suburbanisierungsprozesse der Stadt Halle sind eingebettet in 
bestimmte gesamtgesellschaftliche Entwicklungen und sie erhalten 
ihr Gewicht erst in Relation zu diesen Prozessen und auch erst im 
Vergleich zu der Situation, in der sich andere vergleichbare 
Städte befinden. soweit das mit Statistiken möglich ist, möchte 
ich deshalb einen Blick auf die Entwicklung der Wanderung zwischen 
Ost- und Westdeutschland werfen und außerdem versuchen, die 
Bevölkerungsentwicklung, _ die Migration und die 
Suburbanisierierungstendenzen in den ostdeutschen Großstädten 
einschließlich der daraus resultierenden Probleme kurz zu 
umreißen. 

l. Bevölkerungsentwicklung, regionale und natürliche 
Bevölkerungsbewegungen in Ostdeutschland 

Die Situation in ostdeutschland ist durch zwei Charakteristika zu 
kennzeichnen. Erstens sind die Wanderungsströme zwischen Ost- und 
westdeutschland zum ersten Mal seit dem zweiten Weltkrieg 
ausgeglichen. Jahrzehntelang hat Ostdeutschland, wenn auch mit 
unterschiedlicher Intensität, Bevölkerung an Westdeutschland 
verloren (Sahner l995d: 22f). Die Abbildung l: 1 zeigt die 
Entwicklung der Ab- und Zuwanderung seit 1990. Rechnerisch ergibt 
sich für 1994 noch ein Wanderungsdefizit von 28 000 Personen. 
Betrachtet man aber die vierteljahressalden, dann ergibt sich für 
das letzte Vierteljahr nur noch ein Wanderungsdefizit von 2400 
Personen und geht man zur monatlichen Betrachtung über, dann ist 
für den Dzernber 1994 erstmals ein Wanderungsgewinn von 1594 
Personen zu verzeichnen (Nachricht des Stat. B.A. vom 2. 10. 
1995). 

Insgesamt nahm die Bevölkerung Ostdeutschlands seit 1990 um 3,6% 
ab. Stärker noch als auf den Wanderungsverlust (2,1%) geht das auf 
die natürliche Bevölkerungsbewegung zurück. Die Geburtenraten 
gingen drastisch zurück und zwar von ungefähr 15 auf etwa fünf 
tausend Einwohner. Die Stadt Halle macht hier keine Ausnahme 
(Kommunalstatistik der Stadt Halle 4/1994: 1). Durch 
sterbeüberschuß hat die Bevölkerung in Ostdeutschland gegenüber 
1990 um 2,57% abgenommen. Daß die Bevölkerung nicht um 4,67%, 
sondern nur um die angeführten 3, 6% abnahm, ist auf den 
Außenwanderungsgewinn zurückzuführen. 

' 

I 
I 

- 51 -

2. Die Bevölkerungsentwicklung der ostdeutschen Großstädte vor und 
nach der Wende - Verlagerung der Wanderungsströme ins Umland 

Gegenüber dem Landesdurchschnitt verzeichnen die dreizehn 
ostdeutschen Großstädte mit fast sechs Prozent (5,92%) einen 
deutlich höheren Bevölkerungsverlust (Abb. 2: 1; Tab. 2: 1). 
Lediglich Jena (3,6%) erreicht den Landesdurchschnitt, und Potsdam 
liegt mit einem Verlust von 2,6% sogar noch deutlich darunter. Die 
Verluste sind in der Stadt Zwickau am stärksten. Unter den vier 
Städten, die unterdurschnittliche Verluste aufweisen (Dresden, 
Jena, Magdeburg, Potsdam) befinden sich drei Landeshauptstädte, 
damit könnte sich eine Erklärung für die vergleichsweise günstige 
Bevölkerungsentwicklung andeuten. 

Damit zeichnet sich für alle 
Bevölkerungsverlust seit 1989 ab. 
verläuft aber sehr unterschiedlich. 

ostdeutschen Großstädte ein 
Die Entwicklung bis dahin 

Es ist durchaus nicht so, daß 
die Zeit vorher 
gekennzeichnet war 
Einwohnerzustrom aus 
1995: 7). Das Bild 

durchgängig durch Bevölkerungswachstum 
und z. B. "noch bis 1989 durch den 

ländlichen Regionen angewachsen waren" (Franz 
ist vielmehr sehr heterogen und auch durch 

Bevölkerungsverluste in der Vorwendezeit zu akzentuieren. 

So können wir für die Stadt Chemni tz in der Vorwendezeit zwei 
Schrumpfungsphasen beobachten, nämlich eine in den Jahren zwischen 
1950 und 1960 und eine die im Jahre 1982 (l) beginnt und bis heute 
anhält (Stat. Jb. Chemnitz 1994: 32). In Dresden schrumpfte die 
Bervölkerung in den Jahren 1952 bis 1961 und 1965 bis 1967 (Stat. 
Jb. Dresden 1993: 15). In Halle (sieht man von der Eingemeindung 
von Halle-Neustadt im Jahre 1990 ab) schrumpft die Bevölkerung 
seit dem Jahre 1956 (284 754 Einwohner) bis heute fast 
durchgehend. Lediglich in den achtziger Jahre waren leichte 
Zuwächse zu verzeichnen (Stat. Jb. Halle 1993: 24). Ähnliches gilt 
auch für Leipzig. Die Bevölkerungsentwicklung verläuft bis 198 3 
leicht schwankend, um dann kontinuierlich abzunehmen ( Stat. Jb. 

Leipzig 1994: 21, 23), der Wanderungssaldo ist in diesem Zeitraum 
negativ (Stat. Jb. Leipzig 1994: 41), ein Wanderungsdefizit, das 
offensichtlich durch den in der DDR in diesem Zeitraum üblichen 
Geburtenüberschuß nicht aufgefangen werden konnte. In Magdeburg 
nimmt die Wohnbevölkerung seit 1985 ab (Stat. Jb. Magdeburg 1993: 
25). Andere Großstädte wie Rostock, Potsdam und Schwer in kennen 
für diese Vorwendezeit wiederum eine positive 
Bevölkerungsentwicklung. 

Man wird 
Ursachen 

für diese unterschiedlichen Entwicklungen verschiedene 
zur Erklärung heranziehen müssen, wie z. B. die 

industrielle Entwicklung (Schwerpunktprogramme) oder auch den 
Wohnungsbau, aber auch singuläre Ereignisse, wie z. B. den Aufbau 
einer neuen Stadt (Halle-Neustadt) in unmittelbarer Nachbarschaft 
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einer Großstadt (Halle). Keinesfalls ist aber durchgängig ein 
Bevölkerungswachstum in den Großstädten zu beobachten. Das 
schließt eine kontinuierliche Land-Stadt-Wanderung und eine 
zunehmende Urbanisierunq der DDR nicht aus. 
Suburbanisierungsprozesse jedoch, wie wir sie von Westdeutschla~d 

kennen fanden in der DDR nicht statt, jede Fahrt durch dle 
' . 

Nahbereiche von GraBsstädten macht das noch heute augenfällig. Sle 
beginnen jedoch jetzt, nachdem die wanderungsströme sich neu 
formieren. An die stelle der Ost-West-Wanderung tritt zunehmend 
eine Stadt-Umland-Wanderung. Immer mehr Bürger verlassen die 
Stadt, um sich in ihrer Nachbarschaft niederzulassen. Diese 
Entwicklung folgt zeitlich der Verlagerung des Handels auf die 
grüne Wiese. Die daraus resultierenden Probleme verschärfen sich. 

3. Stadt-Umland-Wanderungen anhand ausgewählter Beispiele 

3.1 Was sind die Zielorte 

Daß die 
einsetzen, 

uns bekannten Suburbanisierungsprozesse nun mit Macht 
läßt sich anhand unterschiedlicher Daten feststellen· 

Da ist zuerst der Augenschein zu nennen. Eine Fahrt durch die 
umliegenden Gemeinden großer Städte zeigt überall neu ausgewiesene 
Flächen für den Neubau von Einfamilienhäusern. Mit der Umsetzung 
wurde mittlerweile begonnen, wie sich an den in diesem 
Zusammenhang relevanten Indikatoren feststellen läßt. So erhebt 
sich unmittelbar am Stadtrand von Halle nach Salzmünde hin ein 
wahrer Kranwald, um in einem ersten Bauabschnitt etwa 500 
Eigenheime (''Seepark") zu errichten (Hallesches Tageblatt v. 11. 
10. 1995). Es besteht nicht nur ein starker Wunsch nach einem 
Eigenheim im Grünen (Mnich 1993 und 1995), sondern es wächst auch 
eln entsprechendes Angebot heran. Neben Puschfaktoren gibt es also 
auch Pullfaktoren. zur Zeit ist im Kragenkreis von Halle 
(Saalkreis) der Bau von knapp 10 000 Wohnungen genehmigt 
(Hallesches Tageblatt 11. 10. 1995; cf. auch Sahner 1995a: 5, 16). 
Diese Entwicklung wird im Landratsamt nicht ungern gesehen, hofft 
man z. B. doch so, rasch auf die Einwohnermindestzahl von BO. 000 
Einwohner zu kommen. Gegenwärtig hat der Saalkreis etwa 60 · 500 
Einwohner was deutlich unter der Planungsvorgabe liegt, die man 
für die ~ebensfähigkeit eines Kreises als erforderlich ansieht. 
ziehen auch nur drei Personen in jede Wohnung ein, so könnte sich 
die Bevölkerungszahl des Saalkreises in kurzer Zeit um ca · 50% 
erhöhen. Man kann sich leicht vorstellen welche infrastrukturellen 
Belastungen daraus erwachsen. Den größten Teil dieser Neubürger 
dürfte Halle stellen. Da diese Wanderung selektiv erfolgt, dürften 
sich auch hier vermehrt Probleme ergeben, von dem mit dem Aderlaß 

·l:j· 
I 
I 
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verbundenen Problemen ganz abgesehen (vgl. detaillierter hierzu 
Pkt. 4). Von den mit der Größe verbundenen Transferzahlungen 
abgesehen, ist hier die weitere Renovierung vorhandener Alt- und 
Neubausubstanz zu nennen. Bei negativer Wanderungsbilanz und einem 
Gestorbenenüberschuß wird die Nachfrage nach Wohnraum geringer. Ab 
wann lohnt es sich nicht mehr, die verbliebenen und stark 
renovierungsbedürftigen herrlichen Altbaubestände des ausgehenden 
19. und beginnenden 20. Jahrhunderts herzurichten? 

Vergleichbare Entwicklungen lassen sich aber mit unterschiedlicher 
Ausprägung für alle ostdeutschen Großstädte konstatieren, wie ich 
in meinen Gesprächen mit verschiedenen Vertretern der 
statistischen Ämter der ostdeutschen Großstädte feststellen 
konnte. Nicht alle statistischen Ämter verfügen über ausreichend 
große Ressourcen, um diese Veränderungen auch dokumentieren zu 
können. Für Chemni tz und Potsdam lassen sich diese Veränderungen 
der Wanderungsströme und der Beginn von Suburbanisierungsprozessen 
jedoch veranschaulichen. 

Wie aus Abbildung 3.1: 1 hervorgeht nimmt in Chemnitz die 
~~Wanderung in die neuen Bundesländer absolut und relativ zu. 1992 
waren es 2242 Personen (57% der Abwanderer), 1993 waren es schon 
3430 Personen (62%) und 1993 waren es 7157 (72%) Einwohner von 
Chemnitz, von denen allein 3873 in das unmittelbare Umland zogen, 
also mehr als im Vorjahr in die gesamten neuen Bundesländer 
verzogen. Bevorzugt werden die unmittelbar angrenzenden Gemeinden. 
In die Abbildung 3.1: 2 wurden die Städte und Gemeinden des 
Umlandes gekennzeichnet, deren Wanderungsgewinn durch Chemnitz 
mindestens 50 Personen beträgt. 

Nicht viel anders sieht es in Potsdam aus. Von 1992 bis 1994 haben 
insgesamt 3613 (Tab. 3.1: 1) ehemalige Potsdamer einen neuen 
Wohnsitz im Umland gefunden (Quartalsbericht der Stadt Potsdam, 
II/1995: 3). Die Tendenz ist steigend (Abb. 3.1: 3). Hingegen hat 
die Wanderung in die alten Bundesländer stark abgenommen ( ebd. : 
2 ) . 

Die Probleme, die aus 
Großstädten erwachsen 
aufgezählt haben (vgl. 

3.2 Wer wandert? 

der Stadt-Umland-Wanderung den ostdeutschen 
dürften denen ähneln, die wir für Halle 
auch unten Pkt. 4 und 5). 

Mit dem Zielort wechseln die individuellen Merkmale der Wanderer. 
Die Ost-West-Wanderer rekrutieren sich 
Pupulation als die Stadt-Umland-Wanderer, 

aus 
weil 

einer anderen 
die Ziele andere 
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sind. Für beide Gruppen gilt jedoch, daß es sich eher um jüngere 
und besser ausgebildete Bevölkerungsgruppen handelt. sucht die 
erstere eher einen (besseren) Arbeitsplatz und Wohlstandsgewinn im 
Westen, so handelt es sich bei letzteren eher um Gruppen mit 
überdurchschnittlichen Einkommen und sicheren Arbeitsplatzen und 
mit einer bestimmten Stellung im Familienzyklus. Vorwiegend 
Jungere Familien mit kleineren Kindern ziehen aus beengenden 
Wohnverhältnissen der Stadt ins Umland. Wie sich aus verschiedenen 
Statistiken ergibt, wird der Aderlaß an jüngeren Bürgern, die in 
den Westen oder ins Umland ziehen, teilweise 
Umland wieder wettgemacht ( Stat. Jb. 
Quartalsbericht der Stadt Potsdam II/1995: 5; 

durch Zuzüge aus 
Halle 1993: 

Abb . 3 . 2 : 1 l . 

dem 
37; 

Auf diese Fragestellung, die sich am ehesten mit Individualdaten 
untersuchen läßt, wird Frau Mnich in ihrem Vortrag näher eingehen, 
die dabei auf die Bürgerumfragen in Halle (Mnich 1993 und 1995), 
zurückgreifen wird. 

3.3 Was sind die Quellorte der Wanderung? 

Wenn es um Wanderungen geht, kann man Pusch- und Pull-Faktoren 
unterscheiden. z. B. sind sichere Arbeitsplatze, 
Wohlstandsteigerung, bessere Umweltqualität und attraktive 
Wohnungsangebote Wanderungsanreize. Nicht nur die Wissenschaft 
auch der Bürger vergleicht. Gibt es auf den genannten Dimensionen 
Defizite, wirken sie als Puschfaktoren. Aus den Umfragen, aber 
auch aus Expertengesprächen (Chemnitz, Potsdam) schalt sich 
heraus, daß die Bereitschaft aus der Stadt in das Umland zu 
ziehen, bei den Bewohnern von Plattensiedlungen deutlich größer 
ist als bei den Bewohnern von Stadtvierteln, in denen Altbauten 
vorherrschen. Inwieweit das jedoch aus der Stellung im 
Familienzyklus resultiert, wird die vertiefte Analyse von 
Individualdaten ergeben. Schon jetzt läßt sich jedoch sagen, daß 
ciie Berei -cschaft die "Platte" zu verlassen, in Siedlungen, die in 
den letzten zehn Jahren fertiggestellt worden sind (z. B für Halle 
in Heide-Nord), deutlich höher ist, als in den älteren Teilen von 
Halle-Neustadt. Die Familienstruktur ist hier anders, die Kinder, 
die häufig Ursache für die Zuteilung der Wohnung waren, sind 
längst ausgezogen. Daß der Wunsch auszuziehen, bei den Bewohnern 
von Plattensiedlungen am weitesten verbreitet ist, schließt nicht 
aus, daß der tatsächliche Umschlag der Wohnbevölkung in den 
ehemaligen Bürgersiedlungen mit repräsentativer Altbausubstanz am 
größten ist. Die Renovierung erfordert zuerst Kündigung und dann 
zahlungskräftige Mieter. 

I 
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4. Der Wechsel der gesellschaftlichen Rahmenbedingungen führt zu 
Suburbanisierunq und wachsender Entmischung 

Es ist nicht verwunderlich, daß die Großstädte mit dem Wechsel der 
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen ihr Gesicht verandern werden. 
Die jetzt vorliegenden Daten belegen das, was als Trend 
vorausgesagt werden konnte (Sahner 1995b, zuerst 1993). 

Eine weitere Entmischung nach sozialen Merkmalen wird stattfinden. 
Die Unzufriedenheit mit der augenblicklichen Wohnsituation ist 
beträchtlich. Die Diskrepanz zwischen der Wichtigkeit von 
Lebensbereichen auf der einen Seite und der Zufriedenheit damit 
auf der anderen Seite, ist bei einem großen Katalog von Fragen, 
bei der Wohnungsfrage am zweitgrößten (Mnich 1995: 18). Ein 
beträchlticher Prozentsatz möchte umziehen. 12% beantworten eine 
entsprechende Frage mit "ja" und 24% mit "möglichereise" (Mnich 
1995; Anhang: Frage 13). Vergleichsweise hoch ist dieser Wunsch in 
den Neubaugebieten, die vor kurzem noch Ziel vieler Wünsche waren: 
In Halle z. B. auf der Silberhöhe, in Halle-Neustadt und in Heide­
Nord. Hier ist auch die Verbundenheit mit dem eigenen Stadtteil 
besonders gering (Mnich 1995: 27). Wenn man danach fragt, was denn 
die Gründe für den Umzugswunsch seien, so wird der Wunsch nach 
einer angemessenen (größeren) Wohnung und nach einer besseren 
Wohngegend genannt (Mnich 1995; Anhang: frage 15). 

Wer aber möchte umziehen? Es sind vorwiegend jüngere Bürger, die 
eine überdurchschnittliche Ausbildung haben und auch besser 
verdienen. Und wo ziehen sie hin? Die Pallette ist breit, aber 
auch das hängt von der familiären Situation ab. Junge Familien 
zieht es gern in den Saalkreis. 

Anhand der für den Saalkreis gnehmigten 10 ooo Wohneinheiten kann 
umrissen werden, was in Halle aber ähnlich auch in anderen 
Großst~dten passieren wird: 

Erstens wird es einen weiteren Wanderungsverlust für die Stadt 
geben. Damit gehen ja nicht nur B~ger verloren, sondern mit ihnen 
auch die Einkommensteuer und weitere einwohnerabhängige 
Transferzahlungen. 

Zweitens wird es die hierzulande bisher nicht gekannten 
Suburbanisierungsprozesse geben. Die Stadt tritt über ihren Rand. 
Das Umland wird zersiedelt. Zumindest mittelfristig wird es 
Infrastrukturprobleme geben (Schulen, Straßen; vgl. hierzu Pkt. 
5) . 

Drittens 
Einzelne 
wenn die 

der Segregationsprozeß wird weiter um sich greifen. 
Stadteile können sich leicht zu Problemzonen entwickeln, 

noch gute Durchmischung verschwindet und nur die 
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Problemgruppen übrig bleiben, für die weiterhin die Stadt die 
sorge übernimmt. Könnten sich die Neubauviertel leicht zu Slums 
entwickeln, wird der innerstädtische Bereich hingegen veredelt. 
Die wenigen teuren Wohnungen beziehen gut verdienende Singels und 
Dinkies (Double-Income-No-Kids). 

Viertens müßte sich nach den vorliegenden Zahlen der Wohnungsmarkt 
entlasten. Denn ca. 13 000 Wohnungen stehen z. B. in Halle immer 
noch leer, die nach und nach renoviert werden. Dagegen haben 
lediglich 12 ooo Bürger augenblicklich einen 
Wohnberechtigungsschein. Die Bevölkerungsbilanz wird aufgrund der 
zu erwartenden Stadt-Umland-Wanderung und auch aufgrund der 
geringen Geburtenquote, die sich schwerlich auf das alte Niveau 
anheben wird, negativ bleiben. Unter diesen Bedingungen wird sich 
die Wohnsituation in den Großstädten entlasten. 

Schließlich steigt bei aller Differenzierung das Wohnniveau 
durchgängig. 

5. Kooperationsprobleme zwischen Stadt und Umland 

Die Wende hat auch die Autonomie der Gemeinden gebracht. Nach dem 
Grundgesetz Art. 28 Abs.2 haben die Gemeinden das Recht, im Rahmen 
der Gesetze, ihre Angelegenheiten in eigener Verantwortung ~u 

regeln. Daraus resultiert ein Fülle von Kooperationsproblemen, w~e 

gleich zu zeigen sein wird. Wo würden wir heute aber stehen, fünf 
Jahre nach der Wende, wenn es diese Autonomie der Gemeinden nicht 
gegeben hätte? Die Dezentralisierung der Entscheidungsprozesse, 
die damit einhergehende Gestaltungskraft, hat viel bewirkt (Däumer 
1995), darauf sei bei allen Kooperationsproblemen hingewiesen. 

(1) Ein weiteres Beispiel aus dem Saalkreis mag dies 
charakterisieren. So wurde in den letzten Jahren im Saalkreis eine 
Fläche von 874 ha für Gewerbe- und Sondergebiete ausgewiesen. Seit 
der Spiegelveröffentlichung über das Milliardengrab im Osten 
glauben wir ja alle zu wissen, daß das Fehlinvestitionen waren· 
schaut man sich die Zahlen an, so sieht die Bilanz so schlecht 
nicht aus. Immerhin waren gegen Ende des Jahres 1994 davon schon 
246 ha (= 28%) bebaut (Sahner 1995a; Sahner 1995c). 

(2) Die Autonomie der Gemeinden ist aber nicht nur eine notwendige 
Voraussetzung für einen raschen Aufschwung, sondern sie ist auch 
bedeutsam für die Integration der Bürger. Gerade im gemeindlichen 
Kontext sind die Teilnahmemöglichkai ten am demokratischen Prozeß 
besonders groß, wenn sie auch nicht immer in einem wünschenswerten 
Maße genutzt werden. 

I 

I 
I 
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Betrachtet man die. Verwaltungsstrukturen der DDR, dann haben die 
Gemeinden als politische Instanz so gut wie keine Bedeutung 
gehabt. Von einer selbständigen Politik, von einer autonomen 
Stellung des Bürgermeisters und einer Mitgestaltung der Bürger 
konnte kaum eine Rede sein. Das Prinzip war streng hierarchisch. 
Die A~hängigkeit ging so weit, daß der Rat des Kreises den 
Bürgermeister bestellte. Aufgrund des vorherrschenden Zentralismus 
fehlte der Gemeinde die Möglichkeit, das wirtschaftliche und 
planarische Geschehen effektiv zu beeinflussen. So fehlte der 
Gemeinde sogar der direkte Einfluß auf das Baugeschehen. Zur 
politischen Abhängigkeit gesellte sich die ökonomische. Die 
Gemeinde war im wesentlichen auf Zuweisungen vorgelagerter 
Instanzen (Bezirk, Staat) angewiesen. Die Steuereinnahmen waren 
marginal und speisten sich aus der Grund-, Hunde- und 
Vegnügungssteuer. Die Einnahmen aus kommunalen 
Wirtschaftseinheiten (z. B. Gebäudewirtschaft) waren gering. 

Der Autonomiezuwachs hat freilich nicht nur Positives bewirkt. Bei 
der Verfolgung von Eigeninteressen bleibt leicht das 
Gesamtinteresse auf der Strecke. 

Uns allen sind die Schwierigkai ten bekannt, die aus den 
Einkaufszentren und Gewerbeparks auf der grünen wiese entstanden 
sind. Aber an diesen Stellen konnte man rasch - anders als in der 
Stadt ohne Einschränkung durch Eigentumsvorbehalte und 
Denklnalschutz "Hüttendörfer" oder auch "Flachmänner" in einer 
Größenordnung errichten, die Weststandard schon längst hinter sich 
gelassen haben. Aber was sich in Westdeutschland über Jahrzehnte 
hinweg langsam vollzog, drängt sich hier auf wenige Jahre 
zusammen. Jedoch nicht nur die Geschwindigkeit ist 
charakterisierend, die Probleme verschärfen sich noch dadurch, daß 
die Prozesse, so wie wir sie aus dem Westen kennen, sich 
hierzulande teilweise auf den Kopf stellen. Während im Westen den 
Suburbanisierungsprozessen begleitet von einem Ausbau der 
Infrastruktur, besonders der Verkehrswege die Einkaufszentren 
auf der "grünen Wiese" folgten, verläuft die Reihenfolge im Osten 
umgekehrt. Die Einkaufszentren in Ostdeutschland wurden gebaut, 
bevor eine hinreichende Infrastruktur gegeben war. Zwar findet man 
sie an günstigen Stellen, in der Regel im Fadenkreuz 
überregionaler Autoverkehrswege, dennoch sind das Straßennetz und 
die sonstigen Zubringer nicht darauf eingestellt. Konnten sich im 
Westen die Erbauer der Einkaufszentren an einer bereits 
ausdifferenzierten Verkehrsinfrastruktur orientieren, kann man für 
den Osten mit einer gewissen Berechtigung behaupten: 
Verkehrsinfrastruktur folgt den Einkaufszentren - hoffentlich. 

Diese Umkehrung hat ihre Nachteile, wie jedermann auf bestimmten 
Ausfallstraßen zu bestimmten Zeiten beobachten kann. Wenn man dies 
beklagt, dann bedeutet das freilich noch nicht ein Plädoyer dafür, 
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daß bestimmte Fehler, die im Westen in der Siedlungs- und 
Raumordnungspolitik gemacht worden sind, im Osten blind wiederholt 
werden müssen. Vielmehr ergibt sich immer noch die Chance, aus den 
Fehlern zu lernen. Vielleicht ist es ja doch möglich - und es gibt 
einige Regelungen, die diese Hoffnung nährenl auch nach 
Ladenschluß, eine belebte Innenstadt zu realisieren. So wie die 
Dinge jetzt aber stehen, werden weitgehend die bekannten 
fehlerhaften Prozesse (Suburbanisierung, Zersiedelung, 
Innenstadtverödung, Entblößung der Innenstädte von Wohnungen, 
schließlich Gentrification) nicht nur im Zeitraffertempo 
wiederholt, sondern auch noch erweitert. Der sich jetzt 
abzeichnende Suburbanisierungsprozeß wird die Probleme 
verschärfen. 

Nur ein Beispiel, das sich auf die Schwierigkeit bezieht, die 
Innenstädte mit einem leistungsfähigen Handel zu beleben. Die 
Einkaufszentren im Westen entstanden auf der grünen Wiese erst 
dann, als es einen leistungsfähigen innerstädtischen Handel schon 
gab. Unter der von Anfang an existierenden Konkurrenz auf der 
grünen Wiese hat der innerstädtische Handel im Osten 
Schwierigkeiten, überhaupt zu starten. Das gilt vor allem für 
kleinere Fachgeschäfte. 

Damit diese nachteiligen Prozesse minimiert oder vermieden werden, 
bedarf es der Kooperation zwischen Stadt und Umland. Freilich ist 
es dazu schon in mancherlei Hinsicht zu spät. Beide - Stadt und 
Land - sind aber auch weiterhin aufeinander angewiesen, wie sich 

leicht zeigen läßt. 

(1) Ansprüche des Umlandes an die Stadt: Die Nutzung öffentlicher 
Dienstleistungen der Stadt mit Zuschußbedarf seitens der Bürger 
des Umlandes ist vielfältig. Man denke nur an folgende Beispiele 
wie den Personennahverkehr, die Sportstätten und Krankenhäuser, 
aber auch an den kulturellen Bereich (Theater, Museen). 

Ein anderer Problembereich ist der der Schule, der nicht nur den 
Lokalpolitikern präsent ist, sondern vor allem den betroffenen 
Bürgern. So besuchten etwa 600 Schüler aus dem Saalkreis im Jahre 
1991 hallesehe Gymnasien, für die Schulgeld gefordert wurde 
(Mitteldeutsche Zeitung, 10.12.1991). Halle verlangt ab 1994/1995 
Gastschülerbeiträge in der Höhe von 900,-DM (Mitteldeutsche 
Zeitung, 4.5.1994). Der saalkreis verweist hingegen auf seine 
Gymnasien in Wettin und Landsberg und zahlt nicht. Schulgeld darf 
von den Bürgern aber nicht verlangt werden. Konsequenz: Halle 
nimmt kein Geld, läßt aber auch keine Schüler zu; die Schüler z. 

1 So gibt es 
Innenstadtbereiches 
des Bauvolumens für 

beim Bauen in zwei 
von Halle Auflagen, einen 

Wohnungen zu reservieren. 

Teilgebieten des 
bestimmten Anteil 

I 
I 
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B. aus Sennewitz müssen nach 
2.6.1994). Den Schülern aus dem 
der Gemeinde Salzmünde hart an 
vermutlich nicht anders ergehen. 

Wettin (Mitteldeutsche Zeitung, 
"Seepark" der hinter Dölau in 

der Stadtgrenze entsteht, wird es 

(2) Ansprüche der Stadt an das Land: Die Ansprüche sind 
wechselseitig· Auch die Stadt hat vielfältige Ansprüche an das 
Umland. Die Liste ist nicht weniger lang: Ver- und Entsorgung 
(Wasser, Müll), Naherholung. Ein besonderes Problem ist der 
Verkehrswegebau, ein Bereich bei dem Wunsch und Wirklichkeit 
besonders weit auseinanderklaffen (Mnich 1995: 18). Die 
Westumgehung ist ja nur ein Beispiel für die 
Kooperationsnotwendigkeit zwischen Stadt und Umland. 

Koopera.tion tut also not. Es dürfte Einigkeit darüber bestehen, 
daß dJ.e Stellung der Gemeinde im Sozialismus keine gute 
Voraussetzung bot, regionale Kräfte zu aktivieren Innovationen zu 
f~rdern und die Bürger in den demokratischen Pr~zeß einzubinden. 
EJ.n neuer Weg in den Zentralismus verbietet sich deshalb von 
s~lbst. Es müssen aber Formen der Kooperation gefunden werden, um 
dJ.e anstehenden Probleme zu bewältigen (vgl. hierzu sahner 1995a). 
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Bevölkerungsentwicklung in ostdeutschen Großstädten 
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Tab. 2: l Bevölkerungsentwicklung in ostdeutschen Großstädten 

Stadt Bevö\kerun~ Bevölkerung Bevölkerung Bevölkerung Bevölkerung 1994 absolut 
1990 nbsolut 1991 ilbsolut 1992 absolut 1993 absolut . 

1rr im Vergleich 
zu"90 (6%1 1 

%im Vergleich 
ru '91 (6 %} 1 

%im Vergleich 
ru"91(6%l 1 

%im Vergleich I %Im Vergleich 
ru "93 (II %) I zu "90 (II %) I 

Chemnilz 294.244 287.511 283.590 279.279 273.234 
97,7 (2,3) 98,6 (! ,4) 98,5 (1,5) 97,8 C2,2J I 92,9 (7,1) 

Cottbus 125.891 123.321 122.883 12!.754 117.916 
98,0 (2,0) 99,6 (0,4) 99, I (0,9) 97,0 (3,0) 1 93,7 (6,3) 

Dresden 493.174 484.407 48!.588 478.623 470.681 
98,2 (l ,8) 99,4 (0,6) 99,4 (0,6) 98,3 <I ,7) I 95,4 (4,6) 

Erfurl 209.784 205.812 202.787 200.683 .. 196.224 
98,1 (1 ,9) 98,5 ( 1 ,5) 99,0 ( 1 ,0) 97,8 C2,2J I 93,5 (6.5J 

Gera 129.037 126.521 124.925 122.974 120.968 
98,1 (I ,9) 98,7 (1 ,3) 98,4 (1 ,6) 98,4 (1,6) I 93,7 (6,3J 

!·lalle 309.406 305.451 300.538 295.888 290.140 
98,7 (1 ,3) 98,4 (1 ,6) 98,5 (I ,5) 98,1 cl,9l I 93,8 (6,2) 

Jena 102.518 100.967 100.390 100.093 98.832 
98,5 ( 1,5) 99,4 (0,6) 99,7 (0,3) 98,7 (I ,3) I 96,4 (3,6) 

Leipzig 513.580 507.135 499.749 494.090 480.000 
98,7 ( 1,3) 98,5 (1,5) 98,9 (1,1) 97.1 C2,9l I 93,5 (6,5J 

Magdeburg 278.807 275.238 272.516 270.546 265.379 
98,7 ( 1,3) 99,0 (1,0) 99,3 (0,7) 98,1 (1,9) 1 95,2 (4,8) 

Potsdarn 139.794 139.025 138.618 138.062 136.202 
99,5 (0,5) 99,7 (0,3) 99,6 (0,4) 98,7 o ,3) I 97,4 (2,6) 

Raslock 248.088 244.452 241.106 237.307 230.919 
98,5 ( 1,5) 98,6 (1,4) 98,4 (I ,6) 97,3 c2,7J T 93,1 c6,9J 

Schwerin 127.447 125.959 124.586 122.189 118.291 
98,8 (I ,2) 98,9 (1,1) 98,1 (1,9) 96,8 (3,2) I 92,8 c7 ,2J 

Zwickau 115.434 112.565 110.583 107.988 105.667 
97,5 (2,5) 98,2 (I ,8) 97,7 (2,3) 97,9 (2,1J I 91,5 (8,5J 

1Die Summe der prozentunleo Änderungen von Jahr zu Jahr (II%) ist ungleich der Gesamti\nderung seit 1990 
(letzte Spalte), da die Pro7..enluierungsbasis jeweils eine andere ist. 

Quellen: Statistische Jahrbücher der einzelnen Städte 

z 
u 
z 
ü 
g 
e 

w 
e 
g 
z 
ü 
g 
e 

- 63 -

Abb. 3.1:1 Verlagerung der Wanderungströme (Chemnitz) 
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Abb 3.1: 2 Suburbanisierungsprozesse im Raum Chemnitz 
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Tab. 3.1: 1 Salden der Stadt-Umland-Wanderung von 1992 bis 1994 
für Potsdam 

ZuzUge WegzUge Wandenmgssa!do 
1992 

415 678 ·263 
1993 

662 1106 -444 
1994 

684 1829 ·1145 
Insgesamt 

1761 3613 ·1852 

Abb. 3 .1: 3 Entwicklung der Stadt-Umland-lvanderung nach 
Verdichtungsräumen im Raum Potsdam 

200() 
p~ 

................. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

1800 

1600 

1400 

1200 

1000 

600 

400 

200 

. . . . . . . . 

.................... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . - . 

- - - - .... - . - .... - . - . - . -. - .. - . - .. - - ...... . . ...... -

- ... - ............................ . . - ... - .. 

-·······--·-········ -----~----- ... -- . . . . - . . . - . . - . . --........ - . . . . . . . . . - ... - ... - - . - . - ..... 

. . . .. ............... - ........... . 
..... - .... 

: .: ~- .: .; _, .. -- ... ~-

. .. .. ~·~·~--t~ 
..... - .............. . . . . . . - ... . . - . . . . . . 

oL---------------------------+---------------------------~ 1992 

"" 
• ~ Weiterer VeHfichtungsrnum (20·50 km) --+- Engeuer Verd!chllX'I\Jlrttum {bbJ 20 km) -+--Gesamter Vardlchtungmn.Jrn 

1994 
J..Jv 

Quelle: Quartalsbericht der Stadt Potsdam; Amt für Statistik, 
Stadtforschung und Wahlen; II/1995 



)) 

"' ::;, 
~' 

}: 
,; 

m: 
! 
"' 3. 

~: 

;:; 

ii 

- 66 -

Abb. 3.2: 1 Außenwanderung der Städte Halle und Potsdam nach 
Altersgruppen 

Außenwanderung der Stadt Halle 1993 nach Altarsgruppen 
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Herbstsitzung der Sektion Stadt- und Regionalsoziologie an der Europa-Universität 

Viadrina in Frankfurt/Oder vom 9.11. bis 11.11.1995 

Potentielle Migration und Suburbanisierungstendenzen am Beispiel der Stadt Halle und 

ihres Umlandes - Quantitative Analysen 

Eva Mnich 

0. Ausgangslage 

in den ostdeutschen Städten nehmen nach der Wende die Suburbanisierungstendenzen 

einen Verlauf, der von dem üblichen stark abweicht. Folgt man Friedrichs (1995), dann 

steht zu Beginn eines solchen Prozesses die SuburbanisierunQ der Bevölkerung bei mehr 

oder weniger gleichzeitiger Verlagerung von Produktionsstätten. Erst danach setzt die 

Verlagerung des Handels ein. Während die Verlagerung von Produktionsstätten und des 

Handels in erster Linie fehlenden Expansionsmöglichkeiten in den Städten geschuldet ist, 

sieht Friedrichs (1995: 105) die Suburbanisierung der Bevölkerung als eine Reaktion auf 

den regionalen Wohnungsmarkt. Man versucht zunächst eine Wohnung in der Kernstadt 

zu finden, stellt dann aber fest, daß die Bedingungen im Umland vorteilhafter sein 

knnnen. in diesem Zusammenhang betrachtet er Suburbanisierung dann auch nicht als 

bloße "Stadtflucht" sondern als "rationales Kalkül". Gemessen an diesem Modell verläuft 

der Prozeß im Osten geradezu umgekehrt (vgl. hierzu auch Sahner 1994: 24f). 

Fast alle größeren Städte in den neuen Bundesländern hatten nach der Wende erhebli­

che Probleme, bevölkerungsnahe Versorgungseinrichtungen - hier denken wir insbeson­

dere an den Handel - in den Innenstädten zu etablieren. Die Gründe hierfür sind vielfältig 

und reichen von komplizierten Eigentumsverhältnissen, über kleine und damit unattraktive 

Flächen bis hin zu denkmalpflegerischen Gesichtpunkten. Dagegen schafften es kleinere 

Gemeinden relativ schnell, großflächige Gewerbegebiete auszuweisen. Zugleich erfolgte 

eine schnelle Ansiedlung des Handels im Umland größerer Städte. Allein im Gebiet um 
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Halle finden wir vier solcher großflächigen Handelseinrichtungen, deren Größen von 

10.000 qm (Brehna) bis hin zu rund 100.000 qm (Saale-Park) Verkaufsfläche reichen, und 

die ein erhebliches Maß an Kaufkraft binden. Der Kaufkraftabfluß ist immens. So schätzt 

das Handelsgutachten (1993) einen möglichen Nachfrageabfluß aus der Stadt Halle ins 

Umland von 340 Mio. DM, darüber hinaus entgeht der Stadt ein Zufluß aus der Region 

von rund 170 bis 180 Mio. DM (GWH-Gutachten 1993: 31 ). Schon hieraus haben sich 

erhebliche Probleme für die Kooperation der Stadt mit dem Umland ergeben. Auch in Be­

zug auf Wohnungsbaustandorte konnten die Gemeinden häufig schneller reagieren als 

die größeren Städte. Im Saalkreis wurden in den letzten Jahren die Baugenehmigungen 

für mehr als 5.000 Wohneinheiten erteilt. Hier 'Näre gleichfalls eine Kooperation zwischen 

Stadt und Umland notwendig. Wie schwierig sich solche Aushandlungsprozesse gestalten 

können, wissen wir aus den alten Bundesländern. Während dort jedoch auf gewachsene 

Institutionen zurückgegriffen werden kann, müssen diese in den neuen Bundesländern 

erst noch entwickelt werden (Henckel 1993: 113). Dabei darf die gerade neu erlangte 

Autonomie der Gemeinden nicht verloren gehen. Zur Zeit liegen zwar erste Ansätze vor, 

doch ,die Tagesdiskussion zeigt, daß es nach wie vor einen beträchtlichen Kooperations­

bedarf in der Region gibt" (Sahner 1995: 14). 

Während die Abwanderung der Bevölkerung in den Westen im Untersuchungszeitraum 

abnahm, setzt nun zögernd, aber unübersehbar ein regionaler Wanderungsprozeß ein. 

Die negativen Folgen solcher Suburbanisierungsprozesse sind im Westen hinreichend 

diskutiert worden. Besonders das Problem der "Ghettoisierung" bestimmter Wohngebiete 

spielte in diesen Debatten eine große Rolle. Dieses Problem wird sich auch für den Osten 

in nicht unerheblichem Maße stellen, wenn in den Großwohnsiedlungen, in denen mo­

mentan noch eine relativ ausgewogene soziale Durchmischung herrscht, die jüngeren und 

die ökonomisch und sozial besser gestellten Bewohner einen großen Teil der Abwan­

demden stellen. Die Folgen solcher selektiven Wanderungen sind bekannt. 

Darüber hinaus zeichnen sich weitere Probleme ab. Die zu DDR-Zeiten durch die restrik­

tive Wohnungspolitik vermiedene Zersiedlung des Landes wird nun nachgeholt. Darauf ist 

die Verkehrsinfrastruktur in keiner Weise vorbereitet. Schon eine geringe Erhöhung des 

Individualverkehrs reicht aus, um das Risiko von Überlastung und Dauerstaus überpro­

portional ansteigen zu lassen. Für die Stadt Halle stellt sich dieses Problem besonders, 

da hier Umgehungstraßen weitgehend fehlen. Schon heute ist der überregionale Verkehr 
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auf die Routen angewiesen, die auch der regionale durch die Innenstadt nutzt (Sahner 

1995: 7). Bereits kleinste Störungen entfalten große Wirkungen in diesem fragilen Ver­

kehrsgebilde. Bis in den Stundenbereich können sich Wartezeiten erstrecken, wenn eine 

der wichtigen Straßen zur Baustelle wird. 

Um den Prozeß der Suburbanisierung zunächst in seiner Größenordnung zu erfassen, 
haben wir a ··hlt W usgewa e anderungsdaten des Einwohnermeldeamtes der Stadt Halle seit 

1993 bis 1995 ( 1. Halbjahr) analysiert. Uns interessieren dabei folgende Aspekte: 

1. Gewinn und Verlust. Wie hat sich der Saldo zwischen den Abwenderungen 

die in den Saalkreis (und einigen ausge'Nählten Gemeinden des Kreises 

Merseburg-Querfurt) und den Zuwanderungen aus diesen Gebieten in die 

Stadt in den letzten Jahren ent-wickelt? 

2. Aus welchen Stadtvierteln bzw. Bezirken wandern die höchsten Anteile in 
den Kreis? 

3- Wer sind diese Wandernden? Welche Motive sind maßgebliche 

Mobilitätsursachen? 

Damit beschränkt sich dieser Beitrag (vorerst) auf die eine Richtung der Mobilitätsströme 

die aus dem Stadtgebiet in das nähere Umland. Dazu werden die aktuellen Meldeamtsda~ 
ten herangezogen. Zu den Mobilitätsursachen stehen uns mit den kommunalen Bür­

gerumfragen, die wir 1993 und 1994 in Halle durchgeführt haben, eine verläßliche und 

aktuelle Datenbasis zur Verfügung. Unter anderem wurden Fragen gestellt, die die Be-

reitsch::rrt -:r, •r IJI!andcrung u~d .... ",.~- '"'r'·· d bd • D ·· 
--- --· ' ~ ' " u~· "'I "' un e a eec;an. aruber hinaus kann das Poten-

tial an Mobilen für die größeren Stadtbezirke in seiner sozialstruktureilen 

Zusammensetzung beschrieben werden. 

1. Gewinn und Verlust 

Bereits 1992 stieg der Wanderunssaldo in das Umland sprunghaft an (von - 217 für 1991 

auf- 1.236 für 1993; vgl. Franz 1995: 9). Tabelle 1: 1 enthält jetzt den Zeitraum von 1993 

bis Mitte des Jahres 1995, wobei hier die Gebietseinteilung ein etwas kleineres Gebiet 
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umfaßt
1

. Die Abwanderung in den Kreis nimmt auch 1994 abennals sprunghaft zu. Für 

1995 liegt vorerst nur das erste Halbjahr vor, so daß der Wert für das ganze Jahr hochge­

rechnet werden muß. Bislang aber zeichnet sich ein eindeutiger saisonaler Effekt ab, der 

sich in einer Konzentration der größeren Abwanderungsanteile in der zweiten Jahres­

hälfte niederschlägf (vgl. Tabelle 1: 1a). Von daher entspricht unsere Schätzung einer 

unteren Grenze des zu erwartenden Jahreswertes für 1995. Da hingegen die Zuwan­

derung aus dem Kreis über den Zeitraum nur unwesentlich schwankt, ist davon auszuge­

hen, daß der negative Saldo weiter ansteigt. 

hier etwa Tabelle 1:1 und 1:1a 

2. Die Außenwanderung nach Stadtbezirken 

Um etwas detaillierter nachzuvollziehen, aus welchen Stadtteilen der größte Anteil in den 

Saalkreis abwandert, haben wir das Gebiet der Stadt Halle in Bezirke eingeteilt. in der 

Stadt stößt man auf den .Dualismus von vorsozialistischer Stadt mittelalterlicher Prägung 

und sozialistischem Städtebau in seiner reinsten Fonn" (Seger/Wasti-Walter 1991 ). Halle 

setzt sich aus zwei Städten zusammen. Rund die Hälfte der Einwohner ist in der Platte" 
" 

zu Hause. Das größte dieser Wohngebiete mit rund 80.000 Einwohnern ist Halle-Neu­

stadt, das zu DDR-Zeiten als eines der gelungensten Beispiele sozialistischen Städte­

baus galt. Diesen Ruf hat sich Halle-Neustadt mit seiner großzügigen Anlage (Licht, Luft 

und Sonne) und der verhältnismäßig guten Ausstattung mit Infrastruktureinrichtungen ver­

dient. Daher verwundert es auch nicht, daß der ursprüngliche Plan, eine reine Chemiear­

beiterstadt zu errichten, nie ganz verwirklicht wurde. Die Attraktivität dieses 

Wohngebietes zog auch viele andere Bevölkerungsgruppen aus Halle nach Halle-Neu-

Franz betrachtet in seinen Ausführungen sowohl den Saalkreis als auch dem gesamten Kreis Merseburg­
Queriurt und benutzt Daten des stat. Landesamtes Sachsen-Anha~. Unsere Tabellen basieren auf den 
voUständigen Wanderungszahlen für den Saalkreis (Meldedaten des Einwohneramtes der Stadt Halle), 
wahrend tm Krets-Merseburg-Queriurt nur einige ausgewäh~e Gemeinden betrachtet werden, die sich 
durch eme hohe Zahl von Neubaugebieten auszeichnen. Da unser Interesse aber zunächst nur dem 
Saalkreis gilt, sind im folgenden die Zahlen für den Kreis Merseburg-Queriurt zwar enthalten aber nicht 
weiter interpr~ti.ert. Diese Beschränkung auf eine kleinere Gebietseinheit im Kreis Mersebu'rg-Queriurt 
tmpltztert naturltch, daß der tatsächliche Saldo noch höher liegen kann, als in unseren Tabellen 1: 1 und 
1: 1 a ausgewiesen. 

2 Dieser Effekt hat mehrere Gründe. Zum einen resultiert er sicher aus den Arbeitsabläufen in der Bau­
branche, nach denen Bauvorhaben zu den Wintermonaten hin abgeschlossen werden. Zum anderen 
aber gtbt es Effekte durch staatliche Föderungen wie z.B. Steuererspamisse, wenn Eigenheime bis zum 
Jahresende bezogen werden. 
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stadt. Zunächst als eigenständige Stadt geplant, schloß sie sich im Mai 1990 mit Halle 

zusammen. Im Süden von Halle liegt eine zweite Großwohnanlage, die rund 35.000 Men­

schen beherbergt. Die Silberhöhe ist im Gegensatz zu Halle-Neustadt keine Neugrün­

dung, sandem entstand im Zuge von Flächensanierungen in den 60er Jahren. Als ein 

Negativbeispiel einer Siedlungsplanung auf der grünen Wiese muß man Heide-Nord 

(rund 11.000 Einwohner) bezeichnen. Dieses Urteil fällt zwar etwas unfair aus, da bis zur 

Wende lediglich die Wohnsubstanz fertiggestellt war, und jegliche Infrastruktureinrichtung 

bis hin zur Straßenbeleuchtung fehlte. Dennoch erlag man hier - ganz im Gegensatz zu 

Halle-Neustadt - der Versuchung, auf vergleichweise geringer Fläche möglichst viele 

Wohneinheiten zu errichten. Die Karte im Anhang zeigt die Lage dieser Wohnviertel im 

Stadtgebiet. 

Rechts der Saale erstreckt sich das ursprüngliche Stadtgebiet mit seinen Bevölkerungs­

schwerpunkten nördlich (35.000 Einwohner) und südlich (55.000 Einwohner) des Stadt­

kerns (35.000 Einwohner). Während den südlichen Rand noch etwa 12.000 Hallenser 

bewohnen, geht der nördliche Bereich bereits in ländliches, dünn besiedeltes Gebiet 

über. Der Osten der Stadt ließe sich als traditionelles Arbeitergebiet (Sahner 1994: 11) 

mit entsprechender Bebauung bezeichnen, das rund 12.000 Einwohner hat. Etwa die­

selbe Anzahl verteilt sich im nordwestlichen Bereich, in dem der Hauseigentümeranteil 

nicht erst in jüngster Zeit erheblich über dem Stadtdurchschnitt liegt. 

Um die Größenordnung der Abwanderung zwischen den Bezirken besser vergleichen zu 

können, haben wir eine .Mobilitätsziffer" bezogen auf jeweils 1.000 Einwohner gebildet 

(vgl. Boustedt 1975: 147). Die nachfolgende Tabelle 2: 1 gibt diese Mobilitätsziffern wie­

der. 

hier etwa Tabelle 2: 1 

Die zweite Spalte enthält die Mobilitätsziffer für die gesamte Außenwanderung im Jahr 

1993 (Anzahl der Fortzüge aus der Stadt bezogen auf jeweils 1.000 Einwohner). Hier fällt 

insbesondere der äußere Süden durch eine hohe Mobilitätsziffer auf. Allerdings zieht nur 

ein geringer Anteil dieser Fernwanderer in den Kreis (Spalte 3)3
. 

3 Wenn später die Mobilitätspotentiale aus den Umfragedaten geschätzt werden, gewinnt man einen Ein­
druck davon, welche beträchtlichen Zuwachsraten sich für die kommenden Jahre abzeichnen. 
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Unterdurchschnittliche Abwanderungsraten besitzen 1993 die Bezirke Süd A, Ost und der 

Nordrand. Dort im dünn besiedelten nördlichen Bezirk erreichen die Anteile derer, die in 

den Kreis gehen, den höchsten Wert. in den drei Plattenbaugebieten liegen die Quoten 

der gesamten Außenwanderung 1993 nur leicht über dem Durchschnitt, in Heide-Nord 

sogar leicht darunter. Hier wird der Kreis jedoch stärker als Wanderungsziel bevorzugt, 

als dies in den beiden anderen Gebieten der Fall ist. 

Nur ein Jahr später sieht die Situation anders aus. Über alle Stadtgebiete hinweg stieg 

die Mobilitätsziffer leicht an und erreicht nun einen Wert von 38.5. Noch immer hält der 

südliche Stadtrand die Spitzenstellung (Spalte 5), ohne daß mehr Abwanderer in den 

Kreis zu verzeichnen sind (Spalte 6). Interessanter sind jetzt aber die Entwicklungen in 

den Großwohnsiedlungen. Obwohl auf der Silberhöhe die Mobilitätsziffer für die Fern­

wanderung insgesamt absank, stieg der Anteil der in den Kreis Wandemden beträchtlich 

an. Damit nimmt dieser Stadttteil nun den ersten Rangplatz (zuvor Rang 7) ein, was das 

Verhältnis von der Abwanderung in den Kreis zu allen Wegzügen aus dem jeweiligen 

Bezirk über die Stadtgrenze hinaus anbelangt. in den beiden anderen Gebieten (Heide­

Nord und Halle-Neustadt) stieg zwar die Mobilitätsziffer leicht (Heide-Nord) bzw. etwas 

stärker (Halle-Neustadt), aber in beiden Gebieten ist auch eine verstärkte Abwanderung 

in den Kreis zu beobachten. Die Liste der Rangplätze wird nun von den drei Plattenbau­

gebieten angeführt. 

Der Anstieg in der gesamten Außenwanderung zwischen 1993 und 1994 (+3.1) ist dem­

nach mit den zunehmenden Wohnortwechseln in den Kreis zu erklären. Diese nehmen in 

erster Linie Bewohner der Großwohnsiedlungen vor, und ihre Umzüge in den Kreis haben 

damit 1994 die Marke von 1% der Einwohnerschaft pro Jahr überschritten. Vor allem das 

einwohnerstarke Gebiet von Halle-Neustadt fällt dabei ins Gewicht. 

Für 1995 liegen zur Zeit nur die Zahlen aus dem ersten Halbjahr vor. Führt man sich aber 

die Größenordnungen der Mobilitätsziffern vor Augen (Spalte 9) und bedenkt, daß in den 

vorausgegangenen Jahren der größte Teil an Umzügen in die Herbstmonate fiel, so ist 

damit zu rechnen, daß insbesondere aus diesen Stadtgebieten weitere Wanderungs­

ströme auf den Kreis zukommen werden. Für alle Bezirke - u.U. mit Ausnahme des Be 

- 73 -

zirkes Nord - kann man davon ausgehen, daß die Werte aus 1994 übertroffen werden. 

Nicht einmal eine Konsolidierung des negativen Wanderungssaldos zwischen der Stadt 

und dem näheren Umland ist somit in Sicht. 

3. Abwanderungspotentiale in Halle 

Mit den Daten aus unseren Bürgerbefragungen können wir die Potentiale der Abwande­

rungswilligen bestimmen und sie hinsichtlich ihrer sozialstruktureilen Zusammensetzung 

auch verhältnismäßig gut beschreiben. Darüber hinaus ermöglicht uns die Frage nach 

den Umzugsgründen einen Einblick in die Motivlagen der Befragten. Die Bereitschaft zur 

räumlichen Mobilität versuchen wir - in Anlehnung an Erhebungen durch die BFLR und in 

Abstimmung mit anderen Städten - mit folgender Frage zu erfassen: "Haben Sie vor, in 

den nächsten zwei Jahren aus Ihrer Wohnung auszuziehen?" (Anwortkategorie "ja, mög­

licherweise, nein"). Damit wird also eine mehr oder weniger feste Verhaltensabsicht er­

fragt, die durch den kurzen Projektionszeitraum von 2 Jahren auf überschaubare 
' 

konkrete Pläne abstellt. 

Tabelle 3: 1 enthält die Abwanderungspotentiale, die wir für 1993 bzw. 1994 ermitteln 

konnten. Verglichen mit den Ergebnissen der BFLR liegen unsere Zahlen weit über dem 

ostdeutschen Durchschnitt. So weist die BFLR für 1992 und 1993 (Kategorie "ja" und 

"möglicherweise" zusammengefaßt) ein Mobilitätspotential von jeweils etwa 20% aus4
. ln 

der Stadt Halle liegen diese Werte beträchtlich höher. Allein für die Befragten, die zu ei­

nem Umzug fest entschlossen sind, ergibt sich ein Anteil, der über 10% liegt (nur Kate­

gorie "ja" 1993: 11.8% und 1994: 13.6%). Addiert man für die beiden Jahre die Angaben 

aus der Kategorie "möglicherweise" hinzu, so ergeben sich Mobilitätspotentiale von 

35.4% (1993) bzw. 39.2% (1994). Das sind Werte, die um etwa 17%-Punkte über dem 

östlichen Durchschnitt liegen. Während die BFLR im Zeitverlauf eher eine Abnahme der 

Mobilitätsbereitschaft konstatiert, ist in Halle eine - wenn auch leichte - Zunahme zu ver­

zeichnen. Ein Argument, das für diese Abnahme ins Feld geführt wird, hebt auf die Zu­

nahme von Wohneigentum in den östlichen Bundesländern ab. Hier erfuhr der Anteil 

de~enigen, die angaben in einem eigenen Haus bzw. in einer eigenen Wohnung zu le-

-+ Zum Vergte;ch werden hier nicht alle Be.tragten der BFLR-Umfrage herangezogen, sandem nur die sog. 
"Kemstadte , d.h. kre1sfre1e _stadte mit uber 100.000 Einwohnern. Für den gesamten Osten weist die 
BFLR noch genngere Moblhtatspotentiale von 17% (1992) bzw. 16% (1993) aus. 
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ben, eine Steigerung von 22% (1990) auf 33% (1993)5
. in Halle beträgt dieser Anteil 

1 994 knapp 11 %. Auch hier geht vom Wohneigentum ein Effekt in die prognostizierte 

Richtung aus. Unter Eigentümern ist die potentielle Mobilitätsrate weitaus geringer aus­

geprägt (8%) als unter Mietern (42%). 

hier etwa Tabelle 3: 1 

Bezogen auf die einzelnen Stadtbezirke kristallisieren sich, neben dem Stadtzentrum, die 

Plattenbaugebiete als die am stärksten von der Abwanderung betroffenen Bezirke heraus. 

Nur jeder zweite erwägt, in Heide-Nord oder auf der Silberhöhe zu bleiben. in Halle-Neu­

stadt liegt dagegen der Anteil der Verbleibenden mit 58.7% nur leicht unter dem städti­

schen Durchschnitt. Von den älteren Stadtgebieten ist insbesondere die Innenstadt von 

hohen Abwanderungspotentialen betroffen6
. 

hier etwa Tabelle 3: 2 

Betrachtet man das Alter der Abwanderungswilligen, so zeigt sich im Zeitverlauf in der 

höchsten Altersgruppe eine steigende Tendenz, keinen Wohnortwechsel zu planen 

(Tabelle 3: 2). Auffälliger ist jedoch die wachsende Mobilitätsbereitschaft in der Alters­

gruppe der 30- bis 44jährigen. Nur noch jeder zweite von ihnen hegt keine Umzugsab­

sichten. Vor allem auf der Silberhöhe, in Heide-Nord und im Innenstadtbereich sind große 

Abwanderungsraten zu befürchten. Auf der Silberhöhe kommt noch hinzu, daß dort auch 

der Anteil der Abwanderungswilligen in der jüngsten Altergruppe (17-29 Jahre) 

überproportional hoch ausfällt, so daß Effekte der Alterssegregation zu befürchten sind. 

Gleiches gilt ebenfalls für die Innenstadt. Etwas andes sieht die Situation in Halle-Neu­

stadt aus. Hier zeichnet sich diese junge Altersgruppe eher durch eine überdurchschnittli­

che Verbleiberate aus. Insgesamt zeigen die Ergebnisse jedoch, daß vor allem den 

Großwohngebieten beträchtliche Anteile an jüngeren Bevölkerungsgruppen verloren ge­

hen werden, sofern die Mobilitätsabsichten wahr gemacht werden. 

5 Leider wird hier in der uns vorliegenden BFLR-Studie nicht nach siedlungsstrukturellen Merkmalen ~nter­
schieden, so daß ein direkter Vergleich der Stadt Halle mit anderen Stadien vergleichbarer Großen-
ordnung nicht möglich ist. . .. 

6 Im Bereich der halleschen Innenstadt stößt man auf die älteste Bausubstanz, deren Samerung haufig 
dringend nötig ist und große Investitionen erfordert. Von daher wird hier preisgünsti_ger Wohnraum m Zu­
kunft nicht im bisherigen Ausmaß zur Verfügung stehen. Schon 1993 wurden hier von den Umzugs­
willigen befürchtete Mietzinssteigerungen als Motiv für einen Wohnortwechsel 1m Vergleich aller Stadt­
bezirke am häufigsten genannt. 

I 
I 

I 
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3.1 Umzugsgründe 

Schon 1993 waren wir sehr überrascht, da sich auf die Frage nach den möglichen Um­

zugsgründen andere Schwerpunkte herausschälten, als wir erwartet hatten. Die Absicht 

einen Wohnortwechsel vorzunehmen wurde nicht am häufigsten mit ausbildungs- und 

arbeitsplatzbezogenen Gründen oder mit der Angst vor steigenden Mietkosten begründet. 

Vielmehr führten die Liste der möglichen Gründe Aspekte an, die mit der Wohnung und 

der näheren Wohnumgebung zu tun haben. Diese Tendenz verstärkt sich sogar im Zeit­

verlauf (Tabelle 3.1: 1 ). 55% nannten die Wohnung als Auszugsgrund, aber auch gut die 

Hälfte aller Umzugswilligen möchten in einer angenehmeren Wohngegend leben. Dabei 

spielt offenbar nicht die Stadt selbst eine Rolle, denn die "Atmosphäre" Halles wird nur 

selten als Wegzugsursache genannt Im Laufe eines Jahres ist sogar die Angst vor stei­

genden Mietkosten von 26.8% auf 20.6% gesunken. Ähnliches gilt auch für die Option auf 

eine mietgünstigere Wohnung (von 14.3% auf 11%). Am meisten wird auf der Silber­

höhe7, und dies mit einigem Abstand zu allen anderen Stadtvierteln, über die Wohnung 

bzw. die Wohnumgebung geklagt Tendenziell trifft dies auch noch auf Neustadt zu, wäh­

rend in Heide-Nord die Gründe etwas breiter streuen. Gerade die Großwohnanlagen sind 

es also wieder, wo Unzufriedenheilen mit der Wohnung und der wahrgenommenen Quali­

tät des Wohnumfeldes offenbar viel Mobilität auslösen können. 

hier etwa Tabelle 3.1: 1 

Der Aspekt des Wohnumfeldes spielt für fast zwei Drittel derer eine Rolle, die den Saal­

kreis zum Ziel eines (möglichen) Wohnortwechsels erklären (ohne Tabelle). Für diese 

Gruppe ist die Wohnqualität offenbar besonders wichtig. Rund 40% von ihnen befürchten 

eine Mietkostensteigerung, aber nicht einmal jeder Zehnte WÜrde nach dem Umzug billi­

ger wohnen. Es ist das Eigenheim, das 70% (1 993 erhoben) von ihnen vorschwebt Unter 

den potentiell Mobilen strebt insgesamt nur ein knappes Viertel diese Variante der Eigen­

tumsbildung an. Hierin liegt also in der Hauptsache die Attraktivität des Saalkreises be­

gründet, und es steht zu befürchten, daß damit ein einkommensstarker Bevölkerungsteil 

der Stadt verloren geht 

7 Sowie in deren Umgebung im Bezirk Süd B. 
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3.2 Für wen ist der Saalkreis attraktiv? 

Bislang haben wir die Mobilitätsabsicht auf Personenebene analysiert. Jetzt sollen aller­

dings die zugehörigen Haushaltsmerkmale einbezogen werden. Dabei kann es zu gewis­

sen Unschärfen kommen, weil wir nur die individuelle Umzugsabsicht erfragt haben, nicht 

aber die tatsächliche haushaltsinterne Konstellation in jedem einzelnen Fall kennen. Be­

richtet z.B. der 20jährige, er suche z. Zt. eine neue Unterkunft, dann können seine Eitern 

dennoch in der derzeitigen Wohnung bleiben. Die Aussagen beziehen sich also streng 

genommen auf Personen und deren Haushaltsmerkmale, nicht aber auf die Haus­

haltsebene. Bei den Haushalten mit Kindem (unter 18 Lebensjahren) wird allerdings in 

der ganz überwiegenden Mehrzahl der Fälle der ganze Haushalt von den Mobilitätsab­

sichten betroffen sein. 

Das Umzugspotential (vgl. Tabelle 3.2: 1) in den Familienhaushalten mit mehr als einem 

Kind liegt sogar über dem des Single-Haushaltes (ohne Rentner). Vor allem in der Stan­

dardfamilie mit zwei Kindern hat der Wunsch nach einer Veränderung von 1993 auf 1994 

deutlich zugenommen. Ein Großteil der beabsichtigten Umzüge vollzieht sich nach wie 

vor innerhalb des Stadtgebietes. Bei den Angaben zu den Zielen hat es im Zeitverlauf 

kaum Veränderungen gegeben (vgl. Tabelle 3.2: 2). in den Kreis zieht es etwa 16% der 

Umzugswilligen. 

hier etwa Tabelle 3.2: 1 

Das besondere Interesse gilt jetzt vor allem den Familienhaushalten, denn gerade von 

ihnen wollen überproportionale Anteile in den Saalkreis abwandern. Diese Tendenz ist 

am größten, wenn mehr als ein Kind im Haushalt vorhanden ist. Die kinderreichen Fami­

lien mit drei oder mehr Sprößlingen sind zwar nicht sehr zahlreich, aber auch 1993 waren 

es ebenfalls etwa 25%, die in den Saalkreis ziehen wollten. Daraus resultiert - trotz der 

geringen Fallzahlen für diese Haushaltskategorie in unseren Umfragen- eine gewisse Si­

cherheit, daß dieser Anteil doch überdurchschnittlich ausfällt. 

hier etwa Tabelle 3.2: 2 
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Bei den durchschnittlichen Haushaltseinkommen fällt auf, daß in den Familien, die den 

Saalkreis bevorzugen, die durchschnittlichen Einkommen deutlich über denen der Mobi­

len aus diesen Familienhaushalten im Allgemenen liegen. Unter den kinderlosen 2-

Personen-Haushalten (ohne Rentnerhaushalte) orientieren sich besser betuchte dagegen 

auch an den Angeboten, die sie im Stadtgebiet zu finden glauben. 

4. Resümee 

Das Resümee aus dieser Analyse läuft darauf hinaus, daß vor allem einkommensstarke 

unter den mobilen Bevölkerungsteilen in den Saalkreis streben, und hiervon Haushalte 

mit Kindem überproportional betroffen sind. Auf der Vorstellung vom eigenen Heim in 

einer attraktiveren Wohnumgebung beruht der besondere Reiz des Saalkreises, der damit 

bald die Hälfte der gesamten potentiellen Außenabwanderung zu absorbieren vermag. 

Vor dem Hintergrund dieses Potentials nehmen sich die Wanderungsströme der letzten 

Jahre erst als der Beginn einer quantitativ - und mit Blick auf die sozialstruktureile Zu­

sammensetzung auch qualitativ - nicht zu unterschätzenden Entwicklung aus, die für die 

Vitalität der Stadt unangenehme Folgen haben kann. Die Abwanderungswilligen verfolgen 

dabei ganz rationale Ziele. Die Befürchtung, für die jetzige Wohnung mehr bezahlen zu 

müssen läßt sie die Flucht nach vom antreten. Mehr Geld wollen sie offenbar für das 
' 

Wohnen ausgeben, dann bestehen sie aber auch auf einem Standard (Wohnung und 

Wohnumgebung), an den ihr derzeitiges Quartier in ihren Augen nicht heranreicht. 

Vielleicht sollte man an dieser Stelle noch einmal hervorheben, wie häufig für die Befrag­

ten das Wohnumfeld eine wichtige Rolle spielt. Ein Spezifikum der Stadt besteht ja darin, 

daß ein Großteil der Einwohner nicht in einem gewachsenen Viertel beheimatet ist. Die 

relativ kurze Wohndauer wird man dafür verantwortlich machen müssen, daß die Bindun­

gen an den Stadtteil vielfach nur recht dürftig ausgeprägt sind (Mnich 1995: 24ff). Beson­

ders auf die Plattenbausiedlungen trifft das zu. Zum Wohnumfeld gehört aber auch, wie 

man mit den Nachbarn und Mitbewohnern im Viertel auskommt. Unter diesem Gesichts­

punkt fällt auf, daß die Bürger aus den gewachsenen Quartieren zu positiven Ein 
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schätzungen gelangen, selbst wenn es mit anderen Qualitätskriterien ihres Stadtteils nicht 

zum Besten steht. Auf eher negative Einschätzungen der Mitbewohner stößt man dage­

gen häufig dort, wo die Abwanderungsbereitschaft stärker ausgeprägt ist. 
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Tabelle 1: 1 Abwanderung in den und Zuwanderung aus dem Kreis 

1993 1994 (1 995)* 

Abwanderung 1.871 2.775 3.100 

Zuwanderung 805 900 900 

Saldo -1.066 -1.875 -2.200 
.. 

*Schatzung, Quelle. Emwohnermeldemat der Stadt Halle 

Tabelle 1: 1 a Abwanderung in den und Zuwanderung aus dem Kreis (halbjährlich) 

1993/1 1993/2 1994/1 1994/2 1995/1 

Abwanderung 700 1.171 760 2.015 1.050 
Zuwanderung 351 454 478 422 447 

Quelle. Emwohnermeldearnt der Stadt Halle 

Tabelle 2: 1 Entwicklungen bei der Gesamtabwanderung und der Abwanderung in den Kreis 

1!B3 1994 19!;6/1 1995" 

Bezirk Ein'lvohner Gesamtab- Abwande- relativer Gesamtab- Abwande- relativer Einwohner Abwande- Abwande 
wanderung runginden Rangplatz 'Naflderung runginden Rangplatz rung '1n den rung in de 
/1000EW Kreis (siehe Text) /1000EW Kreis (siehe Text) Kreis Kreis. 

/1000EW /1000 EW /1000 EW /1000 EV 

SOdA 55312 23.8 4.5 5 28.5 6.2 7 54340 2.9 5.8 

Süd B 11766 110.9 4.3 10 72.2 5.7 10 12116 4.4 8.8 

Silberhöhe 37135 38.0 6.7 7 33.9 10.5 1 36435 6.8 13.6 

Osl 12214 25.6 3.1 9 37.5 6.1 8 1::rrß 4.4 8.8 

Mitte 35395 38.8 8.4 4 42.7 10.4 5 35349 6.1 12.2 

Norn 34858 44.3 5.5 8 39.4 8.6 8 34184 3.5 7.0 

Nordrand 1381 23.2 10.9 1 27.9 7.9 4 1458 8.2 16.4 

f~!;:llstam 83575 37.7 7.2 6 42.1 12.4 3 81878 7.1 14.2 

Wo'!). B 10612 30.1 6.9 3 32.3 4.7 9 10752 4.3 8.6 

Hekle-Nord 11547 32.9 6.1 2 33.7 10.1 2 11362 5.9 11.8 

Insgesamt 294795 35.4 6.4 38.5 9.4 289377 5.4 10.8 

'Lineare Hochrechnun g aus dem erste n HalbJ'lhr 
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Tabelle 3: 1 Abwanderungpotentiale in der Stadt Halle 

Jahr ja möglicherweise nein 

1993 11.8 23.6 64.6 

1994 13.6 25.3 61.1 

Quelle: Bürgerumfragen Halle 1993, 1994 

Tabelle 3: 2 Verbleibende nach Altersgruppen in den Stadtbezirken 

Altersgruppen 

17-29 Jahre 3Q-44 Jahre 45-59 Jahre 

Vert:lleibende der 
Altersgruppen 34,6 
insgesamt 1993 

Vert:lleibende der 
Altersgruppen 36,7 
insgesamt 1994 

Vert:lleibende in den 
Stadtbezirken 1994: 

SüdA 41,6 

Süd B 37,6 

Silberhöhe 22,8 

Ost 49,6 

Mitte 28,3 

Nord 31,8 

Nordrand* (50) 

Neustadt 43,2 

WestS 31,1 

Heide-Nord 30,3 
.. 

Quelle. Burgerumfrage Halle 1993, 1994 
• Geringe Fallzahlen 

56 74,6 

49 74.4 

56,7 77.4 

49,7 100 

43,5 67,1 

78,9 83,1 

36,1 67,2 

54,9 74 

(100) (100) 

45,9 71,8 

74,1 86,5 

42,5 71,6 

60 Jahre u.ä. 

83,6 

90,1 

93,1 

94,1 

91,1 

94,1 

87,1 

87,1 

(100) 

86,3 

93 

84,6 

Vert:lleibende 
in den 

Stadtbezir-
ken insgesamt 

64.6 

61.1 

69,4 

69,4 

50 

77,6 

51,1 

62,8 

(88,9) 

58,7 

74 

50,8 
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Tabelle 3.1:1 Umzugsgründe nach Stadtbezirken 

1993 1994 Stadtbezirke (1994)* 

umzugsgründe insge- insge- SüdA Süd B Silber-
samt samt höhe 

habe eine Wohnung nach meinen 50.8 54.4 52,2 61,2 64,8 
Vorstellungen am neuen Wohnort 

möchte in einer angenehmeren 40.7 49.1 40,1 51,5 69,9 
Wohngegend leben 

Befürchtung vor zu stark steigenden 27.1 20.4 17,9 15,4 22,7 
Mietkosten 

sichere Art:leits-/Ausbildungsstelle 19.2 19.3 17,5 11,3 19,1 
am neuen Wohnort 

die neue Wohnung ist mie1- 14.6 10.0 13,3 9,4 10 
günstiger 

berufliche Perspektive des Lebens- 7.1 10.9 11,8 14,5 7,8 
partners 

FreundeNerwandte wohnen am 9.7 10.4 14.4 6,4 12 
neuen Wohnort 

schlechte Umweltbedingungen in 14.5 10.1 10,6 6,1 7 
Halle 

besseres Kultur-/Freizeitangebot am 7.1 9.9 7,5 8,2 14,2 
neuen Wohnort 

private Gründe (Heirat, Scheidung 7.0 9.0 11.4 21 6 
etc.) 

die Atmosphäre Halles gefällt mir 8.9 7.0 6,7 6,1 8,1 
nicht 

kann am neuen Wohnort mehr Geld 8.5 7.3 8,6 6,4 9,6 
verdienen 

Vermieter will die Wohnung anders 4.3 4.4 3 6,1 1,7 
nutzen 

bessere Versorgung mit sozialen 2.5 2.3 3,3 4,8 0,7 
EinrichtungP.n am neuen Wohnort 

aus einem anderen Grund 15.1 18.1 18,9 3,2 12,9 

. auf Grund der genngen Fallzahlen ohne die Bezirke Nordrand und West B 
Quelle: Bürgerumfragen Halle 1993, 1994 

Ost Mitte Nord 

33,5 56 40,3 

31,5 52,3 20 

14,3 24,1 22,5 

7,7 18,6 15,3 

5,5 10,5 10,7 

0 9,8 13,1 

14 9,9 5,5 

8,7 16,8 10,7 

5,6 8,7 3,4 

6,9 7,2 13 

0 6,4 4,6 

0 5,2 4,1 

16,2 8,1 10,2 

3,9 2,6 0,6 

25,6 24,9 24 

Neu- Heide-
stadt Nord 

59,1 52,8 

55 50,8 

19,9 18 

23,9 17,4 

11,3 10,2 

13,2 6,1 

10,3 9.4 

9,3 6 

11.4 15,2 

8,6 4,3 

7,8 10,4 

7,7 5,4 

0,8 1 

2 6,2 

14.7 21 
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Tabelle 3.2: 1 Umzugsabsicht für ausgewählte Haushaltstypen 

Umzuqsabsicht 
ja möglich nein 

Haushalts-Typen 
1993 1994 1993 1994 1993 1994 

Haushalte ohne Kinder und 
ohne Ruhestandseinkommen: 

1-Personen-HH 12.7 18.9 25.1 33.5 61.4 47.6 
2-Personen-HH 5.4 16.1 12.2 25.5 81.8 58.4 

Haushalte mit Kindern: 
Alleinerziehende 13.8 13.3 37.4 35.3 48.8 51.4 
2 Erwachsene und 1 Kind 16.8 15.9 24.5 36.8 53.7 47.3 
2 Erwachsene und 2 Kinder 15.7 20.4 24.7 34.9 53.9 44.7 
2 Erwachsene und 3 oder 23.7 21.5 28.4 32.5 47.9 46.1 
mehr Kinder .. 
Quelle: Burgerumfragen Halle 1993, 1994 

Tabelle 3.2: 2 Zielorte der potentiell Mobilen nach Haushaltstypen und deren durch­

schnittliche Haushaltsnettoeinkommen 

neuer Wohnort 
HH-Einkommen 

Haushalts-Typen gleiches gleicher über den (MW) der 
Wohnviertel Stadtbezirk Saalkreis Saalkreis potentiell 

hinaus mobilen HH-
Typen insgesamt 

1993 1994 1993 1994 1993 1994 1993 1994 1993 1994 
Haushalte ohne Kinder und 
ohne Ruhestandseinkommen: 

1-Personen-HH HH-Eink. 1360 1670 1600 1710 2260 3250 1730 2140 1570 1880 
in% 40,6 29 33,1 43,6 4,9 1,9 21.4 25,5 

2-Personen-HH 2650 3030 3300 4070 3090 4050 3570 3080 3110 3490 
30,9 42,5 35,7 24.4 17,6 18,6 15,9 14.4 

Haushalte mit Kindern: 

Alleinerziehende 1840 2510 1540 3090 2000 2210 1940 1890 1830 2380 
31,8 36,6 24,7 17,5 13,6 13,6 29,9 32,3 

2 Erwachsene und 1 Kind 3260 3670 3050 3780 3420 3980 3010 3110 3190 3660 
27,6 32,2 32.4 29,6 25 19,5 15 18,7 

2 Erwachsene und 2 Kinder 3660 3580 3390 4200 4240 4600 3960 3850 3900 4100 
17,7 25 23.4 27,9 30.4 28,2 28,6 18,9 

2 Erwachsene und 3 oder 4150 3690 4840 3960 5250 4200 3010 5560 4370 4160 
mehr Kinder 38,3 42,2 19 16,6 25,7 23 17 18,3 

HH-Einkommen (MW) nach 2510 3000 2740 3260 3630 4170 2950 3010 2850 3271 
neuem Wohnort insgesamt 32,6 33,3 30,6 29,6 16 16,6 20,6 20,6 
(gewichtet für Haushalte) 

.. 
Quelle. Burgerumfragen Halle 1993, 1994 
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Frankfurt/Oder: 10.11.1995 
"Transformation der Lebensverhältnisse in den neuen Bundesländern" 

Gabriele Sturm (Dortmund): 
Zur Wiederbelebung von Privatem und Öffentlichem. 

Werm wir als Stadt- und Regional-Soziologlnnen die Umgestaltung der Lebensver­
hältnisse in Deutschland anschauen, thematisieren wir unter ralli11focussierendem 
Blickwinkel die aktuellen Entwicklungen hin zu einer Ungleichl1eitsgesellschaft. Da­
bei dienen Begriff:lichkeiten wie die der sozialräumlichen Differenzienmg, der Gen­
trifizienmg oder der Segregation in der Regel der ausschließlichen Beschreibung 
dieser Tendenzen Richtung Ungleichheit- und diese leider häufig ohne eindeutige 
Definition. Um Ansatzpunkte für planerisches Eingreifen zu gewlimen, wird entspre­
chend meist danach gefragt, welche Variablen z.B. Wohn- oder Gewerbemobilität 
auslösen bzw. unterstützen. Das Problem einer Dämpfimg negativer Auswüchse sol­
chen Wandels (wer bewertet?) oder einer eventuellen Gegensteuenmg (wohin?) wird 
dann im kommunalpolitischen Alltag auf der instnunentellen Ebene mittels Plänen, 
Richtlinien und Gesetzen bearbeitet. Dagegen ist zunächst nichts einzuwenden. 
Wermich von der Ra=planung ausgehe, so ist Staatsnähe ein impliziter Bestandteil 
der Disziplin - schließlich muß die räumliche Ordnung der Organ.isationsfonn des 
öffentlichen Haushaltes bzw. der Gesellschaftsstruktur angemessen sein. Diese Ebe­
ne der Bestandsaufnallme und des Reagierens kann allein jedoch nicht ausreichen. 
Derm zugleich stellt sich in den Sozial- wie den Planungswissenschaften durchgän­
gig die Frage, wie statt bzw. neben Planerfüllung auch Verändenmg möglich ist, 
wodurch diese eventuell steuerbar ist tmd wer die Handltmgsträgerlnnen sein kön­
nen. 

Ich gehe bei meiner Betrachttmg von Gesamtdeutschland aus, da ich es nach wie 
vor für ein Unding halte, daß in einer demolaatischen Gesellschaft nur eine Seite 
augepaßt wird! Ein Vergleich DDR- BRD erleichtert zudem den Blick auf die 
strukturellen Gegebenheiten unserer Gesellschaft, weil er Distanz zum Selbst er­
möglicht. Ich möchte im Folgenden versuchen, mittels eines theoretischen Modells 
des gesellschaftlichen RaU!lles Denkanstöße zu liefern für eine Einschätztmg derzei­
tiger Transformation bzw. Verändenmg. Als theoretisches Konzept verwende ich 
Ausführungen von Haunah Arendt aus ihrer "Vita activa" (1958). Dal1er stanUllt auch 
mein Sprachgebrauch, daß ich im weiteren Verlauf nach dem Privaten und dem Öf­
fentlichen schaue, um der Verorttmg politischen Handehls näher zu kommen. Meine 
empirischen Beispiele spiegehl Aspekte weiblicher Lebenswelten hauptsächlich in 
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Ostdeutschland: Um mich hier zu beschränken, bitte ich Sie, die entsprechenden 
westdeutschen Raumerfahrungen dazuzudenken. 

Mit dem dualistischen Konzept "öffentlich versus privat" hatten Frauenforscherin­
nen von Beginn an ihre Schwierigkeiten. Es lieferte - von westeuropäischen Erfah­
rungen ausgehend - keine adäquate Beschreibung des Spektnuns weiblicher Le­
benswelten. Zwar verwenden Politik- und Gesellschaftswissenschaften ebenso wie 
Architektur und Planung die Begriffe öffentlich, halböffentlich, privat wie selbstver­
ständlich als strukturierendes Konzept zur Beschreibung und Ordnung von Raum 
und Gesellschaft. Selten wird dabei allerdings beachtet, daß Frauen nal1ezu aus­
schließlich als Teil der Privatheil vergesellschaftet werden. Die entsprechend pro­
duzierte Ratunordnung liefert somit allenfalls für westeuropäische männliche Bevöl­
kerung einen angemessenen Rallillen ihrer Lebensrealität Um die implizierten Po­
tenzen dieser Begrifflichkeit zu de- und zu rekonstruieren, möchte ich - wenn auch 
sehr kurz - Überlegungen der Philosophirr und Politikwissenschaftlerin Hannah 
Arendt darlegen, die eine Sichtweise auf die Begriffsentwicklung ermöglichen. In 
ihrer "Vita activa" die deutsch erstmals 1967 erschien, behandelt sie die drei Tätig-, 
keitsformen arbeiten- erstellen- haudern als aus der Bedingfueit menschlicher Exi­
stenz folgernd und als Komplementarität zum Denken als Vita contemplativa. Für 
meine Themenstellung nehme ich zwei ihrer Gedankenstränge auf, um aus deren 
Diskussion weiterführende Fragen herzuleiten: 

1. Die Ursprungsform der Unterscheidung in öffentlich und privat gründet in der 
griechischen Polis. Die damalige Organisation menschlichen Lebens trennte das Po­
litisch-Öffentliche vom naturbedingten Haushalt. 

2. Zugleich mit neuzeitlicher Staatenbildung kam es zu einem Aufstieg des Gesell­
schaftlichen aus dem Privaten. Unter den Bedingtmgen der Modeme folgerte daraus 
ein Zurückdrängen des vonnals öffentlichen Raumes wie eine Entwerhmg der ver­
bliebenen Privatl1eit. 

Zum l.Disimssionsgang: Die griechische Polis war der historische Ort, rnit dem 
sich vorangegangene Organisationsformen menschlicher Gemeinschaft, die aus­
schließlich auf Blutsverwandtschaft bemhten, mnorientierten. Mit den neuen Ord­
nmigsbegriffen öffentlich tmd privat wurden die beiden neuen Seinsordntmgen be­
zeichnet, die städtisches Leben - bzw. überhaupt genuin menschliches Leben -kenn­
zeiclmeten. Deutlich zu tmterscheiden ist auf der einen Seite das naturhafte Zusam­
menleben, in dessen Mittelpmlict das Haus= oikos und die Sippe/Familie einsclliieß­
lich aller Sklavinnen und Sklaven steht, m1d andererseits die politische Organisation. 
Das Leben jeden Bürgers war genaugeteilt zwischen dem, was er sein eigen nannte, 
und dem, was gemeinsam war. Aus dem Eigenen= idios folgert bis heute, daß der 
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Idiot der ausschließliche Privatmann bzw. der gewöhnliche Mensch ist: Dieser bleibt 
immer derselbe, er kann zwar das Haus verlassen, kehrt jedoch unverändert zurück. 

Der Seinsordnung des Privaten gehörten alle Menschen in der Polis an: Männer 
wie Frauen wie Kinder, Sldavinnen wie Sklaven. Es ist der Bereich des Wirtschaf­
tens in der Struktur des Oikos. Das Zusmenleben im Haushalt war diktiert von 
der Sorge um die alltäglichen Bedürfnisse und Lebensnotwendigkeiten. Da es 
grundlegend um die Erhaltung des Lebens und Ernährung des Körpers ging, galten 
als natürlichste Funktionen das Arbeiten des Mannes und das Gebären der Frau 
(Arendt, 1981, S.32f). Das Prinzip der Notwendigkeit durchherrschte alle Tätigkei­
ten dieses privaten Bereiches. Nach archaischem Recht sind alle Haushaltsmitglieder 
in eine hierarchische Ordnung eingebunden mit dem Hausherren als bestinlllenden 
Haushaltsvorstand. Rätuniich bezog der Bereich des Wirtschafrens den weitaus 
größten Teil aller möglichen Orte und auch Ereignisse ein: Haus und Hof, Felder, 
Gärten, Werkstätten, Straßen und Wege, das Bordell wie die Zuschauertraversen im 
Theater und sogar die Tempel. Denn auch die Göttinnen und Götter waren zwar 
mächtiger als Menschen, aber innerweltliche Wesen und auch ihre Orte- der Olymp 
wie der Orkus- gehorchten den Notwendigkeiten der Welt. Zwar bildete so das Pri­
vate für alle Menschen die Grundlage des (Über-)Lebens, tmterschied sie jedoch 
nicht von der Natur der übrigen Welt- zeichnete sie nicht als spezifisch menschlich 
aus. Dies wird besonders am Wort "privat" deutlich, das ursprünglich "beraubt, ge­
sondert" heißt. So kennzeiclmet Privatheil einen Zustand der Beraubung, "beraubt 
der höchsten Möglichkeiten und der menschlichsten Fähigkeiten" ( ebd., S.39), näm­
lich der Freilieit tmd des Logos - also der Möglichkeiten zur Rede, zum Handell1, 
ztun Denken, die als ureigenste menschliche Qualitäten über die notwendige Be­
grenztlieit hinausweisen. 

"Im Gegensatz h.ierztl war der Raum der Polis das Reich der Freiheit" (ebd., S.33), 
für das der Haushalt die Eingangsbedinlnlllf!en bereitstellte. "Die Polis 1mterschied 
sich von dem Haushaltsbereich dadurcl~ daB es in ilrr nur Gleiche gab, während die 
Haushaltsordnung aufUngleichl1eit geradezu beruhte .... Freisein (dagegen) hieß 
weder Herrschennoch Beherrschtwerden" (ebd., S.34). Das Öffentliche galt als ge­
nuin menschliche Möglichkeit, Unsterblichkeit zu erlangen, da nur das bewußte 
Handern für das Gemeinwesen über eine naturhafte Vergänglichkeit des einzernen 
hinausreicht. Öffentlichkeit bezeichnete somit die alleinige Sphäre der Frei11eit von 
Dinglichkeit und materiellen Zwängen wie Verpflichnmgen. Im Bereich der Polis, 
dem Politischen galt ausschließlich die Überzeugungskraft des Arglllllentes. Nur 
darüber regelte sich die inlller neu auszt1handernde Stnlktur zwischen freien und in 
ihrer Verschiedenheit ebenbürtigen Bürgern, deren Kardinalsrugend Mut hieß. Das 
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Öffentliche konstituierte sich als weltlicher Raum immer neu da, wo "Menschen sich 
auszeichnen und das Vortreffliche die ihm gebührende Stätte finden kann" (ebd., 
S.49). Die Orte der Öffentlichkeit waren somit der Platz= die Agora, der denselben 
Namen trug wie der Bürgerrat selbst, der Garten- wie der Epikur'sche Garten, m 
dem die Philosophenschule beheimatet war- und es waren flüchtige Orte als Ver­
sammlungsorte freier Bürger. In diesem Sinne hatten Despotien keine öffentlichen 
Orte: Der Königspalast mit seinem Saal zur Präsentation der Herrschaft ist nicht öf­
fentlich! Zugang zum Öffentlichen, zum Politischen hatten ausschließlich Bürger. 
Die Bürgerrechte konnten nur Haushaltsvorstände erlangen. Als Zugangsbedingun­
gen galt zum einen die Selbstbestimmung über Leib und Leben, was zur grundlegen­
den Unabhängigkeit vom Naturhaften des Weltlichen stilisiert ~de. F~aue.n ww 
Sklavinnen und Sklaven konnten dagegen nur llll Verborgenen WIIken, weil ihr Le­
ben arbeitsam war, von Funktionen des Körpers bestimmt und genötigt" (ebd., S.69) 
(vgl. auch später: proletarii =die Kindererzeuger). Zum anderen war Eigentum in 
Form von Boden und als Ort der Familie Gnmdlage der antiken Bürgerrechte. Denn 
nur der gesicherte materielle Rückhalt verbürgte die Freiheit von den Notwendigkei­
ten des Lebensunterhaltes. Nicht übermäßig reich mußte der antike Bürger sein, 
sondern unabhängig und fahig, Eigentümlichkeit auszuprägen. 

Damit beende ich diese Kürzestfassung über den Haushalt tmd das Politische im 
antiken Griechenland als Rätune des Privaten tmd Öffentlichen, lllll ein Zwischen­

fazit zu diskutieren: 
* Schärfsten Protest erzeugt die Beschränktmg irgendeiner Menschengruppe auf 

das Private, da dieses Verwiesensein den Ausschluß vom Menschsein an sich -
nämlich von der Fähigkeit zum Handeln und zur Kontemplation bedeutete. Zu for­
dern ist statt dessen, daß Handhmgsmöglichkeit für alle gleichermaßen gewährleistet 
ist. Dafür entscheidend ist die Regelung der materiellen Lebensgnmdlagen - heutzu­
tage also die Sichenmg des Zuhauses (Benl1abib, 1994, S.290), Erwerbstätigkeit und 
Kinderversorgtmg- sowie die Auflöstmg ideologischer Barrieren, wie die solch dua-

listischer Konzepte. . . . . 
* Weiterhin möchte ich deutlich darauf verweisen, daß der antike Oikos m semer 

Stmktur uns heute kaum als Vorbild dienen kallll: Er funktionierte nur mit archai­
schem Recht ausgestattet, d.h., nicht der einzelne Mensch war Träger von Rechten 
und Pflichten sondern der Familienverband. Darin waren nicht nur Frauen immer 

' patriarchaler Verfügung und Willkür tmterworfen. Weiterhin ist zu beachten, daß 
sich die dem privaten Haushalt zur Verfügung stehenden Ressourcen infolge moder­
ner Kapitalisienmg grundlegend geändert haben. Solches bedeutet um so mehr, daß 
die Sicherstellung der Lebensnotwendigkeiten geschlechtsunabhängig neu zu regeln 

ist. 
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* Schließlich gefallt mir am antiken Konstrukt die Vielfalt der Menschen als politi­
sche Lebewesen, die ihre Eigenart gerade in der Öffentlichkeit einsetzen und entfal­
ten. Zur Sichenmg des Überlebens dieser Welt, verstanden als Interesse des 
menschlichen Gemeinwesens, müssen zudem alle fahigen Menschen- Frauen wie 
Männer - ihre Eigenheit als in die Zukunft weisend einsetzen. Die im Politischen 
ausgetragene Pluralität der Ebenbürtigen erscheint mir erstrebenswerter und zu­
kunftsorientierter als die langweilige Vervielfaltigung, der wir heute in Politilc und 
Öffentlichkeit begegnen, wo allerdings auch ohne zu diskutieren eher ausgemau­
schelt wird. In der antiken Polis dagegen folgerte Gleichheit aus der Freiheit und 
produzierte einen Raum, in dem es weder Herrschen noch Beherrschtwerden gab -
solches ist heute kaum vorstellbar, war allerdings auch zu Ailiener Zeiten nur von 
kurzer Dauer. 

Wenn wir die antike Begriffsdefinition von öffentlich tmd privat auf alctuelle Le­
benswelten anwenden, so ist heute Öffentlichkeit als Raum der Freiheit nahezu völ­
lig verschwtmden. Ein herrschaftsfreies Handeh1 ist für Männer wie für Frauen die 
absolute Ausnahme. Wenn Handeln in Hannal1 Arendts Verständnis zudem mit Neu­
anfang, Erschaffung von Freiheit und unberechenbaren Prozeßabläufen zusmen­
fallt (Arendt, 1981, S.l65ff), so weisen derzeit allein Emanzipationsbewegungen 
dieses Moment menschlichen Tätigseins auf. Ich habe anfangs kurz darauf verwie­
sen, daß für Frauen in Westdeutschland die Ramnordnung zwischen öffentlich und 
privat kaum ilrrem Mobilitätsspektrmn und ilrren Alltagserfalrrungen entspricht. Aus 
dem dargestellten Hintergrund erscheint dies ableitbar; die kulturelle Zuweisung des 
Weiblichen zum Privaten ist bislang allenfalls durch die Frauenbewegm1g als Hand­
lungsträgerin aufgeweicht. 

W ellll ich weiter davon ausgehe, daß sich die DDR einem anderen Modernisie­
rungsmodell verschrieben hatte, könnten die Widersprüchlichkeiten des Öffentlich­
Privat-Dualismus dort entsprechend andere Ausprägm1gen aufweisen. So möchte ich 
nun schauen, welche rämnliche Lebensrealität für Frauen dort galt: 

Obwohl die Wolmungsnot in der DDR bis zur Wende nicht beseitigt werden 
konnte, gab es in schlechten Wolmungen zwar viele "latent Obdachlose", aber keine 
Wolmungslosen. Bei durchschnittlich nur 15 qm Walmfläche , auf die jede Staats­
bürgerin undjeder Staatsbürger Anspmch hatte, waren Wohnungen klein, voll, ver­
gleichsweise wenige Stunden am Tage genutzt und trotzdem für viele einziger Ort, 
Eigenl1eit zu produzieren. Zwar übernahmen auch die ostdeutschen Frauen mehr Re­
produlctionsarbeit als ihre Lebenspartner, aber viele Tätigkeiten waren ausgelagert: 
Die Kinder waren in Krippe oder Schule oder Hort bis zu zwölf Stunden täglich ver­
sorgt, die Erwachsenen aßen in der Betriebskantine, die Volkssolidarität kümmerte 
sich um viele Alte, die die wirklich Armen der DDR-Gesellschaft waren. Aus der 
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Beengtheit der Wohmmg und der Monotonie der Plattenbausiedlungen flü~hteten die 
Bewohnerurnen und Bewohner- im Laufe der Jahre zunehmend- m ihrer freien 
Zeit" in die Datsche zumal die Alternativen für Freizeitgestaltung auch räumlich 
wenige waren. And~rerseits gab es im Arbeiter- und Bauernstaat auch wenig Freizeit 
- egal ob für Frau oder Mann. Denn ein Großteil der nicht mit Erwerbsarbeit ver­
brachten Zeit wurde zur informellen Subsistenz- bzw. Gebrauchsm·be1t verwendet, 
in der all das hergestellt wurde, was nicht geldrnarktförmig zu kaufen war. 

Die geschlechtsspezifische Arbeitsteihmg wurde im erwerbsarbeits~eien Leben 
nicht überwunden- weniger als im Erwerbsarbeitsleben. Da waren die DDR-Frauen 
in nahezu allen Sparten vertreten bei einer Frauenerwerbsquote - bezogen auf die 25 
_ 60jährigen- von bis zu 92%- in der BRD waren es maxim~l60% (Geißler, 1992, 
S.242f). Trotzdem gab es bei gleicher Qualifikation untersclnedliche Karnerechan­
cen. So betrug der Nettoverdienst der Frauen auch im Osten De~tschlands nur 78% 
von dem der Männer (in der BRD 64%, ebd., S.244) und die SpitzenpositiOnen m 
Industrie und Politik blieben männlichen Kadern überlassen. Die Frauenfrage als 
Nebenwiderspruch galt als gelöst allein durch die Gleichbeteiligung hinsichtlich Er­
werbsarbeit und sozialer Sicherung. Die Alifrechterhaltung geschlechtshierarchi­
scher Arbeitsteilung wurde nicht thematisiert, auch nicht in der Wissenschaft. 

Die Beteiligung beider Geschlechter an subsistenzwirtschaftlichen Aktivitäten so­
wie die Gleichartigkeit der Warenversorgung und des Dtenstletstungsangebotes an 
allen Orten fiiluie zu einer Gleichförmigkeitfast aller Orte mit dem Vorteil, daß 
nicht nur Wolmung oder Datsche, sondern auch Straßen oder Orte der Kultur oder 
Demonstrationsorte für Frauen wie Männer einen ähnlichen Stellenwert einnalnnen 
(vgl. Breckner & Sturm, 1993). Allenfalls Kirchen hatten mehrheitlich weibliche Be­
sucherimten und vielleicht Kneipen mehrheitlich männliche. Die gesamte Alltagswelt 
erschien weniger differenziert, Nutztrugen waren weniger voneinander abgegrenzt, 
die Orte weniger von nur einem Geschlecht besucht. Was steh nn städtischen Er­
scheinlmgsbild unter dem Titel sozialistischen Fortschritts differenzierte, war die alte 
Stadtstruktur die dem Verfall anheim gegeben wurde, versus dte modernen Platten­
bauwohnlmg~n, die bis heute nur als Neubausiedllmgen apostroplnert werden. Wetm 
Öffentlichkeit Auszeichnung, freies Argument, Selbstbestinmlung, Unabhängigkeit 
bedeutet so scheint es solche Öffentlichkeit in der DDR kamn gegeben zu haben. 
Aber w~ deshalb die DDR einzig ein Ramn des Privaten? Solches erscheint mir zu 
einfach. Obwohl die Geschlechterhierarchie aufrechterhalten wurde - wofiir neben 
den schon aufgefiilnien Beispielen insbesondere die Gewalt in der Familie spricht, 
kommt dem dualistischen Konstrukt öffentlich versus privat kamn Erldänmgskraft 
mehr zu- noch nicht einmal mehr für die Lebenswelten der meisten Ost-Mätmer. 
Aber das Arendtsche Konzept beschränkt sich gerade nicht auf den antiken Dualis­

mus: 
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Der 2.Diskussionsgang, den ich aus Hannah Arendts Schrift herleite, knüpft sich 
an die Herausbildung des Gesellschaftlichen. Sie schreibt: "Der Raum des Gesell­
schaftlichen entstand, als das Innere des Haushalts ... in das volle Licht des öffentli­
chen Bereiches trat. Damit war nicht nur die Scheidelinie zwischen privaten mtd öf­
fentlichen Angelegenheiten verwischt, sondern der Sinn dieser Begriffe wie die Be­
deutung, die eine jede der beiden Sphären für den Einzellien als Privatmensch mtd 
als Bürger eines Gemeinwesens hatte, veränderten sich bis ztrr Unkenntlichkeit" 
(1981, S.38). Solches geschieht spätestens seit dem 17 .Jahrhmtdert. "Der Besitz be­
mächtigte sich der Öffentlichkeit in der Form des Interesses der besitzenden Klasse". 
Das Interesse richtete sich auf eine "Wirtschaft frei von dem Eingriff des Politischen 
mtd auf die Wirtschaftenden frei von der lästigen Sorge um öffentliche Angelegen­
heiten" (ebd., S.65). Damit bleibt dieses Interesse zwar privater Natur, da es nichts 
Gemeinsames hervorbringt, aber der Konkurrenzkampf, in dem jeder ein Gleiches 
wollte, schafft mit dem Gesellschaftlichen eine der Privailieit eigene Öffentlichkeit. 
Was als privateste Privailieit übrig bleibt, ist die Intimität, die historisch im Gegen­
satz zum Gesellschaftlichen steht. Der Haushalt steigt auf ztlfl1 Kollektiven, gar ztrr 
Nation. Für diesen neuen Zusmenhang wird verlangt, daß sich alle wie Glieder 
einer großen Familie verhalten - die blutsverwandte Familie darf darüber an Bedeu­
tung verlieren. Aus dem Familienoberhaupt, der Ein-Herrschaft der antiken Pri­
vailieit wird mit der Etablierung der Nationalstaaten die Bürokratie zur typischen 
Organisationsform des öffentlichen Haushalts. Eine deren wichtigsten Aufgaben 
besteht darin, nicht das Eigentum aller ihrer Mitglieder zu wahren, sondern den 
Reichtum weniger zu schützen. Das Gesellschaftliche weist eine "mtwiderstehliche 
Tendenz zur Expansion" (ebd., S.46) auf, mit der es sowohl die klassische Familie 
als auch später die sozialen Gruppierungen als auch einen Großteil des Politischen 
aufgesogen und nivelliert hat. Dem liegt ein modernes Verstättdnis von Egalität ztl­
grunde, das auf Konformismus beruht, statt auf Gleichheit von Nicht­
Durchschnittlichen, die gerade aufgrunci ihn~r Vielfalt Außernrdl"ntlir:hl"s zu leistl"n 
vermögen. Da die Gesellschaft wie ehemals die private Familie Handern als etwas 
die Alltäglichlceit durchbrechendes ausschließt, tritt an dessen Stelle das geregelte 
Sich- Verhalten. Ein Teil davon, das Arbeiten, das ehedem mrr im Verborgenen der 
Privatlteit stattfinden dmfte, veröffentlicht sich in der Ausformlmg der Erwerbsarbeit 
nun im Gesellschaftlichen. Das Arbeiten konnte sich in der Sphäre der Öffentlichkeit 
deren Organisationsbedingungen und deren Anspruch an Vortrefflichkeit zunutze 
machen, erfuhr so revolutionäre Umwandlung und vervolllcommnete sich in der Ar­
beitsgesellschaft aufmterwartete Weise. Dagegen wmde die menschliche Fähigkeit 
zu haudern auf eine neue Art verprivatisiert. Die Besonderheit lmd Auszeiclmung 
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von Subjekten als Privatangelegenheit kann auf Dauer jedoch nicht die Qualitäten 
der klassischen Öffentlichkeit ausgleichen. 

Meine Reflexion dieses zweiten Gedankenstranges bezieht sich vor allem darauf, 
daß sich das Gesellschaftliche auch räumlich nahezu überallllin ausgebreitet hat. In­
sofern war meine eingestreute Deskription, die - zumindest für Frauen- kaum öf­
fentliche oder private Orte mehr identifizieren kmmte, adäquat. Der städtische Raum 
verkommt in einer sogenannten Halböffentlichkeit als der Verräurnlichung des Ge­
sellschaftlichen. Die Städte dehnen sich unbegrenzt aus, verlieren ihre Form und ihre 
Eigenheit. Da die Öffentlichkeit des Politischen kaum mehr existiert bzw. ihr in Er­
scheinung treten oft genug als Bedrohung wahrgenommen wird, definiert sich im 
Gesellschaftlichen nun das Draußen als nicht-privat und sperrt damit verbliebenes 
Privatleben hinter Mauem. Städtische Eigenart, die heute eher unter dem Schlagwort 
Urbanität verregelt werden soll, istjedoch nur bedingt eine Begleiterscheinung von 
gläsernen Passagen und Großereignissen, sondern vor allem eine Folge von der 
Möglichkeit der Freiheit, dem Zulassen von Vielfalt, dem Vertrauen in menschliches 
Handeln. 

Insofern erscheint es auch einleuchtend, daß das Konstrukt "öffentlich versus pri­
vat" zur Beschreibung der DDR-Realität gar nicht mehr passen wollte. Unter dem 
offiziellen Leitbild einer radikalen Modeme hatte aufgrundder Unterdrücktmgjegli­
cher politischer Öffentlichkeit das Private als Gesellschaftliches sich dort nal1ezu 
überallhin verbreitet. Bei Bannah Arendt finden wir zum Vergleich verschiedener 
Formen politischer Herrschaft topologische Redefiguren: Eine verfasstmgsmäßige 
Regierung verglich sie mit einem durch Hecken geordneten Territorium; die Tyran­
nis wäre wie eine Wüste mit unvorhersehbaren Sandstürmen; der Totalitarismus hat 
in Hannal1 Arendts Bildern keine rätnnliche Topologie -mittels Terror werden Men­
schen in ihrer Pluralität vernichtet und zu einem überdimensionalen Singular organi­
siert. Hinsichtlich dieser Kennzeichnung entwickelte die DDR-Führung totalitäre 
Zielvorgaben: In ihrem Staat hatte der Haushalt nach und nach alles ergriffen, auch 
hinsichtlich der ästhetischen Erscheinung - selbst die Verfasstmgsrealität funktionier­
te nach archaischen Recht im Sippenverband. Die Perspektive der gesteuerten Ver­
einlleitlichung und das Bewußtsein der Überwachtmg waren allgegenwärtig. . 

Und doch war Verändenmg möglich: Die schon nicht mehr vermuteten Reste poli­
tischer Öffentlichkeit hatten in privatisierter Individualität überlebt - Menschen mit 
Mut und gehüteter Eigenheit hatten die Eriimenmg einverständigen Handeins be­
wahrt woraus bei Zlll1ehmendem Verlust der Glaubhaftigkeit des Gesellschaftlichen 

' 
die sogenannte Wende folgte. Denken tmd Handeln für das Gemeinwesen verbreitete 
sich tmter dem neu gewendeten Slogan "Wir sind das Volk". Mit der neu gewonne­
nen Macht konnte veröffentlichte Privailieit verlassen werden in Richtung neuer pro-
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vozierender Öffentlichkeit- was die Bürgerrechtsbewegm1g in ihrer Bedrängnis arti­
kulierte, war der republikanische Anspruch bürgerlicher Selbstregierung. Insofern 
wurde die Leipziger Ringstraße zu einem spontanen öffentlichen Ort klassischer 
Prägung, ähnlich dem sich für die Dauer eines Jahres noch zalllreiche über das Land 
verbreiteten. 

Was dieses Modell der sich als Gesellschaftliches veröffentlichenden Privatl1eit und 
der sich im Privaten ausagierenden Besonderheit darüberhinaus zur Analyse der 
DDR-Realität leisten kann, wäre ein in weiterer Diskussion zu verfolgender Gedan­
kenstrang. 

Daß die konstatierte Ausdehnung des Gesellschaftlichen für Frauen nicht Gutes 
bewirkte, kann ich hier in Kurzform nicht ausführen, sondern will abschließend 
nochmals einige Kerngedanl,en zusmenfassen: Ich hoffe, deutlich gemacht zu 
haben, daß weder die totale Auflösung im Gesellschaftlichen noch ein Zurück zur 
Polis sinnvoll sein können, wir jedoch ein Analysemodell brauchen, aus dem heraus 
sowohl eine kritische Zuordnung räumlicher Sphären als auch Entscheidungen zu­
künftigen Handeins verortbar sind. Obwohl das Öffentlichkeit-Privailieit-Konstrukt 
grundlegenden Wandlungen unterworfen war, die das Frauen dislaiminierende Mu­
ster kulturell verfestigen konnten, führt die Rückbesinntmg auf die ursprüngliche 
Konzeption zu einer hoffmmgsvollen Rekonstruktion: 
* Beginnend mit dem Privaten erscheint mir wichtig, daß es einen nicht nur auf In­

timität beschränkten Raum geben muß zum Zurückziehen, zum allein sein, zum hei­
meliehen Tun nicht vor aller Augen, da solches zur Entwicklung tmd Aufrechterhal­
tung autonomer Subjektivität gehört. Meines Erachtens stmen die Wider­
standspotentiale der DDR-Bürgerrechtsbewegung wie auch der westdeutschen Frau­
enbewegmlg aus solcher Ressource. 
* Weiter zählt dazu, daß nach wie vor für Frauen die grundlegenden gesellschaftli­

chen Bürgerinnen-Rechte wichtig tmd noch zu erringen sind, nämlich: Die freie 
Verfügung über Leib und Leben sowie ausreichende Absichenmg materieller Unab­
hängigkeit, damit dieses Verfügungsrecht nicht aus Notdurft eingeschränlct werden 
muß. Diesbezüglich erfalrren gerade die ostdeutschen Frauen seit der Wende einen 
schmerzlichen Rücksclrritt. 
* Zu den erhaltenswerten Inhalten ersten Ranges zählt für mich die Vorstellung 

vom Öffentlichen als Raum von Gleichen in ihrer Vielfalt, in dem aus koordinier­
tem gemeinsamen Handeln Macht erwächst tmd aus dem heraus ein reflektierter 
Prozeß der Veränderung der Gesellschaft erfolgen karm. Handeln, im Unterschied 
zum Denken m1d Herstellen, kann mensch nur mit der Hilfe der ar1deren und in der 
Welt. Nicht die VerschnelZtmg der Vielen in ein Kollektiv, sondern die verbundene 
Pluralität aller Bürgerinnen wird dabei zur Grundlage von Freiheit. 
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* Letztlich ist mir wichtig die Eigenständigkeit nicht nur von Handeln, sondern 
auch von Kontemplation, was sich beides sowohl räumlich wieder stärker ausprä­
gen müßte als auch in der Selbstverständlichkeit und Verbreitung entsprechenden 
Tuns. 

Das viergliedrige Modell, in das ich Haunah Arendts Struktur menschlichen Tätig­
seins eingeordnet habe, legt nicht nur nahe, daß wir zukünftig eher von Räumen zum 
Arbeiten, zum Erstellen, zum Handeln und zur Kontemplation sprechen sollten. Es 
bietet zudem eine Visualisierung weiteren Diskussionsbedarfes: Wenn wir in der 
Regel nicht mehr von einem Änderungsprozeß der deutschen Gesellschaft reden, 
sondern von der Transformation ostdeutscher Lebensverhältnisse - Transformations­
prozeß ist m.E. ein Widerspruch in sich, da ein zielorientiertes Vorhaben mit un­
überblickbarer Dynamik verquickt wird! - haben wir die Hoffnung auf politisches 
Handeln schon wieder aufgegeben. Aber warum beschränken wir tms auf das Bepla­
nen im Gesellschaftlichen, wo doch die ehemaligen DDR-Bürgerlnnen schon so 
schlechte Erfahrungen mit dem Versuch der totalen Vergesellschaftung gemacht ha­
ben? Und warum scheuen wir uns nach wie vor vor Veränderung, Partizipationspro­
zessen, Chaos etc., die in verkürzter Rezeption nur als ungeordnet dargestellt wer­
den, wo doch gerade die gern zitierten historischen Wandlungen tmserer Gesell­
schaft aus Handeln resultieren, das sich voll Mut auf die nicht absehbaren Verände­
rungsprozesse eingelassen hat? 
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Martina Löw, Halle 

Umbruch, Transformation oder alles wie gewohnt? 

Kategoriale Überlegungen am Beispiel der Geschlechtertheorie 

Vortrag für die Herbstsitzung der Sektion Stadt- und Regionalsoziologie. 

1 0.11.95, Frankfurt/Oder 

Stadtsoziologische Bücher, die sich mit den Lebensverhältnissen in den neuen 

Bundesländern beschäftigen, tragen gerne Titel wie "Ostdeutsche Wohnmilieus 

im Wandel" (Herlyn/Hunger). "Sozialer Wandel in den neuen Bundesländern" 

(Lange/Schöber) oder etwas schärfer formuliert "Stadt im Umbruch: Gotha" 

(Herlyn/Bertels) bzw. "Wohnen und Stadtpolitik im Umbruch" 

(Marcuse/Staufenbiel), manchmal auch "Abbruch und Aufbruch. 

Sozialwissenschaften im Transformationsprozeß" (Themas). Die Begriffe 

"Wandel", "Umbruch" und "Transformation" werden häufig synonym 

verwendet. in den Einleitungen der genannten Bände, aber auch auch in 

Veröffentlichungen vieler anderer Autorinnen wechseln die Kategorien 

"Umbruch, Wandel, Transformation" als ginge es einzig darum, 

Wiederholungsfehler zu vermeiden. 

Ich möchte zu Beginn Überlegungen anstellen, welche Entwicklungen in den 

neuen Bundesländern oder in Deutschland diese Begriffe benennen, bzw. in 

welche Irrwege unscharfe begriffliche Formulierungen führen können. Daran 

anschließend werde ich das Verhältnis von Kontinuität und Wandel am Beispiel 

der Geschlechtertheorie diskutieren. 

Umbruch ist die radikalste der genannten Kategorien. Die Vorstellung, daß 

etwas "bricht", be.tnhaltet die Dimension eines zeitlich schnellen Vorgangs. Die 

Vorsilbe "um" stammt aus dem Altgermanischen und verweist auf eine 

räumliche Dimension im Sinne von "ringsherum" oder "umherum". Im Wort 
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"Umbruch" verankert ist eine grundlegende Änderung, ein fundamentaler 

Wechsel aller gesellschaftlichen Verhältnisse. 

Die Kategorie "Wandel" ist vergleichsweise vorsichtig gewählt und bezeichnet 

ganz im Gegensatz zum Umbruch eine sich langsam vollziehende Veränderung. 

Wandel kann sowohl Veränderungen in Biographien thematisieren als auch in 

Institutionen. Die Kategorie "Umbruch" ist auf Biographien zwar seltener 

anwendbar, aber radikale Umbrüche im Leben sind denkbar. Transformation 

jedoch ist ein rein institutionentheoretischer Begriff. 

Transformation ist am exaktesten definiert. Wie auch der Begriff "Umbruch" 

bezeichnet Transformation einen Veränderungsvorgang, der sich auf alle 

gesellschaftlichen Bereiche bezieht (vgl. Hanf 1995). Jedoch im Unterschied zu 

Umbruch ist ein Transformationsprozeß ein zielgerichteter Vorgang. Etwas wird 

transformiert in etwas anderes, in diesem Fall wird (bzw. wurde) das 

Gesellschaftssystem der DDR transformiert in das kapitalistische System der 

Bundesrepublik. Demzufolge müßte man einen Zeitpunkt bestimmen können, an 

dem der Transformationsprozeß abgeschossen ist. Wer also von Transformation 

spricht, so der Hallenser Soziologe Themas Hanf, "benutzt eine Metapher, die 

einen Anfang und ein Ende impliziert" (Hanf 1995, 1). 

Die Kategorie "Transformation" ist meiner Ansicht nach die problematischste, 

um die Veränderungen in den neuen Bundesländern begrifflich zu fassen. Zwar 

ist es ohne Zweifel richtig, daß nahezu alle Institutionen, Organisationen und 

rechtlichen Strukturen in Ostdeutschland durch westdeutsche ausgetauscht 

wurden, jedoch geschah dieser Prozeß keineswegs so zielgerichtet und geplant 

wie der Transformationsbegriff dies nahelegt. ln Halle haben wir in einem 

institutsübergreifenden Buchprojekt versucht, gemeinsam herauszuarbeiten wie 
' 

sich die gesellschaftlichen Veränderungen in den einzelnen fachspezifischen 

Teilbereichen vollzogen haben (vgl. Löw u.a. 1995). Das heißt, die einzelnen 

Fachvertreter haben den Prozeß der institutionellen Umwandlung für 

Universität, Schule, Kindergarten und für verschiedene Institutionen der 

Sozialarbeit rekonstruiert, andere haben die (berufs-) biographische Dynamik 

analysiert. Verkürzt könnte man als Fazit formulieren, daß die neu gegründeten 

und neustrukturierten Institutionen gerade im Sozial- und Wohnungsbereich 

schnell unter enormen Handlungsdruck gerieten, so daß häufig zufällige und 

spontane Lösungsstrategien verfolgt wurden. Behörden, Schulen oder 
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Universitäten arbeiten in den neuen Bundesländern zwar auf der Basis 

westdeutscher Gesetze und Strukturen, die Studentinnenschah oder 

Schülerlnnenschaft, der Lehrkörper und die Angestellten - und zwar 

ostdeutsche wie westdeutsche - füllen diese Strukturen aber mit eigenen 

Inhalten. Mal werden neue Anforderungen mit vertrauten und erlernten 

Lösungsstrategien ausgeführt, mal fallen erprobte Verhaltensstrategien 

unbewußten Anpassungsstrategien zum Opfer. Neue institutionelle Strukturen 

setzen sich zusammen aus vorhandenen und reorganisierten Mustern und 

fließen in dieser Widersprüchlichkeit ebenso in das Handeln der Menschen ein, 

wie umgekehrt die Ambivalenz der Akteure zwischen alten und neuen 

Orientierungen die neuen Strukturen prägt und schafft. Daher zielt der 

Transformationsbegriff mit seiner Ausrichtung auf die Strukturtransformation 

von West nach Ost begrifflich an den Entwicklungen in Ostdeutschland vorbei. 

Ferner unterstellt der Begriff, daß ein Ende dieses Prozesses bestimmbar sei, 

und nimmt damit vorweg, was eigentlich noch eine offene Frage ist, nämlich ob 

sich nicht in ostdeutschen Städten und Gemeinden vom Westen abweichenden 

Entwicklungen durchsetzen. 

Auch die Kategorie des Umbruchs ist nur zutreffend für den historischen 

Zeitpunkt des Aufbegehrens im Jahre 1989, als tatsächlich alle Strukturen und 

viele persönliche Beziehungen oder Werte unsicher bzw. ungültig wurden. 

Ansonsten ist die Entwicklung in den neuen Bundesländern von dem, wie Claus 

Offe ( 1991) es formuliert hat, "Dilemma der Gleichzeitigkeit" geprägt, in dem 

sich "Westliches" mit "Östlichem" verbindet, Tradition neben Moderne existiert, 

Neues entsteht und Altbekanntes wiederentdeckt wird (z.B. die Talare für 

Senatsmitglieder an der Universität Halle-Wittenberg). 

Nun bleibt "Wandel" als einzige Kategorie übrig, die die Gleichzeitigkeit von 

institutioneller und biographischer Veränderung faßt, die Dauer des Prozesses 

thematisiert und dessen Ausgang offenläßt. Aber auch hier bleibt das Problem, 

daß die Frage nach dem Wandel - und das·ist in der Regel· die Frage, sei es aus 

forschungsökonomischen, politischen oder fachspezifischen Interessen - den 

Blick verstellt für lange Traditionslinien oder Persistenzstrukturen (vgl. hier 

lpsen/Fuchs 1995), für ostdeutsche Sonderwege und vielleicht auch für die 

Frage nach Veränderungen im Westen. 
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Wenn ich hier die Gleichzeitigkeit von Kontinuität und Wandel betone und mehr 

noch den Blick auf Gesamtdeutschland und in die Geschichte zurück lenke, so 

soll dies nicht die gravierenden Veränderungen mildern, mit denen ostdeutsche 

Frauen und Männer sich auseinandersetzen mußten, v.a. die Zumutung 

biographischer Ungewissheit (vgl. Rabe-Kleberg 1995). Es soll vielmehr­

insbesondere bei westdeutschen Forscherinnen und Forschern - den Blick 

schärfen, daß viele Entwicklungen mit der eigenen Geschichte, Gegenwart und 

Zukunh auf das Engste verknüpft sind. 

Betrachtet man beispielsweise das Geschlechterverhältnis, so zeigt sich die 

Gleichzeitigkeit von Kontinuität und Wandel sehr drastisch. Eine der 

gravierendsten Veränderungen für ostdeutsche Frauen nach der Wende ist 

sicherlich der Wegfall der Arbeitsplatzgarantie. Aber erst der Blick auf die 

Kontinuität der Arbeitsteilung macht verständlich, warum die Verdrängung der 

Frauen vom Arbeitsmarkt in dieser Weise möglich war. Oderbetracht man die 

Theoriebildung zu Geschlechterverhältnissen, so ist eine Kontinuität 

frauenpolitischer Ideen nach August Bebel und Clara Zetkin sowohl in der DDR­

Politik als auch in der feministischen Politik in Westdeutschland zu verzeichnen, 

ohne daß die Parallelität des Gedankenguts und dessen Widersprüche bislang 

systematisch diskutiert wurde. 

Hier werde ich ansetzen, um an der Geschlechtertheorie exemplarisch geradezu 

die Notwendigkeit zu begründen, DDR-Geschichte nicht als eine historisch 

abgeschlossene Phase zu begreifen, sondern als eine historische Entwicklung, 

aus der wir Lehren für die Zukunft ziehen können. Lehren, die unterschiedlich 

sein werden, und über die wir uns streiten können. 

Geschlechterverhältnisse in der DDR 

ln den 50er Jahren formuliert die DDR als frauenpolitisches Leitbild die 

Integration der Frauen in das Erwerbsleben. Der große Bedarf an Arbeitskrähen 

und der Glaube an Gleichberechtigung durch gleiche Teilhabe an der 

Erwerbsarbeit sind hierfür ausschlaggebend (vgl. Obertreis 1986). 

in den 60er Jahre steht dann verstärkt die berufliche Qualifikation der Frauen 

im Mittelpunkt. Viele Frauen hatten aufgrund der Dreifachbelastung (Beruf, 
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Mutterschaft, Haushaltsführung) nicht an Qualifizierungsverfahren teilnehmen 

können. Das am 23.12.1961 vom Politbüro des Zentralkomitees der SED 

veröffentlichte Frauenkommunique und der daran anschließende 

Ministerialbeschluß formulierten konkrete Maßnahmen zur Frauenqualifizierung, 

wozu z.B. auch eine Verbesserung der Krippenerziehung gehörte. Erst 1965 

wird mit der Verabschiedung des Familiengesetzbuches Familie als zentrale 

Lebensform gesetzlich kodifiziert. Eine neue Phase der Familienpolitik setzt ein 

und rückt in den 70er Jahren die Vereinbarkeit von Beruf und Familie für Frauen 

in den Vordergrund. 

Ziel der Familien- und Frauenpolitik wird es, daß Frauen in die Lage versetzt 

werden, Mutterschaft, Hausarbeit und Beruf zu vereinbaren. Männer dagegen 

werden nur aufgefordert, sich etwas mehr an der Hausarbeit zu beteiligen. Dies 

hat eine Veränderung des Frauenbilds zur Folge, insofern als Erwerbsarbeit in 

das Konzept von Weiblichkeit integriert werden soll, das Männerbild jedoch 

bleibt unangetastet. Diese Veränderung in der Konzeptualisierung des Frauseins 

ist ein langsamer und von Zweifeln und Fragen begleiteter Prozeß. 

Beispielsweise müssen DDR-Frauen, die sich "gleichberechtigt" mit dem Mann 

Beruf und Haushalt teilen, die - um die beliebte Formulierung noch einmal 

aufzugreifen- "ihren Mann stehen", sich die Frage gefallen lassen, was denn 

ihre Weiblichkeit noch ausmache? Mir sind keine Schriften bekannt, in denen 

gefragt wird, wie Männlichkeit neu zu definieren sei. Männer brauchen also 

nicht die typischerweise von Frauen verrichteten Arbeiten in ihr Verständnis 

von Männlichkeit zu integrieren. Niemand muß sich ernsthaft die Frage stellen, 

ob die DDR-Männer wirklich noch Männer sind, wenn sie ein bißchen im 

Haushalt helfen. Was einen Jungen zum Mann macht, das scheint bekannt zu 

sein, bzw. es bedarf keiner Legitimation, Männer waren und bleiben die Norm. 

Ganz anders ist die Lage der Frauen: Z.B. wird in der Broschüre "Junge Frauen 

heute" (Uta Schlegel. Otmar Kabat vel Job unter Mitarbeit von Barbara Bertram, 

Arnold Pinther, Monika Reißig 19863) bereits in einem der ersten Sätze im 

Geleitwort von Walter Friedrich gefragt "Wie weiblich sind sie? ... in welchen 

Merkmalen unterscheiden sich Mädchen und Jungen, Frauen und Männer 

eigentlich?". Die Autorinnen vom Zentralinstitut für Jugendforschung greifen 

diese Frage in der Broschüre mehrmals auf, ohne eine Antwort darauf zu geben. 

Die Schwierigkeit einer Antwort (eigentlich die Unmöglichkeit) entsteht aus 

der gesellschaftstheoretischen Annahme, daß Geschlechterunterschiede 
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gesellschahlieh konstruiert und nicht biologisch begründet seien. Uta Schlegel 

argumentiert in den von ihr verfaßten Passagen: 

"Uralt sind mystische Ansichten der angeblich anderen 

'Wesensbeschaffenheit' der Frau ... Entscheidendes Kriterium für die unter­

schiedliche Stellung von Mann und Frau waren die unterschiedlichen Tätig­

keiten, deren unterschiedliche Bedeutung für die Gesellschaft" (Schlegel 19863, 

1 Off). 

Gleiche Tätigkeiten, so kann man folgern, führen zum Verschwinden der 

Unterschiede zwischen den Geschlechtern. Eine Politik, die von Frauen eine 

Angleichung an den männlichen Lebensentwurf erwartet und davon ausgeht, 

daß die biologische Differenz keine gesellschahliehe Bedeutung hat, müßte 

konsequenterweise in die Eingeschlechtlichkeit, orientiert am männlichen 

Muster, führen, oder aber mit viel Phantasie an einer Neudefinition der 

Kategorie Geschlecht arbeiten. Etwas spezifisch Weibliches bei gleichen 

Tätigkeiten ohne biologische Begründung zu definieren, kann jedoch nur in 

Widersprüchen enden. in genau jenen Widersprüchen und Paradoxien bleibt die 

DDR-Gesellschaft befangen, wenn Frauen weiblich und als Frauen erkennbar 

bleiben sollen, ohne zur Bestimmung von Weiblichkeit biologische Erklärungen 

heranzuziehen. 

Susanne Diemer ( 1994) verweist auf eine Reihe weiterer DDR-Publikationen, 

in deren Mittelpunkt immer wieder die Befürchtung steht, Frauen könnten nicht 

länger weiblich sein, da sie wie die Männer arbeiten. Oder aber es wird mit 

großem argurnentatarischem Aufwand erläutert, daß Frauen trotz ihrer 

"Männerarbeit" noch weiblich bleiben. Insbesondere bei Frauen, die in 

technischen Berufen arbeiten, wird, so Diemer, Weiblichkeit immer wieder 

öffentlich bestätigt. So veröffentlichte z.B. auch die 'Neue Berliner Illustrierte' 

unter der Überschrift "Was wird mit Lippenstift und Puderdose?" folgenden 

Text: 

"Da ist Liane Heinrich, blond, schlank, modern und geschmackvoll gekleidet. 

Mit dem Lippenstift abgestimmt ist der Nagellack auf den Fingern des 

ehemaligen Schlosserlehrlings. Am Abend trug die jetzige Elektromechanikerin 

zum weißen Perlonkleid nahtlose Strümpfe und weiße Sandaletten mit roten 

Bleistihabsätzen" (zit. nach Diemer 1994, 66). 

Weiblichkeit wird, so läßt sich schlußfolgern, durch eine expressive Darstellung 

von Körperlichkeit bewiesen. Frauen sind demnach der Teil der Menschen, die 
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zusätzlich zur Erwerbsarbeit noch geschmackvoll und erotisch gekleidet sind. 

Auch das Geleitwort von Walter Friedrich beantwortet die Frage nach der 

Weiblichkeit der DDR-Frau mit den Worten "Vielleicht sieht der Leser manches 

an der heranwachsenden Frauengeneration noch deutlicher, bewertet es 

realistischer und lenkt seine Schritte wohlgesonnener gegenüber dem schönen 

Geschlecht" (Friedrich in Schlegel 1981, 8; Hervorh. ML). 

Schönheit also unterscheidet Frauen - bei aller Professionalität im Beruf - von 

Männern. Zu diesem Ergebnis kommt auch lrene Dölling, die Frauenbilder in der 

Zeitschrift "Für Dich" analysiert: Das Frauenbild wandle sich in der DDR vom 

"schwachen Geschlecht" zum "leistungsfähigen". Bilder präsentieren Frauen 

vordergründig als leistungsfähige Produzentinnen. Ihre Weiblichkeit wird 

entweder durch die Bildanordnung, die z.B. den Mann als Lehrenden skizziert 

oder durch Bildunterschriften wie "Konsequenz und Charme" hervorgehoben. 

Zum Teil wird auch eine Sexualisierung des Körpers eingesetzt. Je qualifizierter 

die berufliche Tätigkeit sei, desto mehr werden Schönheit und weibliche 

Körperformen hervorgehoben. Dölling beschreibt z.B. das Photo einer 

Agraringeneurin: "Sie prüft in anmutiger Haltung -in einem duftigen 

Sommerkleid, neben sich die hochhackigen Schuhe - mit bloßen Füßen (»nach 

alter Bauernerfahrung« die Lagertemperatur des Getreides in einem Silo" 

(Dölling 1993, 40).» 

Schönheit, gutes Aussehen bzw. betonte Körperlichkeit sind also die Mittel, mit 

dem sich Frauen unabhängig von ihrem Tätigkeitsfeld als weiblich zu erkennen 

geben. Die Zuschreibung von Mütterlichkeit ist ein weiteres Mittel, das jedoch 

in DDR-Publikationen zur Frauenpolitik nur sehr subtil vermittelt wird, da dies 

der scheinbar überwundenen traditionellen Arbeitsteilung widerspricht. Ich 

vertrete die These, daß das Festhalten an Weiblichkeitsvorstellungen nicht nur 

einen Denkfehler offenbart, sondern ganz konkrete historisch gewachsene 

gesellschaftliche Ziele damit verfolgt werden: 

1. Die Vision der Eingeschlechtlichkeit erzeugt die Angst, daß Frauen nicht 

länger bereit wären, Kinder zu bekommen und damit für den Erhalt der 

Gesellschaft zu sorgen. 

2. Wenn nicht mehr offensichtlich ist, wer Frau und wer Mann ist, könnte 

Heterosexualität nicht mehr vorausgesetzt werden und herrschende Vor­

stellungen von Sexualität und Erotik gerieten ins Wanken. 

I 

I 
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3. Wenn Frauen nicht mehr auf den ersten Blick sicher identifizierbar wären 
würden Männer als Gruppe an Macht verlieren. ' 

Susanne Diemer faßt die Frauenpolitik der DDR sehr treffend zusammen wenn 

~ie schreibt: "Lediglich propagandistisch steht die Frau ihren Mann, fakt;sch und 

ideologisch aber muß sie deutlich als Frau erkennbar sein, die ihren Mann steht" 
(D1emer 1994, 53). 

Diemer folgert daraus; daß sich im Festhalten an Weiblichkeit ein Konflikt 

zwischen dem sozialistischen Frauenleitbild und dem traditionellen Frauenleitbild 

zeigt. Ich bin der Meinung, daß gar keine andere Lösung denkbar ist innerhalb 

der gegebenen Prämissen: Wenn die Dualität "Männlich- Weiblich" aufgrund 

der o.g. Interessen nicht in Frage gestellt werden soll, dann muß Weiblichkeit 

zum Ausdruck gebracht werden. Und wie anders als durch die dem Weiblichen 

zugeschriebenen Eigenschaften wie Charme, Schönheit, Mütterlichkeit, 
Empfindsamkeit soll das geschehen? 

Das Frauenbild im Westen 

Während die DDR in den 50er Jahren sich um die Integration der Frauen in das 

Erwerbsleben bemüht, verfolgt die BRD eine Politik der Arbeitsteilung. ln den 

70er Jahren wiederum, als in der DDR die Vereinbarkeit von Beruf und Familie 

thematisiert wird, steigt in der BRD die Frauenerwerbsquote an und es entsteht 

die neue Frauenbewegung. Während im Osten das Frauenbild "berufstätig und 

Mutter" (Bertram 1994, 211) vorherrscht, muß man im Westen von der 

Alternative "berufstätig oder Mutter" (Rerrich 1990 122) spr h F , ec en. rauen 
sollen berufstätig sein, es sei denn, sie sind Mütter. 

Berufstätigkeit ist nun in den 90er Jahren zwar selbstverständlicher Be­

standteil der meisten Frauenbiographien geworden, jedoch in ganz unter­

schiedlicher Ausprägung: von Phasenmodellen über Teilzeitarbeit bis hin zur 
kinderlosen Karriere. 

Die Vielfalt der Frauenbilder und Lebensformen ist ein Grund, warum in der 

Gesellschaft der BRD nicht so laut darüber diskutiert wird, ob Frauen noch 

weiblich sind. ~s gibt immer noch genug Frauen, die traditionelle Vorstellungen 

von Weiblichkelt bestätigen. Ein zweiter Grund liegt darin, daß große Teile der 

Bevölkerung und die staatliche Geschlechterpolitik nach wie vor von einer 
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biologisch bedingten Differenz ausgehen. Wie die biologische Differ~nz . . 

aussieht, bleibt unklar, aber daß es einen natürlichen Unterschied g1bt, 1st eme 

die Gesellschaft durchziehende Grundannahme. Damit wird das theoretische 

Dilemma, wie denn das Weibliche noch produziert werden könne, umgangen. 

Bestimmte Eigenschaften können mit Hilfe biologischer Erklärungen ohne 

theoretische Umwege dem einen oder anderen Geschlecht zugeschrieben 

werden. 
Nach der Vereinigung beider Länder protestierte kaum jemand gegen dieses 

seit der Industrialisierung existierende, biologisch begründete Ge­

schlechterverständnis. Der fehlende Widerstand verdeutlicht noch einmal, daß 

die gesellschaftstheoretische Vorstellung einer sozialen Konstruktion 

"Geschlecht" sich auch in der DDR-Bevölkerung nur begrenzt durchgesetzt hat. 

Jenseits der sozialistischen Idee von Gleichheit bei gleicher Tätigkeit bleibt die 

Annahme eines quasi natürlichen Geschlechterunterschieds erhalten. 

Die Bedeutung, die einer biologischen Differenz im Gesellschaftsmodel_l des 

Westens zugeschrieben wird, ist jedoch in vielerlei Hinsicht problemat1sc~. 
Biologie und Physiologie selbst entwerfen ein sehr viel differenzierteres Bild von 

Weiblichkeit und Männlichkeit als manches sozialwissenschaftliche Theorem 

bzw. das Alltagsbewußtsein. Weibliches und männliches Geschlecht "werden 

nicht mehr als zwei entgegengesetzte, einander ausschließende Kategonen 

verstanden, sondern vielmehr als Kontinuum, bestehend aus dem genetischen 

Geschlecht, dem Keimdrüsengeschlecht und dem Hormongeschlecht" . 

(Lorber/Farell 1991, 7; zit. nach Gildemeister/Wetterer 1992, 209). Dabei 

müssen die einzelnen Teile zur Bestimmung des Geschlechts keineswegs 

übereinstimmen, d.h. jemand oder etwas kann genetisch weiblich sein und 

hormonell männlich. Ferner wird in den Naturwissenschaften davon 

daß d·1e w·1rkungsweise der einzelnen Bestimmungselemente ausgegegangen, 

abhängig von der Umwelt ist. 
Auch Menstruation oder Gebärfähigkeit eignen sich nicht zur Definition vom 

Frausein, denn beide treffen nur auf eine Lebensphase und nie auf alle Frauen 

zu. 

Sex und gender in der Frauenforschung 
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in der Frauenforschung werden biologistische Erklärungen für die Bestimmung 

des Geschlechts in der Regel abgelehnt. Um gerade die historische Entstehung 

von Geschlechterunterschieden zu verdeutlichen, wird die Unterscheidung 

zwischen 'sex' und 'gender', also zwischen "biologischem" und "sozialem" 

Geschlecht, benutzt. Dabei liegt der Schwerpunkt der Forschung und Politik 

stets auf 'gender'. Das biologische Geschlecht, bestimmt durch Anatomie, 

Morphologie, Physiologie und Hormone wird·zwar noch benannt, aber in seinem 

gesellschaftlichen Einfluß für wirkungslos erklärt. Das feministische Konzept 

von 'sex' und 'gender' stimmt in seiner Betonung der Gesellschaftlichkeit der 

Individuen mit dem Geschlechterbild der DDR überein, was aufgrund der 

ideengeschichtlichen Gemeinsamkeit leicht erklärbar ist. Damit bleibt die 

Frauenforschung aber auch in den gleichen Dilemmata stecken wie die DDR­

Frauenpolitik. Wenn Unterschiede gesellschaftlich produziert werden, warum 

verschwinden sie dann nicht, wenn alle die gleichen Tätigkeiten ausüben? Oder 

anders gefragt: Warum werden die unterschiedlichen Handlungs-, Denk- und 

Gefühlsweiten mit Frauen- und Männerkörpern verknüpft? 

Im Unterschied zur DDR-Politik wird in der feministischen Politik Gleichheit 

nach dem männlichen Muster abgelehnt. Auch fragt keine Frauenforscherin 

"wie weiblich sind unsere Frauen?". Aber Forschungsfragen sind: Was macht 

die Differenz zwischen den Geschlechtern aus? Was ist männlich an den realen 

Männern? Was wird als Weiblichkeit definiert? 

Formale Gleichheit unter Beibehaltung der Differenz ist eine feministische 

Perspektive. Aber Differenz ist nur über Elemente traditioneller Frauenbilder 

denkbar. Wenn Frauen sich als weiblich zu erkennen geben sollen, dann 

müssen sie auf Fürsorglichkeit, Kommunikationsfähigkeit, Gebärfähigkeit, 

Schönheit u.ä. rekurrieren. Frauen können die genannten Eigenschaften und 

Fähigkeiten nach eigenen Maßstäben neu bewerten, c:bei sia können die 

Verknüpfung nicht auflösen. Weiblichkeit kann beispielsweise nicht durch 

Aggressivität symbolisch zum Ausdruck gebracht werden, denn diese wird mit 

Männlichkeit assoziiert. 

So zeigt sich auch, daß mit dem veränderten Rollenverständnis von Frauen in 

der BRD eine verstärkte Betonung von Schönheit/Weiblichkeit einhergeht. Eine 

Analyse von Heiratsanzeigen (Gern 1992) zeigt, daß Frauenbilder sich seit den 

50er Jahren gravierend verändert haben. Die Frauen identifizieren sich nicht 

mehr über andere, sondern entweder über ihren Beruf (wie Männer) oder über 
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ihren "Charakter". Sie verdienen eigenes Geld und die institutionelle Einbindung 

in der Ehe verliert für sie an Bedeutung. Parallel dazu hat sich auch verändert, 

daß Frauen seit den 50er Jahren stetig zunehmend ihr Schönsein in den 

Anzeigen betonen. Bei zunehmender Erwerbstätigkeit von Frauen und 

finanzieller Unabhängigkeit wird Attraktivität als Resource mobilisiert, um zu 

zeigen, daß Weiblichkeit erhalten bleibt. 

Dieses Frauenbild der erwerbstätigen und dabei gutaussehenden Frau dürfte 

den Frauen in den neuen Bundesländern altvertraut und wohlbekannt sein. Es 

fragt sich nur, womit sich die Vielzahl jener Frauen identifiziert, die ihre 

Erwerbsarbeit oft langfristig verloren haben? Die DOR-Frauenzeitschrift "Für 

Dich", deren Frauenbilder lrene Dölling analysiert, hat nach der Wende noch bis 

zum Juni 1991 existiert. ln dieser Zeit verschwanden die Bilder von 

berufstätigen Frauen oder Frauen aus der politischen Öffentlichkeit völlig. 

Dölling resumiert: "An die Stelle der arbeitssamen Frau, die unermüdlich für die 

Erfüllung der sozialistischen Planziele tätig ist, ist die auf sich, auf ihre 

Schönheit bedachte Konsumentin getreten" (Dölling 1993, 48). 

Gemeinsame Aufgabe ost- und westdeutscher Menschen (auch Männer haben 

ein Geschlecht) wird es sein, sich Umgangsweisen mit den Widersprüchen der 

Geschlechtermodelle in der DDR und der BRD zu überlegen. Meiner Ansicht 

kann Geschlechterforschung nach den Erfahrungen der DDR-Politik nicht 

weiterhin ungebrochen an den tradierten Idealen festhalten. Die Geschichte der 

DDR zeigt uns nicht nur, daß Erwerbsarbeit von Frauen allein noch nicht zur 

Beseitigung der Hierarchien zwischen den Geschlechtern führt, sie konfrontiert 

uns auch erneut mit der Frage nach der Bestimmung von Weiblichkeit und 

Männlichkeit. 

Ich denke, solange es notwendig ist, sich in irgendeiner Weise als Männer oder 

Frauen zu erkennen zu geben, werden die einzelnen nicht umhin kommen, dies 

unter Verwendung von Weiblichkeits- und Männlichkeitsstereotypen zu tun. 

Wie sonst? Dabei ist das androgyne Einheitswesen für mich keine Perspektive, 

da mit dieser Vorstellung eine erneute Normierung unter ein Muster einhergeht. 

Attraktiver erscheint mir Judith Butlers (1991) Vorschlag, vorerst von der Mög­

lichkeit unendlich vieler Geschlechter auszugehen. Dies verschafft die Ge­

legenheit, auch die vielfältigen Facetten von Weiblichkeit und Männlichkeit nicht 

länger als sich gegenseitig ausschließende Lebensentwürfe zu betrachten. 
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Geschlecht wäre nicht als Besitz konstruiert, sondern könne situativ gewechselt 

werden. Butlers Idee ist ein Gedankenexperiment, das Phantasie zur Befreiung 

mobilisiert. Gleichzeitig trifft sie eine längst existierende Praxis, denn wer 

verhält sich schon in jeder Situation als Frau (als Mann)? 
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Dr. Maritta Bernien (SÖSTRA e. V. Berlin) 

Zusammenbruch und Verwerfungen des Arbeitsmarktes im Zuge der 
Transformation in Ostdeutschland - Perspektiven für den Aufbau neuer 
Arbeitsplätze 

Die Jahre 1990 bis 1994 können als eine der entscheidenden Phasen des 
Transfonnationsprozesses betrachtet werden, in der der Umbau des ordnungspolitischen 
Systems und die Schaffung der grundlegenden Voraussetzungen fur die soziale 
Marktwirtschaft im Mittelpunkt standen. Zweifelsfrei muß aus heutiger Sicht eingeschätzt 
werden, daß dem Szenario dieser gigantischen Aufgabe, die zu Recht als 
"Jahrhundertexperiment" bezeichnet werden kann, ein Modell zugrunde lag, das in den alten 
Bundesländern 45 Jahre lang mehr oder weniger gut funktioniert hatte. Politische Eckpfeiler 
waren die Schaffung der parlamentarischen Demokratie, die die Ein-Parteien-Diktatur ablöste, 
und die Installierung eines Systems von Rechts- und Sozialstaatlichkeit, das jeden Bürger vor 
politischer Willkür schützen und vor sozialem Elend bewahren sollte. 

In ökonomischer Hinsicht ging es im Transfonnationsprozeß Ostdeutschlands im Kern um die 
Beseitigung planwirtschaftlicher dirigistischer Strukturen durch den Aufbau eines Systems, das 
die uneingeschränkte Initiative einzelner und das freie Spiel der Marktkräfte unter 
Wettbewerbsbedingungen zur Entfaltung bringen sollte. Als grundlegende Voraussetzung 
dafur wurde die Privatisierung der gesamten Wirtschaft angesehen, die daher konsequent und 
mit hohem Tempo durchgesetzt wurde. Die Konzeption der Wiedervereinigung ging davon 
aus, daß so am ehesten alle Voraussetzungen fur einen raschen Aufschwung im Osten 
Deutschlands und damit auch die volle Alczeptanz des neuen ordnungspolitischen Systems und 
das schnelle Zusammenwachsen der neuen und alten Bundesländer gewährleistet werden 
könnte, wobei Zusammenwachsen in der Regel als Angleichen ostdeutscher Verhältnisse an die 
der alten Bundesländer verstanden wurde. 

1. Zusammenbruch des Arbeitsmarktes 

Die Wirtschafts- und Beschäftigtenstrukturen in den neuen Bundesländern haben sich in kurzer 
Zeit gravierend verändert. Auf der einen Seite kam es durch den Umbau der Wirtschaft zu 
einer radikalen Abnalune von Wertschöpfung und Arbeitsplätzen. Auf der anderen Seite 
vollzog sich ein Struktureffeh."t, der eine Modernisierung und auch eine unbedingt erforderliche 
"Bereinigung" der veralteten wirtschaftlichen Strukturen der neuen Bundesländer einleitete. 
Dennoch muß aus heutiger Sicht festgestellt werden, daß die Modernisierung der Wirtschaft 
bislang nicht in dem Maße gegriffen hat wie ursprünglich angenommen worden war. Der 
erhoffte Effekt der "schöpferischen Zerstörung" ist weitgehend ausgeblieben. Er zeigt sich 
lediglich in einzelnen Unternehmen, ansatzweise auch in eng begrenzten Regionen, jedoch nicht 
flächendeckend und überregional. Auch funf Jahre nach der Wende zeichnet sich immer noch 
nicht ab, welche Sektoren in welchem Umfang in Ostdeutschland überlebensfahig sind, in 
welchem Maße sie in die internationale Arbeitsteilung eingebunden werden können und mit 
welchen Arbeitsplatzeffekten sie letztlich verbunden sind. 

Der starke Beschäftigungseinbruch insbesondere im produzierenden Sektor war Folge des 
Wegbrechens der Märkte und davon ausgehend eines dramatischen Rückgangs der 
Bruttowertschöpfung in Ostdeutschland. So sank die Industrieproduktion auf etwa ein Drittel 
des Niveaus von 1989. Die Lebensfahigkeit der neuen Bundesländer war unter diesen 
Bedingungen nur durch umfangreiche Transferzahlungen aus dem früheren Bundesgebiet 
aufrechtzuerhalten, die in Form von Wirtschafts- und Arbeitsfördermitteln als auch anderen 
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Sozialleistungen in den Osten Deutschlands flossen. Die Bruttotransfers erreichten bis Ende 
1994 bereits einen Umfang von rd. 1.000 Mrd. DM aus. Noch im Jahr 1994 wurde nur die 
Hälfte des inländischen Verbrauchs Ostdeutschlands durch die eigene Reproduktion erzeugt. 
Die andere Hälfte kam aus den alten Bundesländern. 

Der durch die Wirtschafts- und Währungsunion ausgelöste internationale Konkurrenzdruck auf 
der Grundlage eines enormen Produktivitätsrückstandes der Unternehmen, verbunden mit dem 
Wegbrechen der Ostmärkte und die einsetzende Rationalisierung der Produktionsmethoden als 
Antwort auf die weltweite Wirtschaftskrise Anfang der 90er Jahre fuhrte bislang zu einem 
rapiden schonungslosen Abbau von Arbeitsplätzen. Nur in wenigen Bereichen zeichnen sich 
bereits Tendenzen der Schaffung neuer Beschäftigungsmöglichkeiten ab. Gab es Ende 1989 
noch etwa 9,8 Millionen Erwerbstätige in der DDR, so waren es 1994 noch rd. 6,3 Millionen. 
Dies entspricht einer Reduzierung um etwa ein Drittel (vgl. Tabelle 1 ). 

Tabelle I; Arbeitsmarktdaten Ostdeul~chlands 1989 bis 1994- Berechnungsst.a.nd März 1995 (Jahresdurchsclmin) 

1989 

Tsd. Personen 

Erwerbspersonen 9.745 9.140 8.503 7.894 7.670 

davon: 

Registrierte Arbeitslose 0 241 913 1.170 1.149 

Auspendletilberschuß -2 79 269 338 325 

Erwerbstätige • 9.747 8.820 7.321 6.386 6.196 

davon: 

Selbstlindige und mithelfende Familienangehörige 187 252 371 417 452 

Besch1i.ftigte Arbeitnehmer 9.560 8.568 6.950 5.969 5.744 

Arbeitslosenquote (Prozent) 0 10,3 16,1 15,8 

• Erwerbstätige am Arbeitsort (Inlandskonzept). Differenzen zu den folgenden Wirtschaftsbereichstabellen sind darauf 

1994 

7.735 

1.142 

326 

6.267 

478 

5.7&9 

16,0 

zurück.zufilhren., 
daß den Wirtschaftsbereichstabellen der Berechnungsstand der Statistischen Landesllmtervom 8.7.1994 zugrunde liegt. 

Quelle: Tabellensammlung zur wirtschaftlieben und sozialen Lage in den neuen Bundesländern, Ausgabe l/1995, Wiesbaden 199 5 

Die Zahl der Erwerbspersonen (nur Inländer) ging von rd. 9,7 Mio. im Jahre 1989 auf7,7 Mio. 
im Jahre 1994 zurück. Dies erklärt sich einerseits durch die Übersiedlung von Beschäftigten in 
die alten Bumlesländer sowie den Übergang eines großen Teils der Arbeitskräfte in die Rente 
bzw. in den Vorruhestand. Der Auspendlerüberschuß im Verhältnis zu den alten 
Bundesländern beschreibt, daß mehr beschäftigte Arbeitnehmer aus - als einpendeln. Dabei 
wird deutlich, daß die Pendlerzahl in den Jahren 1991 und 1992 bedeutend zugenommen hat. 
1993 ist der Auspendlersaldo wieder leicht zurückgegangen und hat sich seitdem auf einem 
relativ hohem Niveau stabilisiert. Dies ist vermutlich auf die wachsenden 
Arbeitsmarktprobleme auch in der westdeutschen Wirtschaft zurückzufuhren, die mit der 
wirtschaftlichen Rezession einsetzen und die Arbeitschancen fur Pendler aus dem Osten 
Deutschlands erheblich verschlechterten. Positiv hervorzuheben ist, daß die Zahl der 
Selbständigen (einschließlich der mithelfenden Familienangehörigen) über die Jahre 1990 bis 
1994 eine kontinuierliche Zunahme ausweist, wenngleich fur die nächsten Jahre nicht mehr mit 
einem ähnlichen Wachstum zu rechnen ist. Bereits 1993 hatte sich im Vergleich zum Vorjahr 
die Zunahme der Zahl der Selbständigen leicht abgeschwächt. Zumeist handelt es sich bei den 
neuen Selbständigen um Unternehmen des Dienstleistungssektors und des Handwerks, die 
vielfach auch durch Ausgründungen aus den ehemaligen Treuhandunternehmen sowie 
genossenschaftlichen Landwirtschaftsbetrieben entstanden waren. Dieser Prozeß ist im 
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wesentlichen abgeschlossen bzw. ein erster Sättigungsgrad in der Versorgung der Bevölkerung 
1m Handwerk und D1enstle1stungen unter den gegenwärtigen Kaufkraftbedingungen konnte 
erre1cht werden. 

Der Beschäftigungsabbau .in Ostdeutschland erfaßte nahezu alle Bereiche und Zweige der 
Wirtschaft, konzentnerte s1ch Jedoch maßgeblich auf die produzierenden Bereiche Land- und 
F ?rstwirtschaft, Energie- und Wasserversorgung, Bergbau sowie das verarbeitende Gewerbe. 
Eme Ausnahme inner~alb d~s produzierenden Gewerbes bildete lediglich das Baugewerbe, das 
d1e Zahl der Arbeasplatze le1cht erhöhen konnte (vgl. Tabelle 2). 

Tabelle 2: Erwerbstätige in Ostdeutschland nach Wirtschaftsbereichen 1989 bis 1993 (Jahresdurchschnitt)* 

W irtschnftsbereich 1989 1993 

Tsd. Pernonen 

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 975,6 780,6 454,0 293,0 242,0 
Energie- und Wasserversorgung, Bergbau 349,6 337,3 233,0 176,0 142,0 
Verarbeitendes Gewerbe 3.408,0 2.978,8 2.049,0 1.330,0 1.135,0 
Baugewerbe 627,9 628,0 678,0 776,0 869,0 
Handel 850,2 775,0 702,0 674,0 681,0 
Verkehr und Nachrichtenübermittlung 662,4 629,6 539,0 481,0 449,0 
Kreditinstitute und Versicherungsgewerbe 58,5 69,8 83,0 93,0 97,0 
Dienstleistungsgewerbe 1.935,6 1.822,0 1.783,8 1.787,9 1.736,6 
davon: 

Gastgewerbe, Wäschereien, Reinigung 308,5 346,7 401,9 431,8 463,2 
Bildung, Wissenschaft, Kultur 854,3 760,6 706,2 671,0 577,5 
Gesundheitswesen 434,2 429,4 429,4 420,7 407,6 
Beratung und andere Dienstleistungen 338,6 285,3 240,3 264,5 288,2 

Organi!>Hiit)lll!ll nhnc Erwerhszwt:ck lfi7,R 12:1,9 96,9 109,4 119,7 
Gebietskörperschaften und Sozialversicherung 711,6 674,9 660,3 725,6 770,7 

Insgesamt 9.747,0 8.820,0 7.279,0 6.446,0 6.242,0 

• Zuordnung der Beschäftigten nach der Systematik der Wirtschuftszweige (WZ) in der Fassung filr den Mikrozensus. Anstalten und 

Einrichtungen der Organisationenolme Erwerbszweck und der Gebietskörperschaften (vor allem aus dem Bildungs- und Gesundheitswesen) 

werden dabei nach inhaltlichen Gesichtspunkten den Unternehmen und damit den Dienstleistungen zugeordnet und nicht nach ihrer rechtlichen 
Stellung eingruppiert. 

Quelle: Angaben der Statistischen Landesämter (Berec!mungsstn . .nd 8.7.1994) und eigene Berechnungen 

Den relativ stärksten Abbau an Arbeitsplätzen verzeichnete die Landwirtschaft. Die Zahl der 
Erwerbstätigen ging in nur 4 Jahren auf weniger als ein Viertel der ursprünglich in diesem 
Sektor Bes~häft1gten zurück. Hier trafen sich strukturelle Bereinigungsprozesse in besonderer 
Weise mit emsetzenden Modernisierungs- und Rationalisierungstendenzen. Weniger dramatisch 
verhef der Arbe.lt~platzabbau. m de: Energie- und Wasserversorgung sowie im Bergbau. Die 
Zahl der Beschäftigten reduzierte s1ch auf etwa 40 Prozent des Niveaus der DDR. In diesem 
Bere1c~ vollzog s1ch der Rückgang der Arbeitsplätze kontinuierlich, während in der 
Landwirtschaft d~r stär~ste Personaleinbruch 1991 und 1992 erfolgte. Dies hängt im primären 
Sektor verrnutl1ch mit dem Landwirtschaftsanpassungsgesetz zusammen das eine 
Umwandlung der ehemaligen LPGs bis Ende 1992 vorschrieb und so extrem hoh~n Druck auf 
Tempo und Konsequenz der Umstrukturierung ausübte. 

Im verarbeitenden Gewerbe hatte die Beschäftigung 1993 noch ein Drittel des Niveaus von 
1989. Die Abbauprozesse waren damit aber längst noch nicht abgeschlossen. Der Bausektor, 
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der noch bis 1991 eine wenig veränderte Beschäftigungslage aufwies, konnte seit demJ~~ 
1992 die Zahl seiner Arbeitsplätze deutlich erweitern. Dies zeigt, daß der Bauboo: zunac sd 
aufgrund ungeklärter Eigentumsverhältnisse und anderer Uns1cherhe1ten doch se zagem 

anlief, 1992 aber an Tempo und Umfang gewann. 

Handel Verkehr und Nachrichtenübermittlung sowie Gebietskörperschaften und 

0 
·' t. hne Erwerbszweck waren in den vergangenen Jahren ebenfalls vom 

rgarnsa 10nen o . 1 · d Landwirtschaft und im 
Arbeitsplatzabbau betroffen, jedoch fiel er weit gennger aus a s m e~ d ß sich die 

roduzierenden Gewerbe. In diesen Bereichen 1st anzune en,_ a . . 
~eschäftigungssituation allmälliich stabilisieren wird, daß abe~ kur;;- un~ ~ttelfnst~~~~~s:~ 
keinem nennenswerten Zuwachs an Arbeitsplätzen zu rec en 1st. e a _1v am 
stellte sich die Arbeitsmarktlage im Bereich der Kre?iti~sti~te ~n~ des ~~~Jche;~~~~e~~~~ 
dar Hier konnte die zahl der Arbeitsplätze bereits m en a en . un . h t 
aus. edehnt werden. Dies erklärt sich vor dem Hintergrund, da~ be1de Bere1c e un er 
pla;wirtschaftlichen Bedingungen volkswirtschaftlich we!t unterreprasentJert ~arend u~d ;:ut 
dem Über an zur Marktwirtschaft enorm an Bedeutung gewannen. Der Au - un us au 
dieser Be;eic~e ist jedoch im wesentlichen abgeschlossen, so daß auch s1e keme großen 

Arbeitsmarktpotentiale mehr enthalten. 

Daß das Wegfallen von mehr als einem Drittel aller Arbeitskräfte in Ostdeut~chland ohne 
ernsthafte politische Probleme für di~ Stabilität des Systems verkraftet wurde, 1st vor allem 
dem massiven Einsatz arbeitsmarktpoht!scher Instmmente zu verdanken. 

- . · h1 d ( · w· ßJ'ch AFG-ge!>tützter Beschäftigung. ohne stille Reserve) 
Abbildung I: Unterbeschäftigung m Ostdeutsc an emsc te 1 
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In diesem Umfang, der einmalig in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland ist, wurde 
Arbeitsmarktpolitik offensichtlich nur möglich, weil man von einem "Brückenkonzept" 
ausgegangen ist. Diesem lag die Armahme einer nur kurzfristigen, relativ schnell zu 
überwindenden Einbruch der Beschäftigung zugmnde. So erklärt sich, daß im ersten Jahr nach 
der Wirtschafts- und Währungsunion Kurzarbeit als das eigentlich typische Instmment für 
vorübergehende kurzfristige konjunkturelle Schwächen zum Hauptinstrument für die 
Abfederung und Vorbereitung des wirtschaftlichen Umbmchs wurde. Im Jahr 1991 waren in 
den neuen Bundesländern im Jahresdurchschnitt etwa 1,6 Mio. Kurzarbeiter registriert, im 
darauffolgenden Jahr war die Zahl bereits auf rd. 3 70 Tsd. abgefallen. 1994 waren es nur noch 
97 Tsd. 

Ein weiteres Instmment, das ganz eindeutig auf diese "Brückenfunktion" ausgerichtet war, 
waren die Maßnahmen zur Fortbildung und Umschulung. Mit Recht mußte davon ausgegangen 
werden, daß die Installierung eines völlig neuen Wirtschaftssystems mit neuer Rechts- und 
Sozialordnung, mit neuen modernen Produktionsmethoden, mit neuen Standards und Normen 
einen hohen Qualifizierungsbedarfund auch z. T. neue Berufsbilder mit sich bringt, die aus der 
DDR so nicht bekannt waren. Daher wurde mit einem enormen finanziellen und materiellen 
Aufwand diese Qualifizierung und Umschulung in Angriff genommen, ohne daß dafür im 
einzelnen bedarfsgerechte Konzepte entwickelt wurden. 

Spätestens Ende 1991/ Anfang 1992 war jedoch klar, daß das Brückenkonzept nicht aufgeht, 
daß die Krise des Arbeitsmarktes eine längere Zeit in Anspruch nehmen würde. Mit diesem 
Zeitpunkt wäre eine konzeptionell neue Beschäftigungspolitik notwendig gewesen, die 
verstärkt auf die Schaffung von Arbeitsplätzen setzt. Insgesamt gab es zwar einige 
Akzentverändemngen in Richtung einer Aufwertung aktiver Arbeitsmarktpolitik Diese blieben 
jedoch deutlich hinter den Anforderungen zurück. 

Instrumentell schlug sich diese Akzentveränderung in der Arbeitsmarktpolitik darin nieder, daß 
konjunkturelle Instmmente wie Kurzarbeit deutlich zurückgefahren und Instmmente mit 
investivem und stmkturpolitischem Charakter demgegenüber aufgewertet wurden. Zu diesen 
zählten zunächst insbesondere ABM, in vielen Fällen organisiert in Form von ABS­
Gesellschaften (Arbeitsfördemngs-, Beschäftigungs- und Stmkturentwicklungsgesellschaften). 
Obwohl ABS-Gesellschaften bereits im ersten Jahr nach der Wende eine bedeutende Rolle 
spielten und hier zunächst noch sehr stark den Charakter von sozialen "Auffangbecken" bei 
Massenentlassungen hatten, entwickelten sie sich mehr und mehr zu einen aktiven 
strukturpolitischen Instrument. Im Jahre 1994 gab es nach Angaben des DGB in 
Ostdeutschland insgesamt 400 Beschäftigungsgesellschaften mit rd. 145 Tsd. Arbeitnehmern, 
die inhaltlich vor allem mit der Schaffung grundlegender infrastruktureller Voraussetzungen für 
private Investitionen, mit Sanierungsaufgaben und ökologischen Maßnahmen befaßt waren. 
Eine Bedingung (vielleicht auch ein Dilemma) war stets, daß der Aufgabenbereich nicht die 
unmittelbaren Interessen der privaten Wirtschaft berühren sollte, d.h., nicht kommerziell 
ausgerichtet sein durfte, um Wettbewerbsbedingungen nicht zu verzerren. 

Diese klassischen Instrumente des AFG wurden ergänzt durch Maßnahmen von 
Vorruhestands- und Altersübergangsgeld, die erheblich zur Entlastung des Arbeitsmarktes 
beigetragen haben. Während des Höhepunkte der Inanspruchnahme dieses Instruments 
Anfang 1993 erhielten fast 900 Tsd. ehemalige Beschäftigte derartige Leistungen. Die 
Jahresdurchschnittszahl der Empfang er von Vorruhestands- und Altersübergangsgeld betrug 
1992 rd. 800 Tsd. Seit Ende 1992 ist die Neuinanspmchnahme von Altersübergangsgeld nicht 
mehr möglich. Bis dahin konnten Beschäftigte, die das 55. Lebensjahr erreicht hatten, diese 
Regelung nutzen, jedoch maximal für 5 Jahre. Danach sind sie verpflichtet, einen Antrag auf 
Altersrente zu stellen. 1994 betrug die Zahl der Personen, die Vorruhestands- oder 
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Altersübergangsgeld bekamen, noch knapp 650 Tsd. Bis 1997 wird aufgrund der 
Fünfjahresregelung die Zahl aufNull ab gesunken sein. 

Alle diese Instrumente funktionieren nur dann als Brücke in den ersten Arbeitsmarkt, wenn der 
erste Arbeitsmarkt auch ausreichend, zumindest aber in spürbarem Maße, neue Arbeitsplätze 
schaffi:. Dies gehörte zu den Funktionsvoraussetzungen des Arbeitsförderungsgesetzes, wie es 
Ende der 60er Jahre konzipiert worden war. Wenn er das aber nicht tut, bedeutet ABS und 
ABM fur die Betroffenen vielmehr arbeitspolitische Isolierung, die sich bis zu einem 

arbeitspolitischen Ghetto ausweiten kann. 

Zahlreiche Untersuchungen zu den Wirkungen arbeitsmarktpolitischer Instrumente in den 
neuen Bundesländern kommen daher zu dem Ergebnis, daß "Unterschiede in den 
Erwerbschancen zwischen Erwerbspersonen durch aktive Arbeitsmarktpolitik nicht gemildert, 
sondern in manchen Fällen sogar verstärkt" werden1. Gleiches stellten auch Stieler-Lorenz und 
Grimm in einer Analyse der Vermittlungschancen nach arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen 
fest. Befindet man sich erst einmal in Arbeitslosigkeit, münden die meisten aktiven Maßnahmen 
meist auch wieder in Arbeitslosigkeit2. Die angewandten Arbeitsmarktinstrumente wirkten so 
nicht unbedingt mobilitätsfördernd, sondern stützten hinter dem Rücken derjenigen, die von 
ihnen zu profitieren meinten die schnell einsetzenden Selektions- und 
Selbstselektierungsprozesse. Wenn sich diese Befunde verallgemeinern l~ssen, dann hat akt1ve 
Arbeitsmarktpolitik, die im Kern ja berufliche Mobilitätsförderung sem muß, generell 1hre 
Wirksamkeit unter den spezifisch ostdeutschen Bedingungen eingebüßt. 

Wirksame Arbeitsförderung hätte neue ordnungspolitische Regelungsmechanismen erfordert, 
die über eine inkonsequente Modifikation der alten hätten hinausgehen müssen. Sie hätte eine 
ganz andere Finanzierungsbasis erfordert unabhängig von den konjunkl:urellen Schwankung~n 
der Haushaltslage des Bundes und der Bundesanstalt. Sie hätte durch st~b!le 
Finanzierungsbasis Langfiistigkeit und Planbarkeil in der Arbeitsförderung gewährleisten 
müssen, statt durch die Stop-and-Go-Politik des Bundes dominiert zu sein. Nicht umsonst 
wurde gerade im Zusammenhang mit den Problemen der Transformation in Ostdeutschland 
eine konzeptionelle Neuorientierung des Arbeitsförderungsgesetzes diskutiert. Inzwischen 
besteht auch Einigkeit darüber, daß auch die Problen!lagen der alten Bundesländer rncht mehr 
mit den traditionellen Förderphilosophien in den Griff zu bekonunen sind. W1cht1ge 
Forderungen richten sich auf eine Abkehr von der reinen Versorgungsphilosophie hin zu 
aktiven strukturfördernden Maßnahmen, die sich auch sehr stark an den Interessen der 
Wirtschaft orientieren müssen Mehrjährige Maßnahmekomplexe müssen abgesichert werden, 
die auch Anreize schaffen, Eigenanteile zu erwirtschaften und in reguläre marktwirtschaftliche 
Unternehmensformen münden können. Darüber hinaus braucht es "institutionelle 
Kooperationsregeln, also Vorgehensweisen statt Einzelfalläsungen und amtlicher Vorgaben". 
Die Alleinausrichtung am Individual- und Versicherungsprinzip behindert eher kollektive 

Beschäftigungssicherung statt sie zu fördern3
. 

Da jedoch grundlegende Reformen des AFG unterblieben, beschränkte sich Arbeitsförderung 
mehr und mehr auf eine bloße Auffangfunktion, auf die Rolle eines "Konfliktdämpfers" oder 
aber auf die Funktion des "Ruhigstellens" der Betroffenen. Das bedeutet aber auch, daß die 
eigentliche Problen!lösung auf dem Arbeitsmarkt der neuen Bundesländer noch bevorsteht. 

1 M. Mätzke, Wirkungen arbeitsmarktpolitischer Instrumente, QUEM-Report, Berlin 1995, Heft 33, S. 48 
2 E.Grimm, B. Stieler-Lorenz, Qualifikation und Langzeitarbeitslosigkeit, QUEM-Report, Berlin, Heft 32, S. 8 
l Vgl. J. Kühl, Konzeptionelle Überlegungen fiir die Weiterentwicklung des Arbeitsförderungsgesetzes. In: 

WSI-Mitteilungen, Düsseldorf, Nr. 7/1992, Seite 402f 
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2. Längerfristig wirkende Verwerfungen des Arbeitsmarktes durch den spezifi 
sehen Verlauf des Transformationsprozesses 

Wenn die ~ösung der Arbeitsmarktprobleme noch bevorsteht, so betriffi das nicht nur die 
Kompensatwn _des umfangreichen Abbauprozesses von Arbeitsplätzen. Gleichzeitig kann es 
auch zu neu~1gen :' er:verfungen in den Beschäftigungsstrukturen, die durch die spezifische 
Transformatwn~poht!lc, msbesondere durch eine Präferierung der Distributions - gegenüber der 
Allokatwnspolltlk, verursacht wurden. 

Da A!lokation im Sinne mittelfristig angelegter solider Aufbaufunktionen zunächst 
unterbheben, mußten Distributionsfunktionen im Sinne des Erhalts der Konsumtion an ihre 
Stelle treten. Damit war dann auch vorprogrammiert, daß ein (zu) großer Teil der fur den 
Aufbau Ost verwendeten Mittel lediglich fur konsumlive und nicht fur produktive Zwecke 
verwendet w~rden mun,. So wurden abe_r auch die Weichen fur eine längerfristige Priorisierung 
der Ko~sumtwn gegenuber der Produkt1on gestellt, was sich funf Jahre nach der Wende immer 
noch ze1gt. 

Die vorwiegend konsumtiv ausgerichtete Distributionspolitik orientierte sich darüber hinaus 
noch an westdeutschen Mustern des Status quo und Besitzdenkens, was auch beinhaltete daß 
emmal er:ungene finanzielle Positionen so schnell nicht mit aufgegeben werden brauchen: Auf 
d1ese We1se wurden quasi Rechtsansprüche geschaffen, die durch die Wirtschaft nicht einmal 
annähernd abgedeckt waren und auch in absehbarer Zeit nicht abgedeckt werden können. 

Die Politik war so in einen Handlungskorridor eingetreten, in dem sie nur noch begrenzten und 
1mrner_ enger werdenden verteilungspolitischen Spielraum hatte. Ohne völlig neue 
Pnuntatensetzungen und Strukturveränderungen fuhrte die finanzpolitische Dimension der 
E~nhell Deutschlan~s folgerichti? dazu, daß nur innerhalb des gegenwärtigen Systems gekürzt 
wrrd, was zwangslaufig den W1derstand aller organisierten Interessen herausfordern mußte. 
Am Anst!eg der Staatsverschuldung läßt sich die Immobilität dieser durchorganisierten 
Ge&ellschaft ablesen. 

Eine . Politik der Priorität ~e: Distribution. gegenüber der Allokation hat bezüglich der 
Arbe1tsn:arkt- und Beschäftigungsverhältrusse zu einer starken Differenzierung der 
Be~chaft1gung~lagen, zu sehr ~ngleich verteilten Chancen und Risiken und auch zu neuartigen 
~h~omenen . m den Bes~häft1gtenstrukturen gefiihrt Besonders auffaHig ist, daß der 
offentliehe D1enst hins1chthch der Existenz- und Einkommenssicherheit eine Art Existenz­
Führerschaft übernommen hat4. Da das institutionelle System der alten Bundesländer faktisch 
unverändert übernommen wurde, fielen die öffentlich Bediensteten unter ihr Tarifrecht. 
Emkomrnen, Kündigungsschutzregeln, Existenzsicherheiten, die fur die alten Bundesländer 
~nter staatshoheitliehen Gesichtspunkten über Jahrzehnte entwickelt worden waren, wurden 
ubernommen. 

Ohne Berücksichtigung regionaler Wirtschafts- und Steuerkraft galten diese 
Einko_mmens~esetze einer wachstumsfahigen potenten Volkswirtschaft mit zunehmendem 
Vertedungssp1elraum . auch fur die neuen Bundesländer mit dem Ergebnis, daß diese 
Einkommen, da s1e rucht selbst produziert wurden, aus den Transfermitteln bezahlt werden 
müssen. 

4 V gl. auch, _H._ Grünert, B. Lutz, Transformationsprozeß und Arbeitsmarktsegmentation, in: Enverbsarbeit 
und Beschäftigung 1m Umbruch, Berlin 1994, S.3f 
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Da aber nahezu in allen anderen Bereichen der Volkswirtschaft die Beschäftigungslagen der 
Arbeitskräfte von der Wirtschaftskraft abhängen, entwickelte sich eine völlige Verzerrung und 
Ungleichheit dieser Beschäftigtengruppe im Umfeld einer allgemeinen hohen und sicher auch 
noch lang anhaltenden Existenzunsicherheit Diese deutliche Besserstellung des öffenthchen 
Dienstes in einem insgesamt beschäftigungslabilen Umfeld kann längerfristlg zu neuartigen 
Konflikten fuhren zumindest selektiert es heute schon die Beschäftigungslagen, unabhängig 
von erworbener Qualifikation und vielfach auch Leistungsftihigkeit. 

Innerhalb der produktiven Branchen folgen die Segmentierungslinien ganz we~entlich den 
Verkaufschancen und dem Verhältnis zwischen Privatisierung und Saruerung der 
Unternehmen. Der Arbeitsmarktmonitor der Bundesanstalt für Arbeit, der die Erwerbsverläufe 
in Ostdeutschland in einer Längsschnittuntersuchung verfolgte, kommt zu dem Ergeb~s, daß 
in der Bauwirtschaft der Anteil der Beschäftigten, die seit der Wende 1989 bis 1994 
ununterbrochen in ein und denselben Betrieb tätig waren, mit über einem Drittel am höchsten 
lag, gefolgt vom Sektor Bergbau/Energiewirtschaft mit 28 P~ozent, wobei hier für die relativ 
hohe Stabilität wohl eher die Energiewirtschaft verantwortheb war als der Bergbau. In der 
Landwirtschaft war der Anteil mit 11 Prozent am geringsten. Innerhalb des tertiären Sektors 
gab es vor allem im Bereich der Banken und Versiche~ngen s~wie d~s Verkehrswesens, der 
Post und Bahn eine vergleichsweise hohe Beschäftigungssicher~elt. Im Han~el ::V~en 
demgegenüber nur etwa die Hälfte aller Befragten nach 5 Jahren noch im selben Betneb tatlg. 

Stabile Beschäftigungslagen haben auch jene, die in den ersten beiden Jahren nach der Wende 
in der Zeit eines noch offenen Arbeitsmarktes ihren Arbeitsplatz gewechselt haben. Zahlreiche 
Untersuchungen bestätigen, daß in den Jahren 1990 und 1991 ?ie beruflichen Positionen neu 
verteilt wurden ab 1992/93 der ostdeutsche Arbeitsmarkt Jedoch kaum noch Mob!lltat 
aufwies, d. h. ' nahezu geschlossen war. Wer in dieser ersten h.-urzen Zeit am 
Verteilungswettkampf nicht teilnehmen konnte oder wollte, hatte danach kaum noch Chancen 
auf einen stabilen Arbeitsplatz. Das bedeutet dann aber auch, daß arbeitsmarktpohtlsche 
Maßnahmen in den ersten Jahren für viele zu einer "Arbeitsmarktfalle" wurden. 

Diese sehr ungleich verteilten Chancen und Risiken auf dem Arbeitsmarkt sowie die sehr 
differenzierten Beschäftigungslagen hinsichtlich Existenzsicherheit und Einkommen werden m 
Ostdeutschland noch lange nachwirken, da die Perspektiven für den Aufbau neuer 
Arbeitsplätze in den nächsten Jalrren relativ gering sind. 

3. Perspektiven für die Schaffung neuer Arbeitsplätze 

Wachstumsraten von knapp 10 Prozent in den letzten Jahren dürfen nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß das Wachstum der Industrie von einem sehr niedrigen Ausgangsruveau 
ausgeht. Gegenüber dem Stand von 1989 (Ende der DDR) war die Industneprod_uktwn auf 
weniger als ein Drittel zurückgegangen. Problematisch ist auch, daß de~ mdu~tnelle 
Aufschwung in Ostdeutschland wesentliche qualitative Schwächen ha~. Er hat. bisher ~cht m 
ausreichendem Maße die Branchen erfaßt, die für eine gesunde industnelle Basis und eme SiCh 
selbst tragende Wirtschaft erforderlich sind. Dazu gehören vor allem die Investitionsgüter- und 
Exportindustrien. Die neuen Bundesländer sind nur mit 2 Prozent am gesamt~n deutsch~n 
Industriegüterexport beteiligt. Es gibt im Prinzip also immer noch keine exportfahige Industn~. 
Damit ist die Branchenstruktur der neuen Bundesländer rucht sehr zukunftstrachtig. Dw 
Chemie produziert heute nur etwa zwei Drittel der Güter von 1989, der Schiffbau und der 

Maschinenbau nicht einmal die Hälfte. 
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Diese Entwicklung muß zusätzlich vor dem Hintergrund der umfangreichen Transferzahlungen 
m den Aufbau Ostdeutschlands betrachtet werden. Obwohl jeder Arbeitsplatz mit Milliarden 
öffentlicher Gelder subventioniert wurde, ist also bislang keine wettbewerbsfahige Wirtschaft 
entstanden. So wurde beispielsweise im EKO-Stahlwerk rd. 1,2 Mio. DM an öffentlichen 
Geldern für einen einzigen Arbeitsplatz bereitgestellt. Ähnliche Größenordnungen erreichten 
die Subventionen in die chemische Industrie. Bedeutsame Unterstützungen erhielten auch der 
Schiffsbau und der Fahrzeugbau. Die nächste Investitionswelle wird insgesamt mit weniger 
Einsatz von öffentlichen Mitteln und auch von weniger privatem westlichen Kapital ablaufen 
müssen. Sie muß also "von innen" kommen, wenn das Wachstum anhalten soll. 

Die ostdeutschen Industrieunternehmen haben vor allem dort das Feld räumen müssen wo sie 
dem überregionalen und insbesondere dem internationalen Wettbewerb ausgesetzt si~d. Und 
sie haben sich nur dort behaupten können, wo der Wettbewerbsdruck vergleichsweise gering 
war. Die Reindustrialisierung zeigt sich in einem nahezu ausschließlichen Rückzug auf lokale 
und regionale Märkte. Drei Viertel aller industriellen Arbeitsplätze sind von lokalen Märkten 
abhängig. Typisch für die gegenwärtige Entwicklung ist dementsprechend, daß die 
Unternehmen, die auf räumlich nahen Märkten agieren, teilweise schon kräftig expandieren, 
während Unternehmen, die vorwiegend für den Fernabsatz produzieren, immer noch stagnieren 
oder sogar weiter schrumpfen. Nach wie vor gilt, daß die ostdeutsche Wirtschaft in der 
überregionalen Arbeitsteilung nur eine untergeordnete Rolle spielt. Derzeit liegt der Anteil der 
Exporte an den Umsätzen bis 10 Prozent, verglichen mit etwa 30 Prozent bei der 
westdeutschen Industrie. 

Auch unter Berücksichtigung der kleinen und mittelständischen Unternehmen ist der Besatz 
mit Arbeitsplätzen im verarbeitenden Gewerbe der neuen Bundesländer nach wie vor sehr 
schwach. Er erreicht im Durchschnitt gerade mal drei Fünftel des Niveaus der alten Länder. 
Dabei gibt es noch riesige regionale Unterschiede. In Flächenstaaten wie Mecklenburg­
Vorpommern und Brandenburg liegt er bei 50 bis 60 Arbeitsplätzen pro 1.000 Einwohner (in 
Baden-Württemberg übrigens bei dem Vierfachen). Selbst in Sachsen, als dem traditionellen 
Industrieland, liegt der Besatz an industriellen Arbeitsplätzen pro I 000 Einwohner gerade auf 
dem Niveau des ländlich geprägten Schleswig-Holstein. Insofern trug das verarbeitende 
Gewerbe in Ostdeutschland 1994 nur 19 Prozent zur gesamtwirtschaftlichen Wertschöpfung 
bei, in Westdeutschland waren es 28 Prozent. 

Letztlich läuft diese strukturell problematische Entwicklung trotz hoher Wachstumsraten 
darauf hinaus, daß der Osten nur etwa zur Hälfte das produziert, was er auch verbraucht. Im 
Jahr 1994 betrug die Lücke zwischen Produktion und Verbrauch rd. 211 Mrd. DM. Aufgrund 
der gedämpften Wachstumsaussichten für 1995 infolge dieser struh."turellen Schwächen ist zu 
befürchten, daß sich die Schere zwischen Produktion und Verbrauch nicht schließt sondern 
sogar weiter öffnet. ' 

Die Differenz muß durch Transferzahlung aus den alten Bundesländern ausgeglichen werden. 
Insofern handelte es sich bisher überwiegend um ein transferfinanziertes Wachstum das sich 
obendrein noch als "Sackgassenwachstum" erweisen kann, weil es überwiegend durch den 
Ausbau von Infrastruktur und das lokale Gewerbe getragen ist. Spätestens wenn der 
Infrastruktur- und Baubedarf infolge der Transformation gedeckt ist und wenn das Wachstum 
immer mehr von leistungsfahigen Exportindustrien abhängt, werden sich die strukturellen 
Schwächen dieses Aufschwungs zeigen. Schon 5 Jahre nach der Wende ist erkennbar daß die 
Investitionswelle in den bisherigen Wachstumsbranchen wie Bau, Steine und Erden 
abgeklungen ist. Die Prognosen der Wirtschaftsinstitute fur das Wirtschaftswachstum der 
nächsten Jahre sind daher auch deutlich nach unten korrigiert worden und liegen nicht mehr bei 
Zuwachsraten um 10, sondern nur noch bei 6 bis 7 Prozent. 
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Arbeitsmarktpolitisch bedeutet diese Entwicklung, daß bislang mi~el- und langfristig keine 
stabile Grundlage fur ein Mehr an Arbeitsplätzen vorhanden 1st. Vtelmehr besteht dte große 
Gefahr, daß die Arbeitsplätze, die durch das verzerrte Wachstum btsher geschaffe~ wurden, bet 
Nachlassen der künstlichen Nachfrage eher wieder wegbrechen. In der Bauindustne deutet stch 
dieser Trend bereits an. Jüngste Umfrageergebnissen bestätigen, daß die Zahl der 
mittelständischen Unternehmen, die im nächsten Jahr Arbeitsplätze abbauen wollen überwiegt 
gegenüber jenen, die zusätzliche Arbeitskräfte einstellen werden. 

Abbildung 2: Beschäftigungsperspektiven in ostdeutschen ntittelstiindischen Unternehmen 

ostdeutsche mittelständische Unternehmen wollen Im nächsten halben Jahr Arbeitskräfte ... 

verarbeitendes Gemrbe 
11% 

Die wirtschaftliche Lage der meisten Unternehmen der neuen Bundesländer ist nach wievor 
sehr instabil. Die Aufwärtsbewegung einzelner ostdeutscher Unternehmen darf rucht daruber 
hinwegtäuschen, daß sich sehr viele von ihnen noch auf ein.er langen Durststrecke .befindet, 
deren Ende derzeit nicht abzusehen ist. Eine Hauptfrage bletbt, woher dte Absatzmarkte fur 
Ostdeutschlands Industrie kommen sollen. (Es war wohl das 1990 am meisten unterschätzte 
Problem). Für die Handwerksbetriebe ist dies weniger relevant, da sie nahezu ausschließlich fur 
lokale Märkte produzieren. Das gilt sowohl fur die Unternehmen der baunahen Branche~ - w~e 
Schlosserei Tischlerei Herstellung von Kunststoffenstern u. a. m. - als auch fur dte 
konsumnahen Branche~, wie Kfz-Werkstätten, Bäckereien und Fleischereien. 

Bei den Industrieunternehmen stellt sich die Frage der Märkte wesentlich schärfer. Hier 
konzentriert sich der Umsatz gegenwärtig immer noch zu zwei Dritteln auf die neuen 
Bundesländer ein Viertel entfallen auf das fiühere Bundesgebiet und etwa I 0 Prozent auf das 
östliche und ~estliche Ausland. Es fehlt nach wie vor vielfach das Know-how, vor allem aber 
das Geld fur Marktbearbeitung, fur den Aufbau von Vertriebsnetzen u. a. m. 

Ein zweites Problem ist die Liquidität. Insbesondere viele kleine und mittelständische 
Unternehmen klagen über finanzielle Schwierigkeiten und das trotz umfangreicher Förderung 
durch Bund, Länder, Kreditanstalt fur Wiederaufbau und z.B. der Deutschen Ausgletchsbank. 
Dies hängt zusammen mit jetzt fallig werdenden Kreditrückzahlungen, Steuernachzahlungen 
und dem Auslaufen vieler Begünstigungen. Vielfach sind - auch durch den konjunkturellen 
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Einbruch - wirtschaftliche Perspektiven überschätzt und dabei auftretende Probleme 
unterschätzt worden. Das triffi insbesondere fur die MBO-Unternehmen zu. Sie stellen jeden 
vierten Betrieb im industriellen Mittelstand. Für viele wird die nächsten Jahre zum 
Schicksalsjahren, weil die Erträge die Kosten nicht decken. 12 Prozent sind gegenwärtig in 
Liquidation. Andere haben den Offenbarungseid schon hinter sich. Die Mittelstandsprogramme 
sind also dringend nötig, fur viele kommen sie zu spät. 

Ein großes zentrales Thema in diesem Kontext ist immer wieder das mangelnde RisikokapitaL 
Gerade im Osten ist Neugründung ein Risiko, und es gibt zu wenig Risikokapital, das in diese 
Unternehmen einfließen kann. Der Banken- und Kapitalmarkt muß seine Funktion, 
Unternehmerische Initiative zu finanzieren, viel stärker erfullen. Fast jeder zweite 
Firmeninhaber im Osten beurteilt das Verhalten der Geldinstitute als "zu vorsichtig" und jeder 
vierte Mittelständler bezeichnet die Kreditvergabe der Geldhäuser als "bürokratisch restriktiv". 
Im Westen schreiben solche schlechten Noten nur wenige den Banken ins Stammbuch. 
Offensichtlich muß man hier auch neue Wege gehen, Paketlösungen sind gefordert. 

Eine Achillesferse bleibt die mangelnde Forschungs- und Innovationsfahigkeit. Für die 
ostdeutschen Unternehmen - wenn sie dann auf die überregionalen oder gar internationalen 
Märkte wollen - reicht es nicht so gut zu sein wie ihre westlichen Wettbewerber. Sie müssen 
bessere Produkte anbieten, um in besetzte Märkte vorzudringen. Dazu braucht man eine hohe 
Innovationsfahigkeit. Nach unserem Eindruck gehen die Innovationen über 
Nachahmungsprodukte nicht hinaus. Der Einstieg in die besetzten Märkte ist aber so auch 
unter den Bedingungen der Billigkonkurrenz aus dem Osten kaum zu schaffen. Einzige Chance 
sind wirklich neue Produkte und Dienstleistungen. Der Staat verteilte bisher Geld nach dem 
Gießkannenprinzip. Eine gezielte Innovationsförderung stand aber bisher nicht auf dem 
Programm. Wenn die Unternehmen de11 Sprung von den Nachahmungs- zu den originären 
Innovationen schaffen sollen, müssen neue Wege gegangen werden. 

Bekanntlich ist die Industrieforschung von 90 Tsd. auf 15 Tsd. Beschäftigte abgebaut worden. 
Zugegeben: viele waren im Rationalisierungsbau beschäftigt, d.h., mußten ihren Geist dafur 
anstrengen, um die alten Anlagen immer wieder flott zu machen. Es gibt zwar viele pfiffige 
Ideen, hohe Qualifikationen und auch Motivationen. Was den Kreativen aber fehlt, ist die 
Einbindung in ein innovatives Umfeld und das Geld fur die Umsetzung von Ideen. Die Banken, 
die durch die hohen Verluste eher noch vorsichtiger geworden sind, schicken die jungen 
Tüftler mit den guten Ideen dann meist nach Hause. Um so wichtiger ist der 
Technologietransfer von den Hochschulen, {Jniversitäten und anderen 
Forschungseinrichtungen in die mittelständische Wirtschaft. Dies kann natürlich im Osten 
solange nicht funktionieren, wie Bund und Länder Forschungsmittel nur dann bereitstellen, 
wenn die industriellen Partner die Drittmittel zur Verfugung stellen müssen. Die meisten 
ostdeutschen Industrieunternehmen sind dazu nicht in der Lage, und die, die dazu in der Lage 
sind Gene, die von westlichen Konzernen übernommen wurden), lassen die Forschung 
mehrheitlich im Westen. 

Die Unternehmen der neuen Bundesländer sind in großem Maße unterkapitalisiert. Die 
durchschnittliche Nutzungsdauer der Maschinen und Anlagen betrug in der DDR 18 Jahre 
(gegenüber 8 Jahren im ehemaligen Bundesgebiet). Wenn der Durchschnitt 18 Jahre war, 
schloß das ein, daß auch viele Maschinen 30 Jahre und älter waren. Das Kuriose ist nur, daß 
die Betriebe, die zu DDR-Zeiten nicht mehr investiert haben oder konnten, heute schuldenfrei 
dastehen. Auf der anderen Seite sind jene Unternehmen, die investiert haben, heute mit 
Altschulden belastet, weil jede Investition in der DDR über staatliche Zuteilung, das heißt, 
über Kredit erfolgte. Am schlimmsten sind die dran, die noch aus dem westlichen Ausland 
Investitionsmittel erhielten, da diese Investitionen mit dem Faktor 4, 8 bewertet wurden. Diese 
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rein buchungsmäßige, ökonomisch völlig unsinnige Altschuldenregelung behindert den Aufbau 
eines dringend erforderlichen neuen Kapitalstandes in ganz erheblichem Maße. 

Ein weiteres markantes ostdeutsches Problem ist die schlechte Zahlungsmoral privater und 
auch öffentlicher Auftraggeber. Nur etwa 4 von 10 Kunden der mittelständischen Unternehmen 
zahlen ihre Rechnungen pünktlich, das heißt, innerhalb von 4 Wochen. Jeder funfte läßt sich 
sogar mehr als 60 Tage Zeit. In den alten Ländern sind es übrigens nur halb so viele .. Wenn 
diese hohen Forderungsverluste, eine geringe Eigenkapitalquote und angestaute Investltwnen 
zusammenkommen dann besteht ein starkes Insolvenzrisiko. , 

Schwer wiegt auch die rasch wachsende Konkurrenz von Anbietern au_s den mittel- und 
osteuropäischen Staaten, insbesondere aus Polen und Tschechien. yvar d1es noch v_or zwei 
Jahren fur einige wenige Branchen- wie der Leder- und Be~eidungsmdustn~, der Steme- und 
Erdenindustrie und den Sägewerken - ein Problem, so tntt Konkurrenz jetzt verstarkt m 
Bereichen wie den Stahl- und Leichtmetallbau, den Gießereien und den Maschinenbau auf. 
Viele Anbieter aus Mittel- und Osteuropa, die zum Teil mit westlichen Unternehmen 
verbunden sind erweisen sich nicht nur bei Gütern des unteren, sondern häufig auch bei 
solchen des mittleren Technologieniveaus als wettbewerbsfahig. 

Fast 70 Prozent aller Industrieunternehmen sehen nach Umfragen von Wirtschaftsinstituten das 
Tempo der Lohnerhöhung als Problem an. Es überrascht daher nicht, daß 3 5 Prozent_ Löhne 
zahlen die unter den Tarifen liegen. Am häufigsten ist dies bei klemen eigenstandigen 
Unte~ehmen der Fall. Die finanziell meist besser ausgestatteten Zweigwerke westdeutscher 
und ausländischer Finnen zahlen in aller Regel Tariflöhne, manche sogar mehr. 

Eine große Hürde ist nach wie vor die nur schleppend verlaufende Verwaltungspraxis und die 
Überbürokratisierung staatlicher Genehrnigungsverfahren. Investoren erwarten klare und 
verläßliche Entscheidungen. Von BMW weiß man, daß die Errichtung des neuen Werkes m 
den USA nur ganze zwei Jahre von der Planung bis zur Produktion braucht. Wenn m 
Ostdeutschland jemand ein Unternehmen gründen will, geht die Odyssee _los. 
Flächennutzungspläne lagen lange Zeit nicht vor, viele Bebauungspläne _auch_ rucht. 
Eigentumsverhältnisse sind vielfach immer noch ungeklärt, Umweltverträghchkmtsprufungen 
sind notwendig. Dazu kommt oft die Rechtsunsicherheit vieler Behörden. 

Auch die Inanspruchnahme von Förderrnitteln läßt viele von vornherein resignieren. Der mit 
dem Antrag verbundene Aufwand ist - das wissen alle, die in der Beratung tätig smd - extrem 
hoch: Verlangt werden nicht nur eine ausfuhrliehe Beschreibung des Vorh~bens nut 
Aufstellung der einzelnen Wirtschaftsgüter, sondern auch ein Zeitplan fur In~estltlonen, em 
von der Hausbank bestätigtes Finanzierungskonzept, verbmdhche Arbeitsplatzzusagen, 
Aussagen zum Absatzgebiet, eine Bescheinigung über Priorität, Eigentumsnachweise u. a. m .. 
Mann kann sich vorstellen, daß gerade kleine und mittelständische Unternehmen dafur weder 
Zeit noch Know-how haben und so oft ganz auf Förderrnittel verzichten. Wenn man es dann 
aber doch versucht und endlich den Antrag gestellt hat, dauert es nach Umfragen von 
Wirtschaftsinstituten bis zu 18 Monaten, bis der Antrag genehmigt ist und das Geld dann 
endlich fließt. Darüber ist ein Großteil der !deinen und auch mittelständischen Unternehmen 

längst an seiner Kapitalschwäche verkümmert. 

Wenn im produktiven Sektoraufgrund der erheblichen strukturellen Schwächen ~as Wachstum 
nicht mit einer Ausweitung der Arbeitsplätze gerechnet werden kann, stellt Sich die Frage, 
inwieweit die Dienstleistungsbranche noch Arbeitsplatzpotentiale enthält. Im 
Dienstleistungssektor der neuen Bundesländer ist beinahe aus dem Nichts eine breite, sehr 

vielschichtige Unternehmenslandschaft entstanden. 
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Die Voraussetzungen dafur waren weitaus günstiger als in der Industrie, denn 

• 

• 

• 

wegen der hohen Einkommenstransfers aus dem Westen gab es von Anfang an 
vielversprechende lokale Absatzmärkte , 

wegen der geringen 
vergleichsweise niedrig, 

Anbieterdichte war die Wettbewerbsintensität zunächst 

wegen des vergleichsweise geringen Kapitalbedarfs bei der Gründung oder Übernehme 
eines Betriebes waren die Markteintrittsbarrieren niedrig. 

Inz:v!schen gibt es _im D~enstleistungssektor Ostdeutschlands ca. 350.000 Unternehmen, gut 
dreiemhalbmal so Vlele wie vor der Wende. Gleichwohl sind im Westen bei einer viermal so 
großen Wohnbevöl~erun~ im Dienstleistungssektor rund 1,9 Mio. Unternehmen. Die bisherige 
Entwicldu_ng Im Dienstleistungssektor war geprägt von Anpassungsprozessen, die aus den 
Defizite_n Im Vergleich _zum westlichen Standard herrühren. Insofern überrascht es nicht, daß 
die Freien-Berufe sowie das Kredit- und Versicherungsgewerbe zunächst überaus kräftig 
expandierten. 

Dienstleistungen wie Rechts-, Steuer- und Wirtschaftsberatung existierten in der DDR faktisch 
mcht, andere, wie Kreditinstitute und Versicherungen, waren stark unterentwickelt. Im 
Banken- und Versicherungsgewerbe sind in den letzten Jahren rund 10.000 Unternehmen mit 
msgesamt 40.000 Arbeitsplätzen entstanden. Dienstleistungen fur Unternehmen verzeichnen 
emen Zuwachs von 25.000 Unternehmen mit 75.000 Arbeitsplätzen. 

Damit ist der Anteil der rechts-, steuer- und wirtschaftsberatenden Berufe in den neuen 
Bundeslru;der gegenwärtig aber immer noch nur halb so hoch, wie in den alten Bundesländern. 
Währen~ Im früheren Bundesgebiet etwa je die Hälfte auf die konsum- und produktionsnahen 
Dienstletslungen entf~en, ~ominieren in (_)stdeutschland die konsunmahen. Längerfristig wird 
das Wachst~m des Dienstleistungssektors jedoch durch die Entwicklung der produktionsnahen 
Dtenste bestimmt werden. 

Ex?ortfahige ?ienstl~is~ngen, wie Softwareproduktion, Unternehmens- und Finanzberatung 
u. a., steht gr?ßtentetls Im Zusanunenhang mit internationalen Warengeschäften. Mit anderen 
Worten:_ der mternationale Handel mit Dienstleistungen ist nicht zuletzt das Ergebnis der 
~nternauonalisterung der P~oduktion. Die ~ndustrieunternehmen in Ostdeutschland verfugen 
jedoch ~aum uber Produktwns- und Vertnebsstätten im Ausland. Ihr Bedarf an derartigen 
Dienstleistungen 1st dementsprechend gering. Folglich sind auch ostdeutsche Dienstleister 
btsher kaum in die internationale Arbeitsteilung integriert. Dies wiegt deshalb schwer weil der 
mternatlonale Handel mit Dienstleistungen zu den besonders dynamischen Wachstum~branchen 
gehort. 

Ein weiteres Problem ist, daß gerade im Dienstleistungssektor ein großer Teil des zusätzlichen 
Wachstums eher die Unterne~en aus den alten Bundesländern begünstigt. Viele Aufträge 
werden an westdeutsche Dtenstletster vergeben, weil die Industriebetriebe in Besitz 
westdeutscher und ausländischer Unternehmen sind und die Geschäftsbeziehungen ihrer 
Muttergesell~chafte~ an Anbteter aus den alten Bundesländern gebunden sind. Immerhin 
entfallt au~ dte_ Betn_ebe mit westdeutscher oder ausländischer Beteiligung reichlich die Hälfte 
der Arbeitsplatze m der ostdeutschen Industrie. Das DIW hat herausgefunden daß 
Unternehmen mit Ostmanagement nur zu 35 Prozent Steuerberater aus den ' alten 
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. h hm Unternehmen im Besitz westlicher Gesellschaften jedoch 
Bundesländern m Anspruc ne en. 
zu zwei Dritteln5 

. -· t ob sich Dienstleistungen auch abgekoppelt von 
Es ist fast ein Glaubenskrieg daruber entbrannk, 

1 
k" e Obwohl dieser Zusammenhang noch 

. h d p tentJal entw1c e n onn n. d 
industnellem Wac stum u~ 0 

. all empirischen Untersuchungen zu en 
nicht sauber geklärt . ISt, so zeJgen en e daß ein enger Zusammenhang zwischen 
Entwicklungsmustern reJfer _Y olkswJrtschaftbe~teht da Dienstleistungen immer sehr stark die 
industriellen Produkten undDJenstleJs:~g~uch die, Auswertung des Leitungsspektrums auf 
lokalen und regmnalen Markte bedi · . . . 11 · hts Die Perspektiven fur den 

. . . .. d rt daran pnnzlpie ruc · . . 
exportonentlerte Dienste an e . I d Problemen der Industrialisierung Im Osten 
Dienstleistungssektor dürfen daher bei anha ten e;aß h dieser Sektor k<~rz- und mittelfristig 
Deutschlands nicht zu hoch angesetzt werden, so auc 
kaum weitere Arbeitsplatzpotentiale enthält. 

. . Arbeitsmarktkrise daher in Ostdeutschland noch 
Nach allen Einschätzungen wird dJe. haft d Praxis ist daher aufgefordert, nach 
mindestens ein Jahrzehnt andauern. WJssensc un uchen Diese müssen berücksichtigen, 
grundsätzlich neuen Konzepten 1~er Bewäl_tJgun!:e~e alte. Bundesrepublik ist, sondern viel 
daß das neue Gesamtdeutschland rucht nur edme e D utschland daher auch nicht mit den 

d."" · rt nd daß 1eses neue e . . d 
inhomogener und 1uerenz1e er u d bl'k . den Griff zu bekommen 1st. Mit en 

. . h · d alten Bun esrepu I m . fu 
institutiOnellen Mec arusi_Tien er f d Arb 'tsmarkt gingen wichtige Bedmgungen r 
Veränderungen in der Wirtschaft und au ell_l e_I t das gesamte Ensemble eingespielter 

S bil. .. 1 en Darrut gene · 
die institutionelle ta Jtat ver or · ·m . ht e'Jnzelne Elemente sondern auch die 

· B Das betn ruc nur ' . 
Regulierungsformen m ew~gung. h 't den Instrumenten von gestern d1e 
Zusammenhänge ZWISChen ihnen. Alle ve.rsuc ed, hllll cheJ'tern Charles Montesquieu hatte 

1.. wollen mussen a er s · . 
Problem~ von morgen osen zu . ' d ß Institutionen nicht nur durch eine Niederlage, 
bekarmthch schon vor 200 Jahren erkannt, a .. 
sondern auch durch einen Sieg in Frage gestellt werden konnen. 

lVgl. DIW-Wochenbericht 1994, Nr. 31 
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Der Wandel des Städtenetzes im östlichen Europa 

Dr. Frank-Dieter Grimm 
Institut für Länderkunde Leipzig 

Aktualisierte Fassung des Beitrages "Zentren als Träger der Raumentwicklung in Mittel- und 
Osteuropa", veröffentlicht in: "Entwicklungsperspektiven für den größeren europäischen 
Raum" Europ. Gemeinschaften, Luxemburg 1995 

Angesichts der gegenwärtigen Veränderungen in der östlichen Hälfte Europas und ihrer zu­

nehmenden Verknüpfung mit dem westlichen Europa wird es immer wichtiger, diese Ent­

wicklung besser kennen und verstehen zu lernen, urn sie nach Möglichkeit irn Interesse 

einer ausgewogenen gesamteuropäischen Entwicklung beeinflussen zu können. Dabei 

kornmt nach allgemeiner Überzeugung den großen Städten und Bevölkerungsagglomera­

tionen bei der Entwicklung der räumlichen Strukturen eine Schlüsselrolle zu. 

Städte sind von Bedeutung für die Raumentwicklung, seit es in der Geschichte der 

Menschheit städtische Ansiedlungen gibt. Dies gilt besonders im 19. und 20. Jahrhundert 

für Europa, wo mehr als die Hälfte der Bevölkerung in Städten wohnte. Dies gilt gleicher­

maßen für das von uns betrachtete östliche Europa. Die folgenden Ausführungen verfolgen 

-mit besonderer Betonung der Perspektiven der großen Städte..:. die Rolle der großstädti­

schen Zentren in einem Raum, der sich aus dem östlichen Mitteleuropa, Osteuropa und 

Südosteuropa zusammensetzt, durch die Städte Berlin, St. Petersburg, Kiew, Bukarest und 

Wien begrenzt wird und den wir hier als östliches Europa bezeichnen wollen. Er wurde un­

ter diesem Aspekt unter der Leitung des Instituts für Länderkunde in Leipzig in einem 

internationalen Projektteam untersucht, an dem Raumforscher und -planer aus 14 Staaten 

beteiligt waren, Auftraggeber war das Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und 

Städtebau (Bann). Diesesöstliche Europa zwischen Oder und Dnjepr, zwischen Finnischem 

Meerbusen und Schwarzem Meer umfaßt die Staaten Estland, Lettland, Litauen, 

Weißrußland, Polen, die Tschechische Republik, die Slowakei, Ungarn, Rumänien und 

iVJoldawien, die Westhälfte der Ukraine sowie Grenzbereiche von Deutschland, Österreich 

und Rußland. 

Der so beschriebene Raum nimrnt ein Areal von 1,7 Mio. km2 ein und wird von 150 Mio. 

Menschen bewohnt, d.h., seine Fläche kommt derjenigen der Länder der Europäischen 

Union nahe (Gebietsstand 1994), und seine Einwohnerzahl beträgt annähernd die Hälfte 

der EU-Bevölkerung. 

Das geographische Spezifikum des östlichen im Vergleich zum westlichen Europa besteht 

in der weniger differenzierten Gliederung des Raumes, in der geringen Bevölkerungsdichte, 

in der Existenz großer Bevölkerungsagglomerationen, die voneinander durch größere Zwi­

schenräume getrennt sind und daher vert<ehrsmäßig besser durch Eisenbahn und Flugzeug 
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als durch Kraftfahrzeuge verbunden werden können. Das politische Spezifikum des östli­

chen Europa besteht in der jahrzehntelangen Zugehörigkeit zum sowjetischen Machtbe­

reich und in den aktuellen politischen und wirtschaftlichen Veränderungen, die durch den 

schnellen Zerfall der früheren Strukturen und das vergleichsweise langsamere Entstehen 

neuer demokratisch legitimierter marktwirtschaftlicher Strukturen gekennzeichnet sind. Für 

die Städte- und Raumentwicklung ist außer der Öffnung des östlichen Europa nach dem 

Westen vor allem von Interesse, daß im östlichen Europa mehrere Staaten zerfallen und 

neue Staaten mit neuen Hauptstädten und neuen Grenzen entstanden sind. Jegliche Über­

legungen zur Zentren- und Raumentwicklung müssen sich der Tatsache bewußt sein, daß 

von den obengenannten zehn Staaten des östlichen Europa nur drei Staaten (Polen, Un­

garn, Rumänien) länger als fünf Jahre bestehen, daß sieben Staaten erst nach 1990 ent­

standen sind und daß sich diese Staaten demzufolge noch in der Phase eine elementaren 

Stabilisierung befinden. 

Für die Städte wirken sich die politischen und wirtschaftlichen Veränderungen im östlichen 

Europa dahingehend aus, daß 

- die politisch-administrative Stellung einer Stadt nicht mehr ganz so ausschlaggebend ist, 

da der Staat bei den demokratischen, marktwirtschaftliehen Strukturen im Unterschied 

zur sowjetsozialistischen Plan- und Kommandowirtschaft nicht mehr für die unmittelbare 

Leitung der Wirtschaft zuständig ist und damit die Kompetenzen der politisch-administra­

tiven Zentren begrenzter sind, 

- wegen des zunehmenden Wirkens marktwirtschaftlicher Mechanismen die multifunktio­

nalen und verkehrsgünstigen Städte und Agglomerationen über vorteilhaftere Voraus­

setzungen als die planwirtschaftlich geförderten monostrukturierten Standorte und Re­

gionen verfügen, 

- die in den ehemaligen sowjetsozialistischen Staaten eingesetzten Stabilisierungs- und 

Fördermaßnahmen für entlegene und rückständige Regionen, sofern sie beispielsweise 

aus militärischen Gründen oder zur Stärkung der "Arbeiterklasse" vorhanden waren, 

heute nicht mehr wirksam sind. 

Insgesamt zeichnet sich im östlichen Europa eine zunehmende Polarisierung zugunsten der 

großen, für ausländische Investoren attraktiven Großstädte und einiger weniger ver­

kehrsgünstig gelegener mittelgroßer Städte ab. Die Mehrzahl der Städte und Regionen hat 

die Last des Zusammenbruchs des politischen und wirtschaftlichen Systems in besonderem 

Maße zu tragen. Sie sind aus den verschiedensten Gründen für Investoren noch zu unat­

traktiv, auch gibt es noch keine Raumordnungspolitik, die regional gezielte Entwicklungsför­

derung betreibt. 

Ausgehend von dieser generellen und allgemeingültigen Feststellung erhebt sich aus geo­

graphischer Sicht die Frage, welche Größenordnung von Städten und welche konkreten 

Städte zu den von den Polarisierungstendenzen begünstigten Zentren zu rechnen, welche 
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Verkehrslagen als günstig zu werten und welche Empfehlungen der möglichen europäi­

schen Raumordnungspolitik von daher zu geben sind. 

Die eingangs g~nannte Untersuchung des Instituts für Länderkunde in Leipzig im Auftrage 

des BundesmJmsteriums für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau versuchte, in­

ternational vergleichend das Potential und die Entwicklungsmöglichkeiten der Großstädte 

des östlichen Europa einzuschätzen. Ein Kernpunkt der Untersuchung ist die Klassifizierung 

aller m1ttel- und osteuropäischen Zentren mit Einwohnerzahlen von mehr als 120 bis 
150 

OOO, basierend auf der Ermittlung der Funktionen der einzelnen Städte in Politik und 

AdmJmstratJon, in Wirtschaft, Wissenschaft, Kultur und Medien sowie auf der Bestimmung 

des Verkehrspotentials der Städte und des Bevölkerungspotentials von Stadt und Domi­

nanzbereich. Sie bildet in Kombination mit zahlreichen qualitativen Experteneinschätzungen 

d1e Grundlage der auf die Zukunft gerichteten Überlegungen. 

Als die herausragenden Städte- in unserer Klassifizierung als A-Zentren bezeichnet_ tre­

ten die Hauptstädte der großen und mittleren Staaten des östlichen Europa hervor: Buda­

pest, Bukarest, Kiew, Minsk, Prag, Warschau, Wien. Hinzu kommen Berlin, das seine 

Hauptstadtrolle bald wieder übernehmen wird, und St. Petersburg, die größte Stadt des von 

uns betrachteten östlichen Europa und frühere Hauptstadt Rußlands D' z . Je genannten 9 A-
entren haben Einwohnerzahlen von einer oder mehreren Millionen, verfügen über ein an-

sehnliches Bevölkerungspotential in ihren Staatsterritorien und Dominanzbereichen und 

Sind Jn Ihren Staaten - mit Einschränkungen bei Berlin und St. Patersburg _die entschei­

denden Standorte der staatlichen Legislative und Exekutive, der Wirtschaftsführung, Wis­

senschaft, Bildung, Kultur und Medien. Die A-Zentren nehmen in besonderem Maße inter­

nationale Funktionen wahr, z.B. Prag, Wien und Budepest als Stätten internationaler Kon­

gresse, St. Petersburg als Sitz von kulturellen und wissenschaftlichen Einrichtungen mit 

Ausstrahlung auf die Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjetunion. Die Standortentsche·
1
_ 

dunge I" d' h n aus an !Sc er Organisationen und Investoren im östlichen Euro · d · 
L · f pa s1n 1n erster 

JnJe au diese Städte gerichtet, so daß mit einem quantitativen und qualitativen Wachstum 

der genannten 9 A-Zentren zu rechnen ist und diese positive Entwicklung vermutlich d rt 
am eh t h · 0 

es en auc auf d1e angrenzenden Regionen ausstrahlen wird 

~~nliches, wenn auch in erheblich bescheidenerem Ausmaße, ist für die übrigen Städte des 

os Iichen Europa zu erwarten, die die Rolle als Hauptstadt selbständiger Staaten erst seit 

wenigen Jahren wahrnehmen, d.h. für Tallinn (Estland), Riga (Lettland), Vilnius (Litauen), 

BratJslava (Slowakei) und Ch!sinau (Moldawien).Die Etablierung der erforderlichen Funktio-

nen in diesen Hauptstädten dürfte für längere Zeit die Wirtschaftskraft der 1<1 · 
Staat . emen neuen 

en stark 1n Anspruch nehmen, d.h. auch innerhalb der kleinen Staaten ist mit einer zu-
nehmenden Polarisierung zwischen der Hauptstadt und de .. b · L 

. . m u ngen and zu rechnen. Aus 
raumordnenscher Sicht erscheint eine solche Entwicklung anges·1chts de · G .. 

r genngen roße 



- 126 -

der Staatsterritorien und angesichts der wenigen verfügbaren Mittel vorerst als unumgäng­

lich. Es ist wichtig, daß diese neuen Staaten über ihre hauptstädtischen Zentren in den 

Leistungsaustausch mit Westeuropa einbezogen werden. Langfristig wäre auch in diesen 

Ländern eine ausgewogenere Städte- und Raumentwicklung durch nationale 

Raumordnungspolitik anzustreben. 

Mit erheblichen Entwicklungsschwierigkeiten müssen andererseits diejenigen Städte und 

Regionen rechnen, die durch überdimensionierte monostrukturierte Industrien bestimmt 

werden und in denen besonders schwerwiegende Umweltbelastungen auftreten. Als Bei­

spiele für die krisenbedrohten Großindustriestandorte seien die Hüttenstandorte Nowa Huta 

in Polen, Kosice in der Slowakei und Hunedoara in Rumänien genannt. Anzumerken ist, 

daß durch staatliche Subventionierungen der unvermeidlich bevorstehende massenweise 

Arbeitskräfteabbau bisher noch hinausgeschoben worden ist. Beispiele für die ent­

wicklungshemmende Umweltbelastungen bieten das oberschlesische Industrie- und Berg­

baugebiet, die nordböhmische Chemie- und Bergbauregion und der von mehr als vier Mil­

lionen Menschen bewohnte, durch das Tschernobyl-Unglück strahlungsgeschädigte Raum 

in der nördlichen Ukraine und im südlichen Belorußland. Eine veränderte Situation ergibt 

sich für diejenigen Städte und Regionen des östlichen Europa, die durch die mit den neuen 

Staatenbildungen verbundenen neuen Staatsgrenzen in eine abseitige Lage geraten sind, 

z.B. Daugavpils irn östlichen Lettland. Ihre Entwicklung hängt wesentlich vom Ausmaß einer 

grenzüberschreitenden Zusammenarbeit ab. 

Neben den großen Städten mit vergleichsweise positiven Entwicklungsperspektiven - in der 

Regel den Hauptstädten- verfügen die Städte mit guter Verkehrslage über die günstigsten 

Aussichten. Dabei ist infolge der Öffnung des östlichen Europa nach dem Westen vor allem 

für diejenigen Städte mit einem Entwicklungsschub zu rechnen, die eine Vermittler- und 

Brückenfunktion wahrnehmen bzw. wahrnehmen können. Außer den Hauptstädten selbst 

sind es in erster Linie die Seehäfen (1.) und die Städte an den kontinentalen 

Eisenbahnmagistralen (2.): 

1. Die mittel- und osteuropäischen Hafenstädte an der Ostsee und am Schwarzen Meer las­

sen sich in der aktuellen politischen Situation betreffs ihrer Entwicklungsperspektive in zwei 

Gruppen einteilen: 

- Hafenstädte, deren Hinterland hauptsächlich im eigenen Staatsterritorium gelegen ist 

und für die demzufolge eine stabile Entwicklung von Stadt und Hinterland erwartet wer­

den kann: St. Petersburg und Rußland, Gdansk (Danzig) und Polen, Odessa und Cher­

son und die Ukraine, Constanta (Konstanza) und Rumänien; 

- Hafenstädte deren Hinterland zu erheblichen Anteilen außerhalb der eigenen Staats-
' 

grenzen liegt und deren Zukunft somit entscheidend von der künftigen außenpolitischen 

Konstellation abhängig sein wird: die baltischen Häfen von Tallinn, Riga, Ventspils, Lie-
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pava, Klaipeda und Kaliningrad in Abhängigkeit vom künftigen Verhältnis der baltischen 

Staaten zu Rußland, die polnische Hafenstadt Szczecin (Stettin) hinsichtlich der künfti­

gen Beziehungen zu Deutschland und insbesondere zu Berlin. 

Die verschiedenen vorstellbaren Szenarien seien am Beispiel der lettischen Hauptstadt und 

Hafenstadt Riga erläutert: Mit dem Vordringen Rußlands zu Beginn des 18. Jahrhunderts 

an die Ostsee kam die an der Mündung der Düna (Daugava) gelegene Hafenstadt zum 

Russischen Reich und wurde bald zu einem der entscheidenden Handelsvermittler zwi­

schen Rußland und dem westlichen Europa. Der Bau der Eisenbahnen im 19. Jahrhundert 

festigte die Stellung Rigas zu seinem vorwiegend russischen Hinterland durch direkte 

Bahnlinien mit St. Petersburg, Moskau, Kiew und Minsk, die bis heute das Lagepotential der 

Stadt entscheidend prägen. Zu Beginn unseres Jahrhunderts war Riga der größte Getrei­

deexporthafen Rußlands und der weltgrößte Hafen für Holzexporte. Ein erster 

entscheidender Wandel trat mit dem Ersten Weltkrieg ein. ln seinem Ergebnis wurde 

Lettland ein selbständiger, unabhängiger Staat, der sich von dem Nachfolgestaat des 

Russischen Reiches, der Sowjetunion, bewußt abzugrenzen suchte. Die 

Handelsbeziehungen Lettlands zum russischen Nachbarn gingen rapid zurück, der Hafen 

von Riga verlor seine vorherige Bedeutung. Der nächste Einschnitt folgte mit dem Zweiten 

Weltkrieg. Nach der Einverleibung der baltischen Staaten durch die Sowjetunion im Zweiten 

Weltkrieg wurde Riga wiederum mit seinem russischen Hinterland verbunden und erfuhr 

einen erneuten Ausbau, der allerdings von der lettischen Bevölkerung wegen der damit 

einhergehenden starken Zuwanderung russischer Neubürger und den Stationierungen 

sowjetischen bzw. russischen Militärs mit gemischten Gefühlen verfolgt wurde. Der Zerfall 

der Sowjetunion und die erneute Selbständigkeit Lettlands leiten einenneuen Abschnitt ein. 

Sein Verlauf ist vorerst noch ungewiß. Der historische Vergleich läßt die verschiedenen 

denkbaren Szenarien erkennen. Für die Zukunft von Riga wäre eine auf den beiderseitigen 

Wirtschaftsinteressen beruhende lettisch-russische Nachbarschaftsbeziehung 

wünschenswert, die das Bestreben der Letten nach der Wahrung ihrer nationalen Identität 

mit dem russischen !nteresse an der Gevv2hrfeistung des ver!\chrsg:Jnstigen Zugangs zur 

Ostsee in Einklang bringen und der Hafenstadt Riga eine gesicherte Perspektive gestatten 

würde. 

2. Der Wegfall des Eisernen Vorhangs und die gemäß den historischen und räumlichen 

Strukturen Europas nunmehr wieder bedeutsamen West-Ost-Verbindungen bieten außer 

den Seehäfen all denjenigen Zentren verbesserte Entwicklungsperspektiven, die infolge ei­

ner günstigen Verkehrslage als Mittler zwischen Ost und West wirksam werden können. 

Abgesehen von den unmittelbaren Grenzregionen zur EU sind es vor allem die Zentren, die 

an den großen ost-westlichen kontinentalen Verkehrsachsen gelegen sind: 

an der europäischen Hauptstadtacllse (Paris-Berlin-Warschau-Minsk-Moskau), die durch 

die Folge großer Bevölkerungsagglomerationen und dazwischen liegender weiter Areale 

mit geringer Bevölkerungsdichte gebildet wird: die in der Mitte zwischen Berlin und War-
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schau gelegene polnische Messestadt Poznan (Posen), das zwischen Warschau und 

Minsk gelegene westrussische Smo\ensk; 

an der von Sachsen (Leipzig, Dresden) über Sch\esien/Südpo\en nach der Westukraine 

west-östlich im nördlichen Vorland der Mittelgebirge (Sudeten, Karpaten) führenden ge­

werbereichen und dichtbevölkerten Verkehrs- und Siedlungsachse mit den Städten 

Wroc\aw, Katowice ( oberschlesisches Industriegebiet), Krakow, Lub\in und Lwiw (Lwow); 

an den von Mitteleuropa nach Südeuropa führenden Verkehrsachsen, die zur Zeit des 

Eisernen Vorhangs in einen westlichen (Österreich-Jugoslawien-Griechenland) und 

einen östlichen (CSSR-Ungarn-Rumänien-Bu\garien) Zweig gesplittet waren, deren Zu­

sarnmenführung jetzt vonstatten geht, allerdings gegenwärtig noch deformiert durch den 

Bürgerkrieg im zerfallenden Jugoslawien. 

zusammenhänge und Auswirkungen der Städte- und Raumentwicklungen des östlichen 

Europa ergeben sich für Deutschland am deutlichsten bei den großen Städten des östlichen 

Deutschland und in den unmittelbaren Grenzregionen. Eine besondere Rolle kommt dabei 

Berlin zu da von seiner Stabilisierung und möglichen Entwicklung als deutsche Metropole 
' 

mit europäischer Ausstrahlung entscheidende Impulse und Wechselwirkungen mit dem 

Städtesystem Polens und des angrenzenden Mittel- und Osteuropas zu erwarten sind. Die 

Zukunft Berlins wie auch der sächsischen Zentren Leipzig, Dresden und Chemnitz wird zu­

dem in besonderem Maße von den Umstrukturierungsprozessen im östlichenEuropa betrof­

fen die sich derzeit vor allem als Entwicklungshemmnis für die Wirtschaft der neuen deut-
' 

sehen Bundesländer bemerkbar machen. 

Die aktuelle Städte- und Regionalpolitik der untersuchten Staaten des östlichen Europa be­

gnügt sich derzeit damit, die geschilderten Prozesse zu begleiten und unerwünschte 

Extreme zu verhindern. Die neu strukturierten oder sogar meist erst neu geschaffenen 

Staaten sind im wesentlichen noch mit den elementaren Problemen der politischen Stabili­

sierung und wirtschaftlichen Umstrukturierung befaßt. Aktuelle Aufgaben sind derzeit die 

Stabilisierung der qualitativen neuen Funktionen der Hauptstädte für ihre jeweiligen Staats­

territorien, die Einbindung der Hauptstädte in das europäische Städtenetz, die raumordne­

rische Bewältigung der Auswirkungen der neuen Grenzziehungen und die Begrenzung der 

schwerwiegendsten Umweltschäden. 

Europäische Raumordnungspolitik kann diese Umstrukturierungsprozesse mit ihren spezifi­

schen Maßnahmen begleiten. Sie darf heute nicht auf den Abbau regionaler oder kleinräu­

miger Disparitäten zielen. Vielmehr gilt es, die geringen vorhandenen Potentiale zu stärken 

und durch Raumordnungspolitik die Attraktivität geeigneter Standorte zu erhöhen. Dabei 

sollte das langfristige Ziel der Förderung dezentraler Strukturen des Städtenetzes des östli­

chen Europa allerdings nicht aus den Augen verloren werden. in der gegenwärtigen Situa-
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tion können Elemente einer weiterreichenden Städte- und Raumordnungspolitik am ehesten 

in den von westlicher Seite initiierten Verkehrsausbauprogrammen zum Tragen kommen. 

Eine wichtige und dringliche Aufgabe zur soliden Fundierung der anstehenden Probleme 

wäre die Erfassung und Sicherung des nutzbaren Wissensfundus der Stadt- und Regional­

planung, der in der gegenwärtigen Umbruchssituation verlorenzugehen droht, beispielswei­

se der in der Vergangenheit nur intern zugänglichen, meist sehr guten Regional- und Pla­

nungsatlanten der einzelnen Länder des östlichen Europa oder des sowjetischen General­

schemas zur Standortverteilung der Produktivkräfte. 

Die für die nächsten Jahre zu schaffenden gesamteuropäischen Leitvorstellungen zur künf­

tigen Städte- und Raumentwicklung im östlichen Europa sowie die Politik der einzelnen 

Staaten sollten davon ausgehen, daß in diesen Ländern eine zunehmende Polarisierung 

zugunsten der größten und der ver\\ehrsgünstigsten Städte zu erwarten ist, daß dieser Po­

larisierungsprozeß zur politischen und wirtschaftlichen Stabilisierung unerläß\ich sein wird, 

daß die verfügbaren Mittel vor allem zunächst konzentriert zur Förderung dieses Prozesses 

eingesetzt werden sollten und daß eine räumlich ausgewogene, das gesamte Staatsterrito­

rium flächendeckend einbeziehende Landesentwicklungspolitik erst nach der ausreichen­

den Festigung der tragenden Großstädte und Verkehrskorridore angestrebt werden kann. 

Das derzeitige geringe wirtschaftliche Potential der Staaten des östlichen Europa läßt rea­

listischerweise nur eine bescheidene staatliche Einflußnahme zu. Gerade darum aber ist es 

dringend erforderlich, die verfügbaren Mittel innerhalb der einzelnen Länder räumlich opti­

miert einzusetzen und den internationalen Zusammenhang in einem zusammenwachsen­

den Europa weitsichtig zu beachten, wofür eine europäische Raumordnungspolitik den 
maßgeblichen Rahmen vorgeben sollte. 

-----------------------------------------

GRIMM, F. u.a.: Zentrensystem als Träger der Raumentwicklung in Mittel- und Osteuropa. 

Beiträge zur Regionalen Geographie Bd. 37, Leipzig 1994. 
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Feficitas Hillmann, Berf1n 

Jenseits der Kontinente- Migrationsstrategien 

als eine Antwort auf Transformationsprozesse 

Vorbemerkung· 

Anders als in den bisher vorgestelften Vorträgen wird der Terminus 

.. Transformation" hier nicht in modernisierungslheoretischer 

Perspektive verwandt. Jn der Forschung zur Ex-ODR und zu 

Mittelosteuropa impliziert der Begriff der ,.Transformation" i.d.R 

einen zielgerichteten Entwicklungspfad ("von der Planwirtschaft zu 

,.markets and democracy''). Andere AnscHze zur 

Transformationsforschung, wie z.B. von Polanyi, wurden in dieser 

Sektionssitzung nicht aufgegriffen. ln meinem Beitrag soll der Begriff 

,.Transformation" noch ausgedehnt werden: es ist der Versuch, die 

weltweite Veränderung der aktuellen Wirtschafts, Sozial - und 

Kommunikationsstrukturen unter einem recht allgemeinen Begriff zu 

fassen. Betont wird so die Perspektive des Wandels, zielgerichtet ist 

dieser Prozeß insofern, als daß er auf eine Globaltsierung hindeutet, 

auf eine Tendenz zur Verfestigung von weltweiten Zentrum + 

Peripheriestru!~!uren. 

Einleitung 

Das Bild der europäischen Städte hat sich seit Mille der i30er Jahre 

verandert. Einwanderer aus Ländern der sogenannten "Drrtten Welt"' 

gehören inzwischen besonders in den südeuropäischen Ländern 

zum Stadtbild. ln Italien machen Einvvanderer aus Nicht-EU- Staaten 

· Gedankt sei an dieser SieHe Hedwig Rudolph für ihre kritische und ".unstruklive 
Durchsicht des Manuskriptes. 
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mittlefYIIeile 85 Prozen! der gesamten ausläncJ1schen Bevölkerung 

aus 
1 

Die Einwanderung nact1 Italien weist die Merkmale moderner 

Migrationsbewegungen auf: diese zeichnen sich zunehmend durch 

Globafisierung
2

, durch Beschfeunigung3
, durch Differenzierung 4 und 

durch Feminisierungs aus. Abgesehen von diesen Merkmalen, die 

Castles und Miller ( 1993: Bf) anführen, sind m. E. noch zwei weitere 

Charaktistika moderner Migrationsbewegungen erl~ennbar: erstens 

eine Tendenz zur lnformalisierung von Migrationsprozessen (d.h. die 

Migrantlnnen sind immer vveniger institutionell imegriert und besitzen 

oftmals keinen gültigen Aufenthaltsstatus). Zvveitens ist eine 

Ergänzung traditioneller, auf die Niederfassung in einem Zielgebiet 

gerichtete Migration zugunsten einer stärker kurzzyklischen 

Migration, also Mobilität, beobachtbar (vgl Rudolph und Morokvasic 

1994:22ff.) 

Ich vverde hier aus meinen empirischen Arbeiten zu Immigrantinnen 

berichten, die aus den sogenannten Entwicklungsländern nach 

Europa, speziell Italien, gekommen sind. Ore1 

Einwanderungsgruppen wurden für die empirische Untersuchung 

ausgewählt. Es handelt sich um Immigrantinnen aus den Ländern 

Philippinen, Somalia und Peru. Innerhalb dieser 

Einwanderungsgruppen stellten die weiblichen Immigranten einen 

Anteil von mindestens 60 Prozent an der Gesamtzahl der 

1 
Diese Negalivdefinition, die alle Nicht-EU-Staatsbürger umfaßt, schließt auch die 

Einwanderer aus anderen industrialisi~r1en Staaten, wie z.B. die USA ,ein. 
~ Dies bedeutet, daß immer mehr Länder gleichzeitig von Migrationsbewegungen 
betroffen sind, die Herkunflsreg"1onen der Migrationen immer unterschiedlicher 
werden. Ebenso vergrößer1 sich die Sp;mnllrei!e des ökonomischen, sozialen und 
kulturellen /Jackground, dem die Migrantlnnen entstammen 
" Die Autoren umschreiben so die Tatsache des zunehmenden Umfangs von 
Migrationsbewegungen {und illre enge Verbundenheil mil zunehmenden 
politischen Krisen). 

~ Die Zahl unterschiedlicher Typen von Migration. die sk.:h in einem Land zur 
gleichen Zeit finden. erhöht sich 

' Frauen migr"1eren immer starker nicht nur im Rahmen von 
Fami!ienzusammenflihnmg und bilden inzwischen in viel=-. ., Fällen die Mehrhell 
bestimmter VVand;;nmgsgruppen 
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Einwanderungspopulation Das Rückgrat der Empirie bdden 

Expertengesprache, tei/'lehmende Beob~chtung und 20 

halbstandardisierte Interviews in jeder Einwanderungsgruppe sowte 

die Auswertung amtlicher und nicht-amtlicher Statistiken. Oie 

Untersuchung VoJUrde in den Jahren 1992 und 1993 in Mailand 

durchgeführt. 

Analytisch unterscheide ich mehrere (räumliche) Ebenen, die im 

Migrationsprozeß interagieren. Ausgangspunkt ist ein Vergleich 

verschiedener "Entwicklungsländer" anhand ausgewählter 

Wirtschafts- und Sozialindikatoren unter besonderer Berücksichtung 

ihrer Migrationsgeschichte. Dann werde ich auf das von mir 

untersuchte Fa//beispiel, Mailand in Norditalien, eingehen und 

deul/ich machen, wie di-:: Stadt und ihre Sozialpolitik die 

Einvvanderung strukturieren. Der Schwerpunkt dieses Beitrages wird 

jedoch auf der "Binnenperspektive" der Migration liegen_ Ich werde 

über die Migrationsstrategien, die Wahrnehmung Italiens als 

Zielland und die Lebens- und Arbeitsbedingungen von 

Immigrantinnen ohne gültige Aufenthaltsgenehmigung berichten. 

Diese Unterschiedung in mehrere Untersuchungsebenen folgt dem 

von Portes und Rumbaut (1990: 233f.) vorgesteHten Ansatz, 

demzufolge im Migrationsprozeß zuerst makroökonomische 

Strukturen wirksam werden und später mikroökonmische Prozesse 

die Migration regulieren. Die neuere Literatur zum Thema Frauen 

und Migration zeigt, daß in der Migration geschlechtsspezifische 

Muster besonders deutlich hervortreten und daß diese den 

Migrationsprozeß wesentlich strukturieren (vg!. Radclrffe 1990, 

Morokvasic 1993, Lim 1990. Camus-Jacquesz 1990}. Auf einige 

solcher geschlechtsspezifischen Muster, die in den Gespr·ächen mit 

den Immigrantinnen erkennbar vvurden, werde daher gesondert 

eingegehen. 

Seinionssitzung Stad!- und RcgionJl.~o.~rologic. l1e1t; ~lg F. lliltm;rnn 
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marktorientierten Gesellschaftsformen, 1\:onnte - a!lch nach der 

Implosion der sozialistisch organisierten .,zweiten Weil" -seine Rolle 

als "Zentrum" in den letzten Jahren weiter festigen. 

Jedes der Länder, aus denen die von mir interviewten 

Immigrantinnen stammten, hatte in der letzten Dekade eine 

räumliche und soziale Transformation erfahren, es wc:ren deutliche 

soziale Polarisierungsprozesse nachweisbar. Das Wechselspiel von 

historischen Strukturen, und aktuellen Veränderungsprozesse Jo:ann 

als internes Bündel von push-Faktoren für die Emigration dieser 

Frauen aus angesehen werden. 

Auf der Basis der offiziellen Daten zur sozialen und 

wirtschaftlichen Lage der Länder Philippinen, Somalia lassen sich 

bestimmte makroökonomische Gemeinsamkeiten feststellen: alle 

drei Länder besitzen eine übervviegend junge Bevölkerung, wie dies 

für die Bevölkerungspyramide der Entwicklungsländer typisch ist; 

der Anteil der Bevölkerung unter 15 Jahren, liegt bei mindestens 38 

Prozent, der Anteil der Bevölkerung unter 60 Jahren, ist gering. 

Ebenfalls typisch für diese Länder ist, daß die Versorgung der 

Bevölkerung mit Nahrungsmitteln unzureichend ist. Jevveils 

mindestens ein Drittel der Kleinkinder leidet an durch 

Mangelernährung hervorgerufenen Wachstumsstörungen 

Der Anteil der absolut armen Bevölkerung liegt in allen drei 

Ländern sehr hoch, teilweise bei über fünfzig Prozent 7
. Die Länder 

sind zudem durch eine sehr ungleiche Einkommen'3Verteilung 

gekennzeichnet. Das Bruttosozialprodukt pro Kopf lag in den 90er 

Jahren in den Philippinen bei 730 US-Dollar, in Somalia b·-1i 350 US­

Dollar und in Peru bei 1.070 US-Dol/ar (Zum Verg/ei,~h Italien: 

18.520 US-Dollar). Zwischen 20 und 30 Prozent des 

Bruttoinlandproduktes erwirtschafteten diese Länder durch ihre 

Jn der Definition des Wel1entwicldungsberichles wird die Armu!~;grenze als 
Einkommensniveau angesehen, unter dem sich die Betrafrenen eine 
angemessene Mindestem31lrung und bestimmte lebenswichtige .C..rtikel nicht 

mehr leisten können. 

Sd;tmns.~itl.ung, StaUt- ur1d Rcgwnalsot.iologrc. 8cilrug F.llil!rnann 
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Der Auswanderungskontext 

Oie Kenntnis des makrostrukturellen Hintergrunds in den 

Herkunftsländern ist Vorraussetzung zum Verständnis der sich heute 

vollziehenden Migrationsbewegungen. Ich werde an dieser Stelle 

nur auf einige ausgewählte Wirtschafts- und Sozialindikatoren der 

Herkunftsländer eingehen und diese miteinander vergleichen. Denn 

zwar liegen die Herkunftsländer der Immigrantinnen - die 

Philippinen, Somalia und Peru - auf verschiedenen Kontinenten, 

dennoch sind sie mit ähnlichen Problemen der Unterentwicklung 

konfrontiert. 

Prinzipiell läßt sich seit den 80er Jahren eine weltweile 

Verschlechterung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 

feststellen. Hiervon waren vor allem die Entwicklungsländer 

betroffen. Trotz der Bemühungen der internationalen 

Gebergemeinschaften die sog. Entwicklungsländer durch eine 

gemeinsame Entwicklungspolitik zu unterstützen, nahmen die 

Verelendungsprozesse dort zu. Die 80er Jahre werden aus diesem 

Grunde von Experten oft als "verlorenes Jahrzehnt'' für die Mehrzahl 

der Entwicklungsländer bezeichnet. ln vielen Ländern kam es zu 

anwachsender Massenarmut Ökologische Probleme und 

Naturkatastrophen hauften sich. ln den Metropolen entstanden 

aufgrund der rapiden Verstädterung riesige Slums. Parallel öffnete 

sich die Schere zv.Jischen "armen" und "reichen" Ländern innerhalb 

der "Dritten We/!" 6 und zwischen dem "Norden" und dem "Süden" der 

Weft. Zugleich kam es weltweit zu einem Prozeß der 

"Vervvestlichung". Dieser äußerte sich unter anderem als Verlust von 

(agrarischen} Wissenssystemen, kultureller Identität und 

Sprachensterben in diesen Ländern (vgl. Sachs 1993). Der 

industrialisierte Westen, mit seinen Normen und seinem 

fi Der Begriff der "Drillen Weil" ist nicht erst seit der Auflösung der ,.Zweiten Weil" 
umstri!ten. Zu dieser Diskussion siehe vor allem: Menze! 1992 und Nuscheler 

1992 sowie Sachs 1993 

Scktionssiv.ung Swdt- und RcgionJJsot.iologic. Beilrag F.!-lillm:Jun 
J LI! 1')')5 

landwirtschaftliche Produktion (Zum Vergleich Italien: 3 Prozent) 

Der Energieverbrauch in diesen Ländern liegt niedrig: zwischen 135 

und 431 Öleinheiten (Zum Vergleich Italien: 2.756). Zur politischen 

und sozialen Lage von Frauen liegen nur wenige (statistische) 

Informationen vor, jedoch ist offensichtlich, daß den Frauen auf den 

Philippinen, in Somalia und Peru aufgrund ihres Geschlechts nur 

deutlich eingeschränkte Rechte gewährt werden (vg!. Seager 1 986). 

Die Herkunftsländer der Immigrantinnen haben alle eine lmloniale 

Vergangenheit. Die Philippinen \-\Iaren für mehrere Jahrhunderte 

eine spanische Kolonie, bevor sie Anfang des 20. Jahrhunderts bis 

1943 den USA unterstanden. Peru war bis 1829 unter spanischer 

Herrschaft. Seide Länder sind bis heule wirtschaftlich und in ihrem 

Ausbildungssystem sehr stark an den USA orientiert. Das heutige 

südliche Somalia war von 1889 bis ca. 1960 zeitvveise unter 

italienischer Verwaltung, auch heute ist es noch stark an die 

ehemalige Kolonialmacht Italien gebunden, während Nordsomalia 

britisches Protektorat war. Alle drei Länder verfügen heute über 

umfangreiche Handelsbeziehungen zu den USA, zu Italien 

besonders Somalia und Peru, das sogar 44 Prozent aller Importe 

aus Italien bezieht. 
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Ote Philippinen Somalia und Peru sind Empfartger von 

Entwtddungshllfe ln der IetzJen Dekade haben steh d1e 

Zuwendungen der internationalen Gebergemeinschafien an dtese 

Lander erhöh!. Oie Philippmen, Somalia und Peru gehoren Uberdies 

zu den "paesi prioritarl' des GIGS, d.h. zu denjentgen Landern, dte 

durch die italienische Entwicklungshilfe haben bevorzugt unterstützt 

werden°. Zusiltzlich partizipieren s1e an 

Weltbank Es l1ann Strukturanpassungspr<:>grammen der 

angenommen werden, daß durch die Entwicklungshilfe und die 

Handelsverflechtungen auch "Symbole" der westlichen 

Konsumgesellschaft und italienische Produkte in diese Länder 

transportiert werden. Handelsbeziehungen mit Italien unterhalten 

alle drei Umder, wobei sie mehr aus Italien importieren als sie 

dorthin exportieren. Importiert vverden durchgängig kapitalintensive 

Güter wie z.B. Maschinen, exportiert Agrargüter bzw. Rohstoffe. Nur 

im Falle der Philippinen steht beim Export dte Ausfuhr von 

industriellen Fertigprodukten an der Spitze. Es handelt stch zudem 

um Staaten, in denen die Mißachtung der Menschenrechte und 

politische Morde, Entführungen und Folter an der Tagesordnung 

sind (vgl. Seager 1986). Zum Zeitpunkt der Untersuchung herrschte 

in Somalia der offene Bürgerkrieg. ln Peru terrorisierte die 

Guerillabewegung Sendero Luminoso, "Leuchtender Pfad", und 

andere bewaffnete Gruppen die peruanisehe Bevölkerung. Auf den 

Philippinen bestand eine hohe Militärpräsenz in vielen Regionen 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß die Länder 

Somalia und Peru sowie die Philippinen (!rotz ihrer geographisch 

Das GIGS ("Gomitato Interministeriale per Ia Gooperazione allo Sviluppo"') 
förder1e im Jahre 1990 als Länder erster Priorität: Jugoslawren. Polen, 
Ungarn, Algerien, Ägypten, Marokko. Tunesien, Äthiopien. Somalia, Angola. 
Mosambik. Tauzania, die Philippinen. Argenlinien. Boliven. Ch1le, Kolumbien, 
Peru Länder zweiter Priorit<it waren: Türkei, Jordanien, Nordiemen, 
Oscllibuh, Senegal, Sudan, Kenia, Zimbabwe, Indien, Pakistan. Vietnam, 
Brasilien, Costa Rica, Ekuador, Jamaika, Gualemala, Nicarc;gua, die 
Oorninikanische Republik, Uruguay (vgl. Boscaro 1991) 
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Insgesamt rucktauftg 1st ( 1993 waren 987 ·:JOS gult1g€.· 

Aufenthaltsgenehmigungen von Auslandern m ltal!HI reg1stner! 

1994 war deren Anzahl auf 922.706 gesunken). Auf d1e Provm: 

Malland lrifft dtes jedoch nicht zu. Hier kam es zu e1nem Anstieg 

registnerter Aufenthaltsgenehmigungen (1993· 140 428 gült1ge 

Aufenlhallsgenehm,gungen, 1995: 150.752, vgl. Murer 1995) 

Mailands starke Position im heutigen Wanderungsgeschehen 

geht z.T. auch auf dessen Geschichte als Puii~Zentrum der internen 

Wanderungen aus Süditalien in den 60er Jahren zurück: damals 

hatte die Stadt Tausende von Immigranten aus dem Süden des 

Landes aufgenommen. Sie fanden entweder in der prosperierenden 

Industrie der Stadt einen Arbeitsplatz oder wanderten von dort weiter 

in die industriellen Zentren der nordwesteuropäischen Länder 

Damals vvurden für die Immigranten aus dem Süden verschiedene 

Einrichtungen gegründet. die ihnen die Integration in die 

norditalienische Gesellschaft erleichtern sollten Für die zahlreichen 

analphabetischen Immigranten vvurden Sprachkurse emgerichtet 

verschiedene Vereine halfen den Immigranten bei der Arbeits~ und 

Wohnungssuche. ln der Peripherie der Stadt, z. B. in Quarta 

Oggiaro, vvurden WohnsiedJungen für die Zuwanderer qebaut. Oie 

damals entstandende Struktur zur Unterstützung der lrnmigranten 

aus dem Süden, besteht zum Teil bis heute Weiter und hat die 

Immigrantinnen aus den Entwicklungsländern als Zielgruppe. Wer in 

den 60er Jahren Alphabetisierungskurse für die süditalienischen 

Zuwanderer anbot, offeriert heule italienische Sprach1wrse und 

eventuell auch Weiterbildungskurse für die .. extracomunitan". Oie 

seinerzeit für die Immigranten aus dem Süden schnell 

hochgezogenen Siedlungen in der Peripherie der Stacil, werden 

heute langsam zur neuen Heimat vieler Immigrantinnen aus den 

Entwicklungslandern geworden. Doch während in den 60er Jahren 

die Zuwanderung durch das Bild des männlichen lmm1granten 

geprägt war, der seine Familie nach der Überwindung ller ersten 
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heterogenen Lage) en!wtcklungsländertypische Merlm1ale besttzen 

Oie Lebensbedtngungen verschlechterten SJch m den letzten Jahren 

fUr wette T etle der Bevölkerung. Politisch und ökonomisch sind d1e 

drei Lander htstorisch und aktuell eng mit den Staaten der Ersten 

Weil verflocl1ten, bestimmte westliche Konsumptionsmuster haben 

sich auch rn diesen Ländern herausgebildet. Alle drei Länder haben 

1n der JUngeren Vergangenheit starke interne Migrationen in 

Richtung 1hrer Metropolen erlebt. Das Zentrum der philppinischen 

Binnenm·tgration stellt die Region Manila dar, das der somalischen 

Binnenmigration Mogadischu und in Peru hat Lima in den letzten 30 

Jahren eine sehr starke interne Zuwanderung erfahren. Ziele 

internationaler Migrationen sind für die Philippinen vor allem 

Nordamerika und die ölexportierenden Staaten, seit etwa 1980 auch 

zunehmend europäische Länder. Der Trend zur Auswanderung aus 

den Philippinen ist ungebrochen und nach Schätzungen von Nicht­

Regierungsorganisationen halten sich etwa 3,5 Millionen Philippinos 

und Philtpptnas außerhalb des Landes· auf. Oie internationale 

Migration aus Somalia richtete sich in der Vergangenheit besonders 

auf die Golfstaaten. Durch den Bürgerkrieg ist es zu einer 

Massenflucht in die an Somalia angrenzenden Staaten gekommen. 

Peru hingegen war bis zum Anfang dieses Jahrhunderts noch ein 

Einwanderungsland. Neben den USA und Chile ist Bolivien eines 

der wichtigsten Migrationsziele der grenzüberschreitenden 

peruanischen Migration (vgl. Segal 1993). 

Der Einwanderungskontext: die Stadt Mailand 

Mai land, die Industriemetropole im Norden des Landes, ist heute 

diejenige Stadt Italiens, in der (im Vergleich zu den anderen 

italienischen Städten) die meisten Zuwanderer aus den 

Entwicklungsländern leben. Zwar zeigen die neuesten Statistiken, 

daß die (offiziell dokumentierte) Einwanderung nach Italien 
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Schw1engketten nachholte. 1st dte Zusammensetzung der heutigen 

Zuwanderung wesent11ch heterogener Dte Ftxierung der 

Soztalpo/itiker auf das tradierte Bild des männlichen Migranten der 

60er Jahre, benachteiligt d1e Immigrantinnen Die städtische 

Migrationspotitik, die von den italienischen Experten selbst als eine 

,.politica d"emergenza" beschrieben wird. als eine Notstandspolitik, 

die l~urzfristig extreme Mißstände abfedert, übersieht die Probleme 

der lmmigrantinnen. Für sie standen Anfang der 90er Jahre ~ anders 

als für die Immigranten keine städtischen Bettplätze 1n 

sogenannten ,.Centri di accoglienza", Aufnahmezentren (oftmals 

Container), bereit. Von den mehr als 2000 Bettplätzen waren nur 

knapp 3 Prozent fOr Immigrantinnen vorgesehen. Aufgrund dieser 

Marginalisierung durch die städtische Hilfspolitik waren die 

Immigrantinnen stärker auf private Lösungen angewiesen. Oie so 

entstandene Eigeninitiative wiederum beförderte bei den 

Institutionen den Eindruck, daß die Jmmigran!innen keinerlei Hilfe 

bräuchten. 

Eine besondere Rolle nahmen in Mailand die nicht~staatlichen 

Organisationen und die kirchlichen Einrichtungen ein, die durch ihre 

ehrenamtlichen Mitarbeiter und ihren Umgang mit der Einwanderung 

.. alritaliana" dazu beitrugen, daß die in vielen Bereichen mit der 

Einwanderung verbundenen Probleme für die Stadt nicht völlig 

eskalierten. Inzwischen bestehen spezielle {ehrenamtlich 

organisierte) Zentren, die sich um die medizinische Versorgung der 

Immigrantinnen ohne gültige Aufenthaltsgenehmigung kümmern. 

Durch die Bereitstellung von mehreren "case di accoglienza" trägt 

die katholische Kirche dazu bei, daß wenigstens eine geringe 

Anzahl von Immigrantinnen in Notsituationen eine 

{vorrübergehende) Bleibe findet und die Immigrantinnen nicht völlig 

auf sich selbst gestellt sind 

Die räumliche Verteilung der ausländischen Bevölkerung in 

Mailand zeichnet sich durch eine geschlechtsspezifische Verteilung 
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der Immigrantinnen 1n der Stadt und einen gennqen Grad an 

soz1alraumticher Segregation aus. Die Einwanderer wohnen über d1e 

Stadt verteilt. nur in einigen Wohnblöcken oder kleineren Bereichen 

ist es zu einer starken Konzentration von aus/fmdiseher Bevölkerung 

gekommen ("ghetlo diffuso")_ Wesentlich mehr Frauen als MC!nner 

aus den Entwicklungsländern leben in den "besseren' Vierteln der 

Innenstadt. Dies kann auf deren starl< monostrukturierte 

Eingliederung in den mailandischen Arbeitsmarkt zurliekgeführt 

werden. Die Immigrantinnen aus den Entwicklungsländern sind zum 

größten Teil in den Teilarbeitsmarkt der Reproduktion integriert9
. Oie 

von mir in Mailand interviewten Immigrantinnen wiesen ein sehr 

heterogenes Ausbildungsniveau auf (Nicht wenige besaßen einen 

Hochschulabschluß). Trotzdem waren sie fast alle als 

Hausarbeiterinnen, Alten-, Kinder- und Krankenpflegerinnen tätig. 

Der überwiegende Teil meiner Gesprächspartnerinnen arbeitete als 

Hausarbeiterin .,rund um die Uhr" bei den mailändischen Familien 

und lebte auct1 dort Ihre Arbeitgeber waren der oberen Mittel- bzw. 

Oberschicht der italienischen Gesellschaft zuzurechnen. Die 

lntegraflon der Immigrantinnen in dieses Segment des 

Arbeitsmarktes ist auf mehrere Gründe zurückzuführen: erstens war 

(und ist} die Beschäftigung von Hausarbeiterinnen in Italien 

traditionell wesentlich üblicher als z. 8. in Deutschland und besitzt 

eine gesellschaftliche Bedeutung als Statussysmbol, zwe1tens ist die 

9 Die Immigrantinnen aus der Drillen Weil gliedern sich zu großen Teilen in den 
informellen Arbeitsmarkt Italiens ein. Als Straßenhändler sind sie in allen Teilen 
Ualiens anzutreffen. Im Süden des Landes arbeilen sie häuf1Q bei der 
Tomatenernte als Erntehelfer. Oie Immigranten rinden ansonsten im Baugewerbe 
und in den marginalen Bereichen der indus!riellen Produktion Besch<if!fgung. 
Besonders für die prekären und gefahrliehen Beschäftigungen in den Gießereien 
der melilll· und keramikverarbeitenden lndus!rie werden oftmals bevorzugt 
lmmigranlen aus der Drillen Wen einges!eiU. Der überwiegendt~ Teil der 
lmmigranlinnen aus der Ori!!en Weil is! als Hausarbeilerin in Italien tat1(! 
Diese sehr homogene Eingliederung der fmmigran!lnnen aus der Drillen Wett 
schein! sich neuerdings langsam abzubauen. Panorama (38/95: 62/f) berichle! 
von einigen .Erfolgsstories": inzwischen übernehmen Einwanderer aus der Drit!en 
Weil auch andere Posi!ionen auf dem Arbeilsmarkl, z.B. als Anwäl!e oder 
Fernsehmocteratoren. Hierbei handelt es sich jedoch zur Zeil noch um Einzelfälle. 
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Bekannten nach !ta/ien ausgereist. Sie hallen noch 1n der Schule 

Italienisch gelernt. Ein solcher direl\ter Kontakt zurn ehemaligen 

Mutterland Italien ergab sich in zwei Fällen durch dl!'' medizinische 

Versorgung in Somalia. Eine der älteren somalischen 

Gesprächspartnerinnen, die seit 22 Jahren in Fvlailand lebte, 

begründete ihre Ausreise aus Somalia folgendermaßen: 

"Es gab in Somalia zwei oder drei italienische Frauen, die ich 
kannte, die in der medizinischen Versorgung arbeiteten. Sie waren 
von der italienischen Regierung geschickt worden, sie arbeiteten in 
einem Krankenhaus dort. Zwei Hebammen und eine Radiologin. Sie 
kannten mich und meinen Bruder, sie haben ihm geholfen, er ist 
Krankenpfleger geworden. Sie sagten mir: in Italien ist das Leben 
billig, in Italien gehfs einem gut. Sie haben mir eine Gehirnwäsche 
verpasst." 

Die jüngeren somatischen lmmigrantinnen, die meisli:m von ihnen 

Jahrgang 1968, waren mit Italien hauptsächlich L:ber dessen 

Symbole und das Ausbildungssystem vertraut: ,,ftalien ist immer 

"nahe'' bei uns in Somalia. Ganz Europa ist uns nah, aber das Land, 

das uns am nächsten steht, ist Italien". Die Tatsache, daß viele der 

Dozenten an der Uriiversität italienische Staatsbürger sind, hatte 

viele der jüngeren Immigrantinnen zu der Annahme verleitet, daß 

auch sie - einmal in Italien angekommen - ihre Studien dort 

fortsetzen könnten. Die peruanischen Immigrantinnen hingegen 

bezogen ihre Vorstellungen von Italien hingegen hauptsächlich aus 

den Erzählungen anderer (zurückkehrender) Migranten, aus dem 

Kontakt mit italienischen Touristen und aus (Schul)Buchern und 

Zeitschriften. Von einigen Gesprächspartnerinnen wurde der 

italienischen Mode (die in Peru sehr verbreitet sei) ein hoher 

Stellenwert beigE!messen. Bei den philippinischen Einwanderern 

schien weniger die Vorstellung vom Land Italien als das Wissen um 

gut ausgebaute verwandtschaftliche Migrationsnetzwerke die Wahl 

Italiens als Zielland zu beeinflussen. Typisch für die Gespräche mit 

den philippinischen Immigrantinnen waren Aussagen wie diese: 
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staal11che Versorgung der Halrenrschen Bevblkerung mit sozialen 

Dienstleistungen mangelhaft (vgl Mac1oti und Pugliese 1991 )_ D1e 

private Einstellung einer Immigrant in als Alten- oder Kinderpflegenn 

erwies s1ch in Matland als billiger und .,schneller" als die 

Inanspruchnahme staatlicher lnsti!utionen für die Arbeitgeberlnnen. 

Die Migrationsstrategien 

Bisher vvurde gezeigt, wie der Auswanderungskontext und der 

städtische Einwanderungskontext die Migration beeinflussen. An 

dieser SteHe werde ich aus der Sicht der Immigrantinnen berichten, 

aus deren "Binnenperspektive. Ich konzentriere mich besonders auf 

drei Punkte: a) auf die Wahrnehmung Italiens als Zielland, b) auf 

Migrationsstrategien und ihre Geschlechtsspezifik und c) auf die 

Situation von Immigrantinnen ohne gültige Aufenthaltsgenehmigung. 

Die Wahrnehmung des Zeillandes Italien 

Die in der Studie befragten Einwanderinnen lebten größtenteils 

vor ihrer Auswanderung bereits in den großen Städten. Oie 

Vorstellungen über Italien waren deutlich vom Bild der europäischen 

Stadt geprägt, vom Mythos Europa: "irgendwie fortschrittlicher' so 

hieß es in den Interviews und versprach Hdie grünere Weide" zu 

sein. Italien gehörte in den Vorstellungen der Immigrantinnen zur 

"Ersten WeH", bzw. war ehemalige Kolonialmacht gewesen. Wirklich 

genaue Vorstellungen von dem, was sie im Zielland Jtalien erwarten 

vvürde, hatte keine meiner Gesprächspartnerinnen. Der .. Mythos" 

vom Land Italien war auf je nach Herkunftsland auf unterschiedliche 

Weise bis zu den Immigrantinnen vorgedrungen: die schon länger 

sich in Italien aufhaltenden Somalierinnen hatten zum Teil noch 

direkten Kontakt zu in Somalia lebenden Italienern gehabt und 

waren durch die diplomatische Vermittlung von italienischen 
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,Jch habe mich fiir Italien entschieden, weil. .. alle meine 
Vetwandten hier leben. Sie arbeiten schon seit mehr als 15 Jahren 
hier. Es sind alles Frauen. Eine lebt in Rom, eine hier in Mailand - sie 
ist aber mit einem Italiener verheiratet." 

Manche der philippinischen Einwanderinnen sagten, daß sie 

besonders von den zum Urlaub in die Philippinen zurückkehrenden 

Migranten ermutigt worden seien, nach Italien auszureisen. Neben 

der Vorstellung vom Zielland Italien war es die Gebundenheit der 

Immigrantinnen an den Heimathaushalt und dessen 

sozioökonomische Situation, die die Entscheidung für die 

Auswanderung leiteten. Nur einige wenige lmmigrantinnen, hoben in 

den Gesprächen hervor, daß der Entschluß zur Migration, dem 

Wunsch Ndie Weft kennenzulernen" entsprungen sei. Die 

Immigrantinnen hatten bestimmte Strategien entwickelt, mit deren 

Hilfe die Auswanderung gestaltet wurde. 

Die Migrationsstrategien und ihre Geschlechtsspezifik 

Die Migrantinnen - dies ließ sich an den von mir durchgeführten 

Gesprächen erl<ennen - verfügten meist nicht über eine wirklich 

langfristige "Strategie", sondern reagierten eher kurzfristig auf die 

aktuelle soziale, politische und ökonomische Situation in ihren 

Herkunfts/ändern. Bis auf wenige Ausnahmen waren die 

Immigrantinnen - unabhängig von ihrem Herkunftsland - Teil von 

Familienstrategien. 10 Ziel der Migration war für sie alle die 

m Der Terminus .Fami!iens!ralegie" wird dem in der Literatur häufig verwandten 
Begriff der .Haushal!sstralegien" vorgezogen. Denn die Untersuchung zeigte, daß 
fami!iale Bindungen und Verpflichtungen in der Migration eine entscheidende 
Rolle spielen. Der Begriff des .Haushal!es" unterslefl! eher eine räumliche Einhei!, 
die durch soziale, kul!urel!e und politische Einflußgrößen eher slrukluriert wird als 
durch verwand!schaflliche Verbindungen. Der Begriff der .Familie" impliziert m.E. 
viel s!ärker die Einbeziehung von Normen und Erwartungen aufgrund von 
verwandtschaftlichen Beziehungen innerhalb einer Haushallseinheit, beton! deren 
emo!ionalen Aspekle (die im Migra\ionsprozeß grundfegend sind}. Darüberhinaus 
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Uberwe1sung von Geld an die Heimalfam1lie. z T vvt1rde c:e Hallte 

des 1n ltal1en erwirtschafteten Gehaltes m das Heunatland ;~esandt 

Etwa fUnfzig Prozent der befragten Einwanderinnen hatte eigene 

Kinder 1m Heimalland und d1ese bei Vervvandlen in Obt1ut ~egeben 

Waren es nicht die eigenen Kinder, die durch die Auswanderung 

unterstützt werden sollten, so waren es häufig die Ellern oder die 

Geschwister, die von der Auswanderung eines Familienm,tgliedes 

profitierten_ Ermöglicht wurden viele Migrationsstrategien erst durch 

die Existenz von transnationalen Haushalten und bestehende 

Migrationsnetzwerke. Diese hatten vorrangrg die Aufgabe die 

Kosten, Risiken und Unannehmlichkeiten, die der Migrantin durch 

die Migration entstanden, zu minimieren, und durch Informationen 

und Hilfestellungen die Eingliederung in MaHand zu erleichtern 

Die Familienstrategien waren geschlechtsspezifisch: im Falle der 

Somalierinnen war es z.B. teilweise zu einer intrafamilialen 

Arbeitsteilung in der Migration gekommen. Während die Männeraus 

Somalia lta!ien als Transitland ansahen, blieben die somatischen 

Immigrantinnen langfr'1stig in Jtalien und unterstützten durch ihre 

Rimessen die in Somalia verbliebenen Familienangehörigen Zu den 

Migrationsstrategien zählte auch die geplante Rotalien der 

Migrantinnen im Familienverband. Oftmals ..teilten" sich die 

Migrantinnen die Migration: die eigene Position in Italien vmrde 

durch das Nachholen einer Schwester ersetzt. Viele der 

peruanischen Immigrantinnen waren in Peru alleinerziehende Mütter 

gewesen. Sie überließen ihre Kinder in der Regel der e·genen 

Mutter. Das Geld zur Ausreise hatten sie oft von Freundinne.'1 oder 

Kolleginnen geliehen. 

Besonders die Peruanerinnen betonten ·,n den Gesprächen, daß 

sich durch die Wirtschaftskrise ihre beruflichen 

ist eine Familie nichl notwendig an einen gemeins<Jmen Or1 gebundell. sie kann 
auch Iransnational mileinander in Beziehung slehen. 
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Aufenthaltsstatus durch e1n viertes Amnestiegesetz lugalisieren zu 

können
12

. 01e meisten von ihnen waren ubE' ehemalige 

Ostblockstaaten wie z.B die damalige Tschechos;owakei oder 

Ungarn nach Italien eingereist Der Weg über dirc· italienische 

Grenze \IV\Jrde dann entweder zu Fuß, mit dem Zug oder im Taxi 

zurückgelegt. Das Geld für die Ausreise vvurde in den meisten Fällen 

von Verwandten geborgt, oftmals 'vVUrde auf internationale 

Ressourcen zurückgegriffen: etwa jede zweite peruanisehe 

Einwandenn hatte das Geld zur Ausreise von im Ausland lebenden 

Verwandten, Kolleginnen oder Freundinnen erhalten Der genaue 

Ablauf einer solchen illegalen Ausreise wurde in den Gesprächen 

nur in Ausnahmefällen geschildert. Es blieb fast immer bei 

allgemeinen Aussagen, wie z.S.: 

"Wir waren mehr als sechs Personen, allesamt Frauen. Und wir 
haben uns erst im Flugzeug getroffen. Wir Waren keine Freunde. 
Aber, natürlich. wenn du im Flugzeug sitzt, dann mußt du dich 
unterhalten. Besonders, wenn du Angst hast. u 

Oie Preise, die von den Immigrantinnen für die Reise nach Italien 

bezahl! wurden. sind in den letzten Jahren angestiegen Was in den 

70er und 8Der Jahren teilweise noch über die institutionelle 

Vermittlung der Kirche geschah, nämlich die Einreise aus den 

Philippinen nach Italien als "domestica" mit einem geregellen Visum, 

Arbeitsvertrag und Rückflugticket, wurde Anfang der 90er Jahre 

durch die illegale Vermittlung von Agenturen bewerkstelligt. Dies 

schien sich parallel zur Verschärfung der italieniscllen (und 

europäischen) Migrationspolitiken in den 80er und 90er Jahren zu 

vollziehen. Oie Vermittlungsrxaktiken und - kanäle legaler und 

illegaler Migration veränderten sich. Die Preise, die für eine illegale 

Ausreise gezahlt werden mußten, haben sich in diesem Zeitraum 

~~ Drei Amnes1iegesetze. ,sanatorie', hat es bereits gegeben: 1981, 1987 und 
1990. Ein viertes Amnestiegesetz wird seil diesem Sommer auf höchster 
poliliscller Ebene (wieder) diskutierl. 
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Handlungsspielraume zu Hause e1ngeengt haUen und daß s1e s1ch 

starker als zuvor von Gewalt betroffen sahen: 

,.Für erne Frau 1st es jetzt vielleicht schwieriger als für einen Mann 
in Peru. 01e Gewalt der Gesellschaft trifft uns mehr. (. . .) Als Frau bist 
du geZHlUngen in einer Gesellschaft zu leben, in der du dich 
einschließen mußt. Hierin Italien kannst du wenigstens entscheiden, 
ob du afleine weggehst oder nicht.( ... ) Dann ist da noch das 
politische Problem: wenn das Militar dich anhält als Frau, dann bist 
du fällig. Wenn du ein Mann bist, riskierst du, daß du ins Gefängnis 
kommst, als Frau riskierst du, daß sie dich vergewaltigen." (zit. nach 
Hilfmann 1995: 223) 

Oie Emigration aus Peru war - nach Ansicht privilegierter 

Beobachterinnen - vor allem für die jüngeren Frauen, einE: 

Möglichkeit, gesellschaftlichen Zwängen und einem für sie 

geschlossenen Arbeitsmarkt zu entkommen. 

Die Situation von Immigrantinnen ohne gültige 

Aufenthaltsgenehmigung 

Zahlreiche von mir intervievvte Immigrantinnen besaßen zum 

Zeitpunkt des Gesprächs keine gültlge bzw. eine bereits verfallene 

Aufenthaltsgenehmigung. 

Sie standen - aufgrund der extremen Verschuldung und der 

Lebenssituation ihrer Familie im Heimatland - unter großem 

Handlungsdruck. Die eigene ,.Illegalität" in Italien wurde von ihnen 

daher in Kauf genommen, das eigene Verhalten als 

gesetzeskonform empfunden: ",f you don 't make problems, why the 

pofice shoufd come and catch you?". Überwiegend waren sie durch 

ihre Tätigkeit als Hausarbeiterin in den informellen Arbeitsmarkt 

eingegliedert und hatten keine wirklichen Probleme, sich in Italien 

.. illegal" aufzuhalten11
. Viele von ihnen hofften, irgendwann ihren 

11 Teilweise war es für die Immigrantinnen leichler, im informellen Seklor eine 
Arbeil zu finden. Nichl wenige Arbeilgeber bevorzuglen die Beschäfligung illegaler 
lmmigranlinnen wegen der geri~_geren Koslen. 
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deutlich erhöht. Oie philippintschen Immigrantinnen hatten 1986/87 

durchschnittlich etwa 3. 000 US-DoJJar für ihre Ausreise aufbringen 

müssen. 1991 durchschnittlich 7 - 8.000 US-Dollar. Jm Falle der 

peruanischen Immigrantinnen konnte parallel zur Abschaffung des 

Touristenvisums ein Anstieg des für die Ausreise bezahlten Preises 

nachgewiesen werden: statt durchschnittlich 2300 US-Dollar (1991 

und 1992), mußten 1993 durchschnittlich 3500 US-Dollar für die 

Emigration bezahlt werden. 

Doch die Investition schien sich oft zu lohnen. Manchen der von 

mir intervievvten Immigrantinnen war zvvei Jahre nach unserem 

Gespräch der Sprung in ein !egales Arbeitsverhältnis gelungen. 

Andere hatten ihren Aufenthaltsstatus immer noch nicht geregelt, 

konnten jedoch durch ihre Arbeit im informellen Sektor ausreichend 

Geld nach Hause schicken und ihre Situation in Italien stabilisieren. 

Schlußbetrachtung 

Einerseits geben Globalisierung (hier verstanden als die 

zunehmende internationale Vernetzung von Wirtschafts- und 

Kommunikationsstrukturen) und die Transformalion der 

Entwicklungsländer in Richtung auf das "Zentrum~ hin, Anreize zur 

Auslösung von Migrationsprozessen. Andererseils beförderten die 

über .. Europa und llalien" in die Entwicklungsländer transportierten 

Bilder (und Produkte) bei den Immigrantinnen eine Entscheidung für 

die Emigration. Internationale Migrationsnetzwerke und die Chance 

des Zugriffs auf internationale finanzielle Ressourcen strukturierten 

die Migration .. Die Möglichkeiten der (illegalen) Immigrantinnen 

zumindest auf dem informellen städtischen Arbeitsmarkt eine 

Beschäftigung zu finden, schufen Vorraussetzungen für den 

Aufenthalt von Immigrantinnen in Italien. Das hier beschriebene 

Zusammenspiel von Bedingungen auf verschiedenen (räumlichen) 

Ebenen und die Verwobenheil von Handlungsstrategien auf der 

w 

"' 
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Sektionssitzung Stadt- und Regionalsoziologie, Beitrag F.Hillmann 
11.11.1995 

Mikroebene mit globalen Transformationsprozessen sind 

kennzeichnend für die modernen Migrationen. Anders als noch im 

"Gastarbeitersystem" vollziehen diese sich oftmals außerhalb eines 

institutionellen und rechtlichen Rahmens und gliedern sich in eine 

"neue internationale Arbeitsteilung" ein. Die Immigrantinnen in 

Mailand übernahmen im Rahmen dieser internationalen 

Arbeitsteilung die Reproduktionsarbeiten für die italienische 

Gesellschaft - was in vielen Fällen für gut ausgebildete italienische 

Frauen erst die Vorraussetzungen für Erwerbstätigkeit schuf. 

Literatur: 

Boscaro, A. (1991 ): La cooperazione ltaliana. Materiali COSV. Mailand. 
Camus-Jacquesz, G. (1990): Refugee warnen - the torgatten Majority. in: 

Refugees and International Relations. Hg. von Gil Loescher. New York. 
Castles, S. und Mark J. Miller (1993): The age of migration. Basingstoke. 
Hillmann, F. (1995): Jenseits der Kontinente - Migrationsstrategien von Frauen 

nach Europa, Reihe: Stadt und Raum, Pfaffenweiler. 
Um, L. L. (1990): The Status· of Women and .International Migration. United 

Nations Expert meeting on International Migration Palieies and the Status of 
female Migrants. San Miniato, ltaly. Genf. 

Macioti, M. I. und E. Pugliese (1991): G/i immigrati in ltalia. Rom. 
Menzel, U. (1992): Das Ende der Dritten Welt und das Scheitern der großen 

Theorie. Frankfurt. 
Morokvasic, M. (1993): "in" and "out" of the labour market: Immigrant and minority 

women in Europe. in: New Community, Bd. 19, S. 459- 483. 
Morokvasic, M. und H. Rudolph (1994): Wanderungsraum Europa. Berlin. 
Murer, Bruno (1995): Aggiornamento sull'immigrazione straniera a Milano. Hg. 

von Comune di Milano- Centro Stranieri. Mimeo. Mailand. 
Nuscheler, F. und D. Nohlen (1992): Ende der Dritten Welt? in: Handbuch der 

Dritten Welt, Bd. 1, S. 14- 54. 
Panorama (1995): Rapporto sull'immigrazione in ltalia", Heft 39, September, s. 62 

- 75. 
Polanyi, K. 1995): The Great Transformation. Frankfurt a. Main. 
Portes, A. und R.G. Rumbaut (1990): Immigrant America. Berkeley. 
Radcliffe, S. (1990): Ethnicity, Patriachy and lncorporation into the Nation: Fernale 

migrants as domestic servants in Peru. in: Environment and Planning D, 
Society and Space, Bd. 8, S. 379 - 393. 

Sachs, W. (1993): Wie im Westen so auf Erden. Reinbek. 
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/'Felicitas Hilimann 
c/o WZB, Abteilung Arbeitsmarkt und Beschäftigung 
Reichpietschufer 50 
10785 Berlin 
Tel.: 030-25491-110 
email: Felix@med.ea.wz-berlin.de 
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li. Berichte I Informationen 

D. Läpple, W. Siebe!, Sektion Stadt- und Regionalsoziologie, DGS 

Wolfgang Krumbein, Sektion Politik und Ökonomie, DVPW 

Hellmut Wollmann, Lokale Politikforschung, DVPW 

Ca II for Statements zur Tagung Industrieregionen in Europa 

Die Sektionen Stadt- und Regionalsoziologie (Soziologie), Politik und 

Ökonomie sowie lokale Politikforschung (Politikwissenschaft) organisieren 

eine gemeinsame Veranstaltung über Industrieregionen in Europa. 

Termin: 15./16.02.1996 

Ort: Internationale Bauausstellung Emscher-Park, Gelsenkirchen, Zeche 

Rhein-Eibe 

Dauer: 2 Tage ohne An- und Abreise 

Ablauf: Arn ersten Halbtag wird von der IBA eine Exkursion zu ausge­

wählten Projekten der IBA organisiert. Drei Halbtage sind für ausführliche 

Diskussionen auf der Basis von max. 6 Referaten vorgesehen. Zu diesen 

sechs Referaten sollen Voten aus den Sektionen vorbereitet werden. 

Gegenstand der Tagung: Alte und neue lndustrieregionen, in der BRD 

etwa Stuttgart und das nördliche Ruhrgebiet Möglich außerdem: Eine 

west- und eine osteuropäische Region, zu denen fundierte Untersuchun­

gen und fortgeschrittene Planungen vorliegen. 

Fragestellungen: Im ersten, theoretischen Teil sollten die theoretischen 

Konzepte der Regionalwissenschaft im Mittelpunkt stehen: ln welchen 

Kategorien wird das Problem der Regenerationsfähigkeit von Regionen 

erfaßt? Wie kornmt es, daß Regionen ihre Regenerationsfähigkeit verlie­

ren? Was heißt Regenerationsfähigkeit? Welche Ansatzpunkte zur Stär­

kung der Erneuerungsfähigkeit lassen sich aus diesen Theorien ableiten? 
Das Spektrum der Diskussion könnte in diesem Schwerpunkt umfassen: 

Lebenszyklen-These (J. van Duijn, M. Marshall), innovationstheoretische 

Ansätze (Mensch, Heuß), These der "institutionellen Sklerose" 

( Kindei berger), "Schrumpfungspol"-These (Hamm-Schneider), 

"sklerotische Milieus" (Läpple), Netzwerk-Ansatz ("weakness of strong 

ties" (Grabher), Wirtschafts- und Arbeitskultur (Miegel), innovative Mi­

lieus, industrial distrikts. 

Die Referate/Statements sollten sich schwergewichtig auf 

sozio-ökonomische, sozio-kulturelle sowie politisch institutionelle 

Erklärungsansätze konzentrieren; 
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Erklärungen des Niedergangs und Erklärungen des Erfolgs von 
Regionen vergleichen 

die Rolle der Region angesichts der Globalisierung der Märkte 
diskutieren 

Im zweiten Teil der Tagung sollten Strategien der Erneuerung von ln­

dustrieregionen diskutiert werden. Auch hier sind ökonomische, städte­
bauliche, soziale, kulturelle und ökologische Ansätze in ihrer gelunge­
nen/mißlungenen Verflechtung zu diskutieren. 

Welche Strategien gibt es in den Beispielsregionen? 
Wie sind die Planungsprozesse organisiert? 
Was sind die Nebenfolgen der Erneuerung? 

Am Schluß müßte eine theoretisch angeleitete Kritik empirisch vorfindli­
cher Strategien formulierbar werden. 

Programm: 

1. Halbtag: Exkursion 

2. Halbtag: Theoretische Konzepte der Regionalwissenschaft 

Zwei Referate mit Voten 

3. Halbtag: Institutionell-politische Bedingungen regionaler Politik 
formulierung 

Zwei Referate mit Voten 

4. Halbtag: Strategien zur Erneuerung von Industrieregionen 
Zwei Referate mit eingeladenen Voten 

Bisherangefragte Referenten: 

G. Colletis, Frankreich: Innovative Milieus 

D. Läpple, BRD: Theoretische Erklärungsansätze regionaler 
Entwicklung 

W. Siebel, BRD: Strategien der Erneuerung, das Beispiel 
Internationale Bauausstellung Emscher -Park 

G. Tichy, Österreich: Das Altern von Industrieregionen 

F. Tödtling, Österreich: Innovative Regionalentwicklung 
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Call for Statements 

Beabsichtigt ist eine diskutierende Tagung. Deshalb sind nur maximal 
sechs Referate vorgesehen, die den Teilnehmern vorher zugeschickt wer­

den sollen. Interessenten melden sich bitte unter Angabe, ob sie zu einem 

vorbereiteten Statement (max. 10 Minuten) bereit sind, bei einer der fol­
genden Adressen an: 

Prof. Dr. Wolfgang Krumbein 

Institut für Regionalforschung e.V. 
Goßlerstr. 10 

37073 Göttingen 
Tel.: 0551/485363 
FAX: 0551/487512 

Prof. Dr. H. Wollmann 
Institut für Politikwissenschaft 
Humboldt-Universität 
Unter den Linden 6 
10099 Berlin 

Tel.: 030/2848-1533/1532 
FAX: 030/2843 1500 

E-mai I: Hell mut=Wollmann@sowi .hu-berl in.de 

Prof. Dr. W. Siebei 

Institut für Soziologie 

AG Stadtforschung 
Universität Oldenburg 
Postfach 2503 

26111 Oldenburg 

Tel.: 0441/9706-369/365 
FAX: 0441/798 2919 

E-mail: siebel@psychologie.uni-oldenburg.de 
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UFZ-Umweltforschungszentrum Leipzig-Halle GmbH 

Permoserstr. 15 
04318 Leipzig 
Dr. Sigrun Kabisch 

UFZ-Sommerschule '96 

Thema: Umweltverhalten und Lebensqualität in urbanen Räumen 

Ziel: Ein Ziel besteht in der Zusammenführung von Wissenschaftlern, die sich mjt. 
umweltrelevanten Forschungsfragen in stadtregionalem Kontext beschaftJgen, um . 
damit den Austausch zu intensivieren und offene Forschungsfragen zu benennen. Dabei 
soll insbesondere die Praktikabilität der Leitidee Sustainable Development (SD) anhand 
konkreter Vorhaben in urbanen Räumen diskutiert werden. 
Im Rahmen der Sommerschule wird Nachwuchswissenschaftlern die Möglichkeit 
eröffnet, ihre Qualifizierungsarbeiten vorzustellen und sie in längerfristige 

Forschungslinien einzuordnen. . . -. 
Die Schürfung des wissenschaftstheoretischen Profils der s~~JologJs~henl:;orschung am 
UFZ-Umweltforschungszentrum Leipzig-Halle 1st em spezifisches Z1el d1eser 

Sommerschule. 

Forschungsfragen: Ist das Sustainable-Development-Konzept eine ausreichende . . . 
wissenschaftstheoretische Grundi<Jgc, um die VcrtriigiJchkeJI menschlicher E1ngnffc 1n 

die urbane Umwelt zu erklären und zu bewerten? 
Gibt es kulturell definierte Standards, mit denen das Maß der Eingriffe festgelegt werden 

kann? . 
Mit welchen Instrumenten ist die Leitidee der SD auf konkrete Vorhaben auf regiOnaler 

und lokaler Ebene umzusetzen? 
Welche Indikatoren haben sich bei der Operationalisierung von SD bewährt? ... 
Was sind konkrete Beispiele dafür, daß sich Umweltverhalten in mehr Lebensquahtat 

"ausgezahlt" hat? . . . · 1 h ? 
Wie sind notwendioe Verhaltensänderungen zu stimulieren und w1e werden s1e be o nt. 
Welches Umweltwissen existiert und wer wacht über die Qualität der 
Umweltinformationen und ihre Weitergabe? 
Ist aus sozio]ooischer Sicht das Maß der ökologischen Tragfähigkeit unserer Städte 
überhaupt abz~schätzen, da i.d.R. immer nur Segmentanalysen möglich sind? 

Wie sieht die ökolooische Stadt der Zukunft aus? 
Ist nachhaltige Stad~entwicklung nur in der Relation Stadt und Umland möglich, oder 
können auch innerstädtische Teilräume nachhaltig gestaltet werden? 

Zeit: 24.6.1996 (18 Uhr)- 28.6.1996 (12 Uhr) 

Ort: UFZ Leipzig, Permoserstr. 15 

Finanzierung: UFZ und Friedrich-Ebert-Stiftung .. . . 
Die Reisekosten und die Kosten für die Unterkunft werden den auswart1gen Teilnehmern 

erstattet. 
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organisatorischer Ablauf: Die Sommerschule beginnt am 24.6.95 mit einem Empfang der 
Geschäftsführung des UFZ, auf dem Prof. Fritz (wissenschaftlicher Geschäftsführer des 
UFZ) in einem Vortrag die Erwartungen der Umweltforschung im Allgemeinen und des 
UFZ im Besonderen an die sozialwissenschaftliche Forschung formuliert. 
An den folgenden drei Arbeitstagen ist ein intensiver Austausch über 
wissenschaftstheoretische Fragestellungen, konkrete Fallbeispiele und wissenschaftliche 
Begleitprojekte vorgesehen. Die Arbeit im UFZ wird durch Exkursionen zu konkreten 
Vorhaben und Diskussionen mit den dafür Verantwortlichen ergänzt (z.B. Ostraurn­
Projekt in Leipzig, Stadtssanierung oder Bergbaufolgelandschaft). 
Am Abschlußlag (28.6.95) werden die einzelnen Positionen zusammengefaßt, die 
Diskussionen ausgewertet und Vorschläge für weiterführende Arbeiten, möglicherweise 
eine Forsetzung der Sommerschule beraten. 

Teilnehmerzahl: insgesamt auf höchstens 30 begrenzt, davon ca. 12 aus dem UFZ 

Vorbereitung: Verschicken von Papieren der Referenten an alle Teilnehmer zwecks 
Vorbereitung auf die Diskussionen 

Nachbereitung: Veröffentlichung in UFZ-Bericht 

Verantwortung: Dr. S. Kabisch, Tel.: 0341-235 2366, Fax: 0341-235 2511, 
e-mail: kabisch @ aloe.ufz.de 

Iechnische Mitarbeit: B. Klaus, Tel.: 0341-235 2600 

Interessenten melden sich bitte an der o.g. Adresse. 
Das entgliltige Programm der UFZ-Sommerschule '96 wird im April 1996 verschickt. 

Weiterbildungsprogramm der Universität Hannover: "l\Ioderalion in der Umwelt- und 
Raumplanung" 

Die Universität Hannover bietet ab Januar 1996 eine einjährige, berufsbegleitende Weiterbildung filr Plane­
rinnen und Planer mit abgeschlossenem (Fach)HochschuJstudium an. Die Weiterbildung umfaßt 220 Unter­
richtsstunden (neun Wochenendseminare (Do.-Sa.) und fünf Supervisionssitzungen (Sa., ganztägig). Da die 
Bedeutung von Konsens- und Beteiligungsverfaren in der Planung sillndig wächst, müssen Planer/innen zu­
nehmend moderierende Tä!igkeiten übernehmen, wenn der Planungsprozeß nicht ins Stocken geraten soll. Das 
Weiterbildungsprogramm vennittelt die dazu notwendigen kommunikationstheoretischen und psychologi­
schen Kenntnisse und bietet die Möglichkeit, durch die Verknüpfung mit dem Berufsalltag eigene Erfahrun­
gen zu sammeln, die in den Supervisionssitzungen unter fachkundiger Anleitung reflektiert werden. 

Teilnahmevoraussetzungen: abgeschlossenes (Fach)Hochschulstudium und die Berei!Schaft spätestens zu 
Beginn des Weiterbildungsprogrammes im Rahmen der eigenen Berufstätigkeit moderierende Tätigkeiten zu 
übernehmen. 

Anmeldeschluß: 1.11.95 

Informationen Frau B. Claussen 0511-7624745 (inhaltlich), Frau W. Blume (Anmeldung), Zentrale Einrich­
tung für Weiterbildung der Universität Hannover, Lange Laube 32, 30159 Hannove 
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aKO) Systemtheorie 

Christa Weher 

"Systemtheoretische Ansätze 
in der Geisteswissenschaft" 

Mil besonderer ßcrlack~ichligun~ von 

J ohuun Wulfgun!!, v. Goclhe und H.udolrSicincr 

Der systcmthcnrctis.chc Ansatz in der Wissenschaft 
irnrlil.icn cin..:n verlinderten ßllck nur die gcsdl­
schaftlichcn und wis~cnschuftlichen Entwicklungen. 
AnKnüpfend an die Rclativitiitsthcoric und Quuntcn­
mechanik. die mit einer ncucn Sicht von der Welt 
hcc.onncn hahen, betrachtet die Systemtheorie das 
U 1~ivcrsum als ungeteiltes Ganzes, in das Beobachter 
und Instrument gleichermaßen eingeschlossen sind. 
D; 1rin licc.t die Vcrhindunp, zur n:nurwisscnschaftli­
(ht:ll Vur~chcnw•o.:i.~..:: Johann Wolfgang von Gocthcs. 

DiL· Stutlie .~etzt sieh mit den ~ystemthcorclischen 
:'\n~iitzell in der 1\.'lethodik Goethes und der di!raus 
entwickehcn Erkenntnistheorie Rudolf Steincrs au~­
ein~n\IJcr uni.l stdlt 1.1oibe\ insbcsundcrl! die Frage. 
in\\·iewl.'it hil.'r IJo.:cnJ.:unzeptc entwickeH sind, die zu 
].il~\lll!!O.::Il rür Jil.' Jcrzeit immer dringlicher Wl!f­
l.klldC;l gesellschaftlichen Probleme beitragen 

kiinllt:ll. 

]lJtJ3. 75 s. !SßN 3-RS939-:Z73-3 

JKO- Verl:1g fiir /nrerku/rure/le Knmmunikurion 

Pos/(ilch 90 09115 
J)- (i{!../../Y Fwnk{un 

Bille fordern Sie un~cr Gcsamtvcrz.cichnis uni 

Oie Autorin: 

Christa Weber, Dr. phil., Lehrerin; Studium der 
Kunstgeschichte, Kunstpiidagogik und Pädagogik. 
Ocrzeit verschiedene Lehrtätigkeiten in Frankfurt 
arn Main: im Schuldienst mit Schwerpunkt "Deutsch 
ab Fremtlspra~.:he", inlllodJschultlicnstmit Lehrvcr­
an~t;dtungcn in Kunstpüd<.~gogik sowie im Rahme1_1 
Jcr Erwach~enenhildung in der Vermittlung künstlen­

scherTheoric und Praxis. 

Aus dem IKO- Verlag 
für Interkulturelle Kommunikation: 
Christi.! Weber 
Vom "erwciterlen Kunstbcgrifr' zum 
"erweiterten I•rui:J~ugikhegrifr' 
Ver~uch einer Stundorthcstimmung von Joseph Jkuy~ 
1 1(0-Wi5sensehah und For~chung, Band 15 
JLJIJl. IHI S. ISBN 3-88939-2!5-6 

TheorieWerkStall Frankfurt (Hrsg.) 
Phvsik.uli.~ierung des Lehens 
!nlerpretat'1onen und Quellen zur wis~enschaftskritisehen 
Rekonstruktion des "Lebens"-ßegriffs 
JIJ'I2. 25-l S. !SHN 3-öS939-410-5 

JnstiiUl flir sn:t.i;JI-iiktl!Ugische Ftlrschung 
Econ Beckcr (Hrsl!.) 
J;~hrbuch 2 Hir Stl"lial-ökologische forschung ]1)91/92 
pJ!J2. lKil S. ISBN 3-ö!\939-252·0 

Thom<IS Juhn 
1-\:risc als gc~cllschafllichc Erfahrung~fnrm 
Un1n~.'e eine~ ~~lzi;Jiöknlngischen Kriscnktlnl.ept~ 
J'llii.IV1S. IS8NJ-HWJ3'J-l51-2 

l\l1rh:u:I\\'L'ingancn . 
E vulul i11n!irc Erkcnntubtheuric und neue \\'eltlulder 

1\rhcil~p;~pier 1-ks Jmti1u1~ für snzhll·i"lkn!ng."I . .,Chc 
for~chunl! Nr. :n 
1 i\ufl lij9o. /lf1 S. !SßN ~-öKlJ31J .. lJJ.O 

L:",,nllcrkcr 
s·:~\Cilldenkt:ll ill dt:f wis~enSchaft\irht:ll Ökulugic \lrtd in 
d~r puliti.o;chcn Ökulogichewcgung 
Arheit~papier de> lmlilut' fl1r ~tu:ial.i"Jknh.lgi.;dlc 
hiiSChllllf!. Nr. 7 
:.'._ i\ufl. PJIJtL 2(, S. ISBN :l-Xli!JJIJ-J07·l 

160 
Aus dem Inhalt: 

Veränderung der Wissenschaften 

Einleitung 
Die theoretischen Grundlagen des systcmi-

schen Denkens 

Grundziige der Systemtheorie 

- Johann Wolf~ang v. Gnclhe 

Guetltc als Wi~settseltaCtlcr 

Goethes Farbenlehre 

- Hudolf Stein er 

Steincrs Lebensweg 

Steincrs Erkenntnistheorie 

Anthroposophie 

Sozi;~le Dreigliederung 

K.tln~l.'quenzcn'! 

- Zus:nnmenhängc 

Neue ßegrirnichkl.!il 

Gocthc unU die motlef!le Physik 

E rwei te rt er Wis~e nsc h ;1 r tshe ~ri r r 
Folgt!rungen 

- Nachwort 

- Utcrntur 

Wa\ter Sülberg (Hrsg.) 
"Fortschrittslechnulogien'' und ihre Auswirkungen auf 
Erziehung und Identitätsbildung 
Jahrbuch "Pädagogik: Dritte Weh" !984 
1985,200 S. ISBN 3-88939-126-5 

Egon Bccker (Hrsg.) 
Umwelt und Entwicklung 
Jahrbuch "Piidagogik; DritteWdt" !989/90 
!992, 362 S. ISBN 3·R8939-173-7 

Johanncs Hoffmann (H rsg.) 
Ethische Vernunft und technische Rutionalitiit 
1 nterdisziplinäre Studien 
ElhiV.-Gesdlschaft-\Vimch:~fl, Band! 
tlf92, 294 S. ISßN 3-R!i939-245-H 

Preisfinderungen und Irrtümer vorbch:~lten. 

Jm R11 /rmcl1 U/IScrawi.urnJrlwfl/irhru Reihen hirlrll wirilulnrlmtrn 

dir Miiglir!Jkril, ihre Arbeii<'!I ~~~ rrrii}fmr/jchru. 

/lillf Jordrnl Sir umrr lnformulirlti.TIIWiniultm. 

I tiermit hcstdlc ich :11151.lcm !KO- Vcrl~!\ für lnltrl.ulturclk 
Komnmnikalinn die unten ~nr,c!-chcncn Ti I tl. 
Ocr Versand isl kn~tenfrcl! 
Ex. Titcii!SßN 

(D~rum) (Untcr~chrift) 

Adn:~~c (bille in Druckschrifl): 

l'rds 

I 
\ 

l 

<Zto) Rassismus 

Mnnfred Knppe/er 

Rassismus 

Über die Genese einer 

europäischen Bewußtseinsform 

r\ufl.;!ärung iiber rassistisches Fühlen, Denken 

und I--I nudeln beginnt als Se!bstnufk\ärung Ober die 
Hintergr(inde d~:r eigenen politischen Identität. 

Die vorliegenden Studien legen offen, daß der 

Rnssisrnus seine Wurzeln tief in der europäischen 

Geschichte hat und ein konstituJives Element euro~ 

piiisch~n Denkcns ist. Sie spannen einen geschicht­

lichen Oogen von der Ausbreitung des Christen­

tutns in der Antike zur Zerstörung der islamisch ~ 
rn:1urischen Kultur durch die christlich ~ kastili­

schen Ritter im miuela!terlichen Spanien und von 

dort üb~r den Humanismus, die Reformation in 

Deutschland, über die europäische Aufklärung bis 

zur Arbeiterbewegung und der Sozialdemokratie 

des 19. und }Q_ Jahrhunderts. 

199<1, 22.0 S. ISBN 3-88939-118-4 

IKO- Va/ngjiir fnlr.rkttlrurclle Ko1111111111iknrio11 
l'ostjnch 900 965 
D· 60449 Frankfirn 

nitJ,• (on!,•rn ,<;j,• IIIIS•'f (j,•S.lll!tV<'Tl.l'ic]utis :111! 

Der Autor: 

Manfred Kappe\er, geh. 1940, Dr. phil., Profe!>Sor für Er~ 
ziehungswissenschaften f Sozialp'iidagogik, Direktor des 
Instituts für Sozialpiidagogik an der Technischen Uni~ 
versit:i.t Berlin 

I'Ottl gleichen Awor isr erschienen: 

Manfred Kappeier 
Drogen und Kolonialismus 

Zur Ideologiegeschichte des Drogenkonsums 
Kritische und selbstkritische Forschungsberichte zur 

Dritka Wdt, 
Band 3 

l 990, 400 S.. ISBN 3-88939-102-8 

Aus unserem Verlagsprogramm: 

llmm~s Fillitz, Anrlre Gingrich, 
Uabriele Rasu/y-Palaczek (Hrsg.) 
Kultur, Identität und Macht 
ethnologische Beiträge zu einem Dialog 
der Kulturen der Welt 
1993,330 S. ISBN 3-88939-030-7 

Kum ·a Ndumbe IJI 
Was wollle IIitler in Afrika? 
NS-Planungen für eine faschistische 
Neugestaltung Afrikas 
Kritische und selbstkritische Forschungsberichte 
zur Dritten Welt, B~nd 7 
1993, 300 S. ISBN J-88939-104-4 

Amt für multikulturelle Angelegenheiten 
der Stadt Frankfurt am Main {Hrsg.) 
Begegnen~ Verstehen~ Handeln 
Handbuch für lnterkuhurelles Kommunikationstraining 
1993,200 S. ISBN 3~88939-292-X 

161 
Aus dem Inhalt: 

Über die Genese einer Bewußtseinsform 

Vom edlen Blut, von Urvälem, Theologen, Philo­
sophen und Naturwissenschaftlern 
Blutvergiftung 
Der Kult um den Stammbaum oder: Genealogie 
als prah1ischer Abstammungswahn 
Der große Blonde mit den blauen Augen: Ideal~ 
bild des Herrenmenschen mit der nordischen 
Rassenseele 
Hier stehe ich, ich kann nicht anders! ~ Der Bei~ 
trag Martin Luthers zur Entwicklung des Rassis­
mus in Deutschland 
D~s Objekt des Rassismus: Die jüdischen Ge~ 
meinden in Deutschl;~nd 

Freiheil ~Gleichheit- ßrüderlichkeiL 
Die Problematik der Menschenrechte und ihre gleichzei­
tige rnssistische Negation durch die Philosophen der 
Aufklärung 

Wie Robinson war, soll Emile werden 
Über AufKlärung, Rassismus und Erziehung 

Die Deutsche Arbeiterbewegung 
um! der Kolonialismus 

Von der Berliner Konferenz zum Ersten Welt­
krieg: Das Scheitern des proletarischen Interna­
tionalismus 
Rosn Luxemburg ~Das verdrängte Gewissen der 
Partei der Arbeiterklasse 
Die deutsche Sozialdemokratie in der Marokko­
Krise 
Rassismus und Kolonialismus führen zum Krieg: 
Die Beteiligung der Sozialdemokratie ~n der Ent­
sch('idtmg zum Ersten Wcltkrle~ 

Kl eff/B roszi nsky ~Schwabe/ Albe r1/MnrburgerfKa rsten 
BRD~DDR 

Alte und neue Rassismen im Zuge der deutsch-deut~ 
sehen Einigung 
Werkstatt~Berichte der Interkulturellen Forschungs- und 
Arbeitsstelle am Fachbereich Erziehungswissenschaften 
der Technischen Universität Berlin, Band I 
!990, 90S. ISBN 3-88939-013-7 

Renale Nestvogel (Hrsg.) 
Interkulturelles Lernen oder verdeckte Dominanz'! 
Hinterfragung "unseres" Verhältnisses 
zur 'Dri!ten Welt' 
!091. 2?.0 S ISBN J-8&039-0-\5-.'i 

Rainer Briihler I Petcr Dudek (Hrsg.) 
r:rcmde- IIcimnt 
Neuer Nationalismus versus interkulturelles Lemen­
Probleme politischer Bildungsarbeit 
1992,228 S ISBN 3-ES939-Hi9-9 

Preis:indenmgen und lrrtiimcr vorbehalten. 

Iw 1/,,/uuru llt<>tln "'i.l.lr'l.ldtol}llir/•m N<'iltrtt /Ji!'lrll "'" ,\,.hn/W/<'11 
,1/r M6slir/tt~il, il<rf ArbtiUtl ~~~ •·rrPifnrl/id,~n. 
/lillr Jcmlutr Sir litt ur {ttjormnl/rm.<lli<IUrilll 1111. 

Hicnnit bestelle ich ~us dem IKO- Vcr!11g rürlntcr­
l;ulturl.'llc Knmmuniknlion die \IHlen nngegcbcnen Ti Je!_ 
llcr Vcrsllml ist kosten frei! 

TitelfJSIJN 

(llawlll] { Untcrncllrift) 

1\rlleo><! (\.Iiiie iu Drud . .sdltifJ )·. 

Preis 
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UNIVERSITAT KLAGEISFURT e Institut ftir Sct- .. Ipädagogik und Sozialpädagogik 

UNIV.-PROF.MAG.DR. HANS HOVORKA 

~ INTEGRATIONSPÄDAGOGIK 
V . UND SOZIALES UMFELD 

[I]~ 
Baut behindertengerecht! 

Leitung der Arbeitsgemeinschaft: 
In tc rd iszi p I in ä re Behinderten forsch u ng 
und Integrationspädagogik IBI 

Universitätsstraße 65-67, A-9022 Klagenfun 
Tel: 0463/2700-553 od. 523/563, Fax: 0463/2700-562 
Mai 1· Adresse: Hans .Ho vorka@ uni- klu. ac .at 

Priv<~t: 

Klagenfurt!Wien, im Februar 1995 

Neuer Fachschwerpunkt: 

INTEGRAT!ONSP.i.DAGOGIK 
AN DER UNIVERSIT .'. T KLA­
GENFURT 

Die Integration behinderter Men­
schen ist eine große gesellschaft­
liebe Aufgabe. Die Universität 
h.lagenfurt stellt sich ihr mit der 
Einrichtung eines neuen Fach­
: :hwerpunktes, derauch Schüler­
Innen mit besonderen Bedürfnis­
sen sowie deren Angehörigen, 
Lehrerinnen, Schulleitungen und 
Schulbehörden zugute kommen 
soll. Neu an der Universität Kla­
genfurt ist, daß sie den Studie­
renden die Möglichkeit bietet, im 
Rahmen des Pädagogikstudiums 
den Schwerpunkt "Pädagogik und 
Integration" zu wählen. Professor 
Dr. Hans Hovorka bat mit seinen 
integrationsorientierten Konzept 
ftir Sonderpädagogische Zentren 
österreichweite Mallstäbe ge­
setzt. 

Rechrzeitig vor Schulbeginn konnte 
im Sommer !994 am Institut rur 
Schulpädagogik und Sozialpädago­
gik der L'niversität Klagenfun ein 
Forschungsprojekt zur schulischen 
Integration behindener Kinder er­
folgreich abgeschlossen werden. 
üniv.Prof. Dr. Hans Hovorka. der 
seit Ende \993 bemüht ist, den \an­
Qe verw?ist ~:?.ewesenen Bereich der 
Sonder- und -Heilpädagogik zu einer 
umweltorientienen Integrations· 
pädagogik aufzubauen, kann nun 
seine Forschungsergebnisse dem 
professionalcn Au!b:lU regionaler 
··sonderpädagogischer Zentren 
(SPZY' zugute kommen lassen. 

Seite 10 

Vielfalt statt Einfalt 

Bekanntlich sieht die mir der 15. 
Schulorganisationsgesetz-Novelle 
1993 festgeschriebene Neuordnung 
der sonderpädagogischen Förderung 
in Österreich neben dem .. Eltern­
recht" auf Integration behinderter 
Kinder in allgemeinen Schulen auch 
die regional~ Einrichnmg ,.Sonder­
pädagogischer Zentren'· vor. 
Diese ,Zentren sind Sonderschulen, 
die die Aufgabe haben, dun:h Bereit~ 
stellungund Koordination sonder­
pädagogischer Maßn::Uunen in ande~ 
renSchularten dazu beizutragen, daß 
behinderte Kinderio bestmöglicher 
\V~ ;5e auch in allgemeinen Schulen 
unterrichtet werden können'" ( 15. 
SchOG~Nove!le \993, § 27 a). Mit 
dem Ziel. die Ghenoisierung behin­
derter Kinder langsam zu überwin­
den. Anstau eine Pädagogik der 
Aussonderung weiterzubetreiben, 
sieht der Integrationspädagoge die 
Notwendigkeit., eine Pädagogik der 
Vielfalt zu inst.-lllieren. um damit ei­
nen Grundstein zum gleichbcrechtig~ 
renZusammenleben Behindener und 
dersogenannten ''Normalen·· zu er-
reichen. 

Pädagogik der Nichtaus­
sonderung 

Unterstützt durch den Jubiläums~ 
fondsder Österreichischen National­
bank war es Professor Hovorka ge­
meinsam mit seinen v.issenschaftli­

Mit.arbeiterlnnen Ga­
Gerhardter und Ursula 

Fitioi<: se,;, Anfang 1993 fast einein­
halb Jahre lang möglich. Aufbau. 
Betrieb und die wechselvollen Erfah­
runeen mit SPZ insbesondere in 
Öst;rreich zu untersuchen. Dabei 
wurde auch auf die Iänder- und 
regionenspezifischen Unterschiede 
bei der Einrichtung und organisatori­
schen Handhabung der SPZ einge­
gangen. Schon im Jahre 1992 hane 
Prof. Hovorka im Zuge seiner Sru~ 
die "Schulische Integration und so­
zlales Umfeld" ein KontaktnetZ aller 
lxtciligten Per50nen und lnsrirutionen 
aufbauen können, das nun engma­
schiger gestaltet und schulübergrei­
fend erweiterl werden soll. 

Der Grundtenor des intensiven Dia­
laos zum intel:!rativen Auftrag von 
So:onderpädagoiischen Zentren. bestä· 
tigr die der Untersuchung zugrunde 
gelegte Annahme. daß schulische In­
tegration nur ein Segment von sozia­
le; Integration d:Jrst~lh 
Zur voiien gesel!schafil1chen Teilha­
be behindener Menschen stellt die 
(sonder-) schulpädagogische Förde· 
rung zwar eine wichtige Vorausset­
zung dar. Sie muß jedoch stärker als 
bisher sozial orientiert auf die vorschu­
lischen und auf die nachschulischen 
Lebensphasen ausgeweitet werden. 

Integration ist unteilbar 

Immerhin bekennt sich auch die öster· 
reichische Bundesregierung in den 
Zielsetzungen ihres Anfang 1993 vor­
gestellten Behindertenkonzeptes ein· 
deutig ru einem gesamtheitliehen Prin­
zip der Integration behinderter Men­
schen, das alle Lebensbereiche um· 
faßt. Damit unterstreicht sie den we-

Nr. 2, April1995, LV-INFO 

ßank\'crbindun~: 

Czcming::~.Ssc \2/14. A·l 020 Wien. Tel.: (0::!22) 216-76-09 
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sentlichsten integrationspädago­
gischen Grundsatz: .,Integration ist 
unteilbar!" Denn Ziel der 
Behindertenintegration ist es, die Son­
der- und Heilpädagogik nicht mehr 
isolien in Spezialeinrichtungen anzu­
bieten, sondern auch die jeweilige 
Lebensweit des Be hindenen mitein­
zubeziehen. 

''Elternrecht auf !ntegratlon" 

Prof. Hovorka beabsichtigt, seinen 
universitären Arbeitsbereich 
··lmcgrationspädagogik und Soziales 
Umfeld" noch weiter den Praxis~ 
bedürfnissen zu öffnen. 
Besonderes Augenmerk soll dabei auf 
die Ourchsetzung des ''Elternrechts'' 
aufwohnonnahe schulische lntegra· 
tion sowie auf die Aus- und Weiter· 
bildungvon lntegrationspädagoglnnen 
gelegt werden. 
Jn Forschung und Lehre werden von 
ihm aber auch Probleme in der vor­
und nachschulischen Lebensphase 
be!:indener Menschen bearbeitet, 
"weil vor allem die erfolgreiche be­
rufliche Eingliederung in Hinkunft im­
mer schwieriger z.u bewerkstelligen 
sein wird". warnt der Integrations­
experte. 
In seinen Bemühungen wird er seit 
kurzem von drei jungen Kärntner 
:-..1itarbeiterlnnen unterstützt, "mit de­
nen ein engagiertes Integrationsteam 
gebildet v.crden konnte", freut sich 
Hovorka. 
Nach mehreren Praxisjahren ist Frau 
/\lag. Marion Sigot seit Anfang Fe­
bruar 1995 als Universitätsassistentin 
an den On ihres Pädagogikstudiums 
turiickgekehrt. Das wissenschaftliche 
und administrative Sekretariat wird 
durch den querschnittgelähmten 
VölkermarkteT Ernst Kocnik 
( Behindenenarbeitsplatz) gemeinsam 
mit der Klagenfurterin Eveline 
Kaplcuig. ht:tH:Ut. die :Iuch P:idagugih. 
im zweiten Studienabschnittstudierl. 
Um ·•die Gleichstellung ''on Men­
schen mit Behinderungjeder An und 
Jeden Alters .. besser unterstützen zu 
können. hat Prof. Hovorka die Grün· 
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dungder Arbeitsgemeinschaft des 
Universitätssenats .,1 nterdisziplinärt> 
Behindertenforschung und 
Integrationspädagogik ·I BI" mitinitiert 
und auch deren Leitung übernommen. 
Diese fachübergreifende Arbeitsplatt­
form soll mithelfen, die behinderten­
spezifische Schwerpunktsetzung der 
Universität Klagenfun zu vertiefen 
und praxisnahe zu gestalten. 

Hinwdse zum Forschungsproj~kt: 

Hovorka, H. (Hg.): Sonderpädagogische Zenrren als Koop~rationsb~ispi~le netr-~erk· 
oriemi~ner Gem~inwesenarbeit. Forschungsprojekt gefdrden vom Jubiläumsfonds der 
Österreichischen Nationalbank(ProjeJ..:mumm~r: 4527)Jlnner 1993 bis Juni 1994. 

Der dreibändige Forschungsbericht umfaßt 550 Seiten (ß~richtband A. Umfeld· 
orientierter Analyseraster 8. Kurzfassung) und kann gegen Kostenersatz bestellt w'er· 
den. 

Bestelladresse: Univ.-Prof. Dr. Hans Hovorka 
Institut fllr Schulpädagogik und Sozialp:idagogik 
der Universitflt Klagenfun 
Universitlltmraße 65·67 
A-9011 Klagenfurt 

Kon!akt: "!BI"~ lnstiturfiir Schul- und Sozialpädagogik, Universität 
Klagenfurt, Univ.-Prof. Mag. Dr. Hans Hovorka. Universitätsstraße 
65-67, 9022 Klagenfurt. 

Univ.-Prof. Mag. Dr. Hans Hovorka 

geb. 1'946 in Wien, Univ.-Prof. für Sonder- und Heilpädagogik am 
Instimt fur Schul- und Sozialpädagogik der Universität Klagenfurt 
(Schwerpunkt: Integrationspädagogik und Soz.iales Umfdd), Leiter 
der universitären Arbeitsgemeinschaft "Interdisziplinäre Behindenen­
forschung und Integrationspädagogik -!BI'' AusbildUng als lndusoie~ 
designer an der Hochschule filr Ange'.'.<Uldte Kunst und als Soziologe/ 
Pädagoge an der Un.iversität Wien. Habilitation an der TU Berlin und 
1992 an der Universitär Graz in Erziehungsv.1.ssenschaften!Sozialpäd­
agogik. Mitbegründerdes Wiener Instituts fur~uziaJes Design ( 1975) 
und seit über 20 Jahren intensiv mir imeg:rations- und umfeldbezogenen 
Forschungs- und Lehraufgnhen hefaßt. Zahlreiche einschlä~il,\t: Publi­
katium:n w1J l'tujcJ...LaJ U~iicJL ZulcLLt abl!t:Sdilusscttcs F~r~L:hWll!.S­
projekt: Sonderpädagogische Zentren ;ls Kooperationsbeispi~le 
netzwerkoriemiener Gemeinwesenarbeit., Wien/Klagenfun 1994 
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Tel: 046312700-'iS~ oU. 5:!.31563, Fa~: 0463127-ü0-5ti1 
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STANDPUNKT. Jugendwohlfahrt im Hinblick auf die ÖITnung bzw. Einigung Europas. 
Graz, 6. April 1995 

Hans Hovorka: SOZIALPLANUNG lN DER JUGENDWOHLFAHRT 

SozialarbciliSm.:ialpädagogil: ist professionelles Handeln zur Umerslützung von Mcnschcn in sozialen Notlagen mit den 
Mim:ln der sozialarbcilcrischen MethOOik. Sozialarbei!erisches Ziel ist. den Alllag rür thr Klientel hcw:Hligbar zu rn.1chcn. Das 
Handlungsinvemar von SozialarbeiliSo:cialpädagogik umfaßt !l.a. die Vermittlung geeigneter ma1erieller und imrnalt:ridler 
Ressourcen auf Basis einer psychosozialen Diagnose; Methoden zur SUirkung der Sdbsthilfekr:Ute von Personen in soziakn 
Notlagen; Umerstützung bei der individuellen Lebensplanung; Organisation von Unlcr.ai.itzungssystemen; Becinnussung von 
Lebenswe!ten; Vermittlung zv.ischen gesellschaftlichc:n Randgruppen und gesellschaftlichen Institutionen. 

Nach dem rcform- und sozialfreundlichen Klima der 70er Jahre steht Sozialarbcit/So7.ialp:idagogik heule zunehmend \'Dr dem 
Dilemrn.a "lnleg:ration vcrsus ArmuLo:;verwaltung" und wird mit Phänomenen der neucn Armut, der Dauer- und Masser.:lllx!it5-
losigl:eit, mit ansteigender Drogenabhängigkeit sov.ie mit Krankheit und Behindi!rung l:onfrontkn, deren soziale Dimension 
sich insbesondere bei der jüngeren Generation markant abbildet. Die sozialpoliti~.che Entwicklung der !elZten J.._'1r~ Hillt 
tx:sondc:rs im kommunalen Bcreich eine RUckkehr zur Arrnut5verwaltung und zur ordnungspolitischcn Kontrolle c:rken:~en, die 
davon ausgehL daß dcr Lcistungskar.alog des Sozialstames nicht mehr ausreicht. die vcr;chlecJucn~:n Lcbensbedingunge:1 sozial 
lx:nachtdligtcr Gruppen auszugleichen. 

E~::~~l:!:::.:!: :::i~= ~.::::::..::&~::;~:.:;:;:. =~b'-''· ~lr.;icl;;.]iC:: P. --'-~.··:el::: ;::d Qu.:!!i::;~,:-::Y.ca~T ~;:;~ . .!..:.·,-,a~:-:r>:·~i:~:!:;:!;. ::!..ic 
insgesrunl auf eine Dt::regulicrung und Aexibi!iSicrung suzial- und.blldungspolilischer Standards abziell. Verllilderu:~gcn im 
smialen Bcrufsfeld. die seit Mi11.e der SD.=r Jahre von nwlit>'.:ralen Op1iorien wie "'Mehr Privat- weniger Staa1" gepr~gt sind 
sov.ieda.s Streben nach Budgt=tkonsolidierung und Ko;-;enneutralit.lll bei nahezu allen Refonnen im Sozial-. Gesundh<!JL5-und 
Bildungsbereich der lewen Jahre, verändern ;~.uch. den gesellschaftlichen Rahmen und Auftrag von Su7.ial­
arbeiliSozialpädagogii: und vermindern die öffenlllci1e Akzeptanz ihres Klienteis und il1rer Akleurlnnen. 

Auch in der Jugendwohlfahn lassen sich Tendenzen zu: kostengUnstigen "Auslagerung"' des besonders unaltraktiven Klienteis 
in den privalen Anbietennarkl erkennen, wenngleich das neue Jugendwohlfahnsgesetz (JWG) von 1989 durchaus Moglich­
keiten zur Qualilät~entwicklung. -sichcrung und ·kontrolle der sozialen UmerslüiZungsstandards offen hält. 

Denn mit dem im Ent5tehungsvorfcld nicht unumstrincnen Gesetz.e..~wcrk wurde irruncrhin da.s Jugendwohlfahmrcct:t an die 
vcrändencn gcscli!".Chaftlichen Verhältnisse und an gravierende familienreclttliclt!! Änderungen der Ieuten Jahre angep:ill1. Die 
im Ge~el7. vorgesehene verst:i.rl-..1e M.itarbcit privater Träger J..ei der Errtillung nichthoheitlicher Aufgaben der tlffe:~tlichen 
Jugcndwohlfahn (JW) ist heute aus der Praxis der IW nicht mehr wegzudenken, wwrJgldch die ge~etzliche Umseu;;ng des 
JWG als auch die praktiM:he Handhabung da Landcsausflihrungsgcsctze Umerschivk aufzeigen, die ein n:ibur.~'lnse~ 
Zusammenwirken der Jugendwohlfalmsbehörden mit den frc.ir.n Trägc:rn erschweren können. 

Während bcispiclswci5e in Niederösterreich alle im JWG-Bereiclt tätigen privaten Einrichtungen vom öffentlicher. TrJgcr 
m1crkannt !'.ein müs::.en, v:ird in der Steiennark deren Heranziehung ausdrücklich flir den jeweiligen Ein7..t:lfall verstanden. Eine 
kürzlich abgeschlossene U!ndcrvergleichsstudie zeigt zudem, daß die Eignungsfe5Litellung prh·ater Tr~gr::rorganisationen 
hisher fa~l ausnahmslos ~ur hcreits t;e_qehende EinrichiUngen beschränk! gebliebcn war, denen hci der Finan7.iemr.~ m:ner 
Einrichtungen der JW vom t\ITcntlichcn Trtlgcr mehr Yenrauen emgcgengebracltt v,ird. ods kleinen regioncn- und stadtto:-:!X!.Il­
gcn.cn Gruppen und Initiativen der Jugendo:;01.ialarheit. { l) 

Der ~omplc:o:e und einer fachh.:h adaquatcn Entwicklung der Jugendwohlfahrt of1 hlnlkrhchc Aufhau der hc.hörtllic.·.en JW 
nJJcht eine 1-x!rdch~- und rcs~nnlihcrg.rcifentle Jugcndwohlfalmsplanung nQiwendit:. in der die Orgams:illilnSstrukH.::.:;: den 
erweiterten Aufpt-..:n anzup;ts~cn sind, und nicht umgekehrt. Die neuen Aufgaht.:nl"x:re~ehe, wie ~ic iUI~ der intc.j:cnen 
lcbcnswell- und sm.ialrnumnrientierten Ncurositionkrung der JW entstehen, b..'trdfo.:tt i11shcsondo:n.: tkll Auf- und ;~1-:hau 

I2 
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Managing Cities 
The New Ur·ban Context 

Ed;Ied hy PATSY HEALEY, STUART CAMERON, SIMIN DAVOUDI, 
STEPHEN GRAHAM and ALl MADINI·POUR 
Centrejor Re.sr!arch in Europenn Urbau Emriromnems, 

Deparfmenl o.fTown oml Country Plwming, UnivcrsilJ' of Newca.stle upon Tyne, UK 

Policy makers and resenrchcrs nre increasingly concerned with the quality ofurban areas, their loeal 
economies and their difficult social conditlons, yct they often encountcr major problems in 
understanding the nntme of the cconomic, social and politic;J! changesthat affect citics. Without 

such understanding, effecti\'e rnanagemcnt strategies will be frustratcd. 
Managing Cities draws Iogether contributions from leading rcscnrehers in Europe and America to 
develop an interpretation ofthe contcmporarv dynamics ofthe social relations within urban regions and 
their implications for urban govemance. TIH! contributors build on work in urban political economy and 
debates on modernism and postmodemism, Fordism and post-Fordism. Their collective nim is to develop 
an 'institutionalist' perspective on urban change and urban management. TI1is focuses on the nature und 
function ofthe complex networks through wh1ch people in households, firms and govemment agencies 
are linked to euch other. lt address~:s the challenge o instituttonal capacity-buildin_g nt the Ievel ofurbnn 
regions and neighbourhoods ns it affects those charged with managing and facilitatmg change. 
An authoritative analysis of urban issues and the 'instituttonal ist' perspeetive, this book is essential 
read!ng for _undergraduate students. researchcrs, und professionnls in urban studies and public 
admtnlstratmn. 
CONTENTS: Piease .sce overleaf .. 
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örtlicher so1.iakr Netze, die vc:rsthrkre Einbindung von Iok~! akzeptierten freien Tr:tgem sowie den Auf· und Ausbau 
situariottsgerL'Chl!.:r prophylah"l.i!'.!:her Angebote und legen die verbindliche Einlx.ziehung von qualifizierten Sozia.larlx.ilerlnnen 
in den Bezirksjugendämtern sowie in den freien Trägern in die laufenden Planungsvorhaben zwingend nahe. 

Eine von den Gemeinden betriebene vor.tusschauende Jugendwoh!falH1splanung muß immer auch als Teil einer gcsellschafts· 
bezogenen umfassenden Sozialplanung und als Prou:ß verslanden werden, dessen Zweck es insbesondere ist, die Lebcns­
qualitdl dcr Mehrheit der Bevölkerung zu verbessern. Denn kommunale Sozialplllne rür Teilbereiche sozia.larbeilerischer und 
-p!ldagogischcr Thtigkeit sind einersei\5 der Gefahr ffiilngc!hafter Koordination verschiedener Bereichsplanungen innerhalb der 
Gemeinde ausgcsetzl und/oder sind andererseits mit den Plänen der freien TrtlgerorganisaJ.ionen oder der Planung der 
Bundesländer oft unzureichend abgestimmt, was angesicht5 der Budgetverknappung im Sozialbereich einer Ressourcenver­
schwendung gleichkommt. 

Nichl nur flir die Jugendwohlfahrt sind deshalb sowohl theoretisch als auch pra1:tisch Neuansätze von Sozialplanung zu 
entwickeln, die an den Bcdlirfltisscn der planungsbetroffenen Jugendlichen und ihrem sozialräumlichen Umfeld anknüpfen und 
sozialplanerische Prävention bzw. vorausschauende "Repa.atur" als gemeinsamen Lernprozeß zur Mitbestimmung der 
Planungsbctrofft:nen und -beteiligten als leitendes Handlungsprinzip respektieren. Ausdrucksschwachen Planungsbetroffenen 
aus gese:llschaftlichen Randgruppen muß in solchen panizipaliven Planungspr01.essen sozialarbeiterischelsozialpädagogische 
UntaStUIZUng durch Anwaltplaner ennöglicht werden, die auc:IJ auf Gemeinde- und Stadtteilebene ausreichend orientiert und 
zur berufsfeldübergreifenden Zusanunenarbeit befilltigt sind. 

Auch in der Theoriedisl,:ussion sozialer Jugendarbeit werde!l daher in den letzlen Jahren zunehmend Jebcnswc!t- und 
alltagsorientierte Handlungskonzepte thematisiat, die, in Rückt?esinnung bzw. Weiteremwicklung des Metllodeninsu-umentari­
ums der Gemcinwesenarbeit. ein sozialraumbezogenes Stadneilmanagemem akzentuieren. Ein Stadttei!management, das eine 
situationsgerechtere und effizientere Ressourcennutzung bei Projekten im Sozial-, Bildungs- und Gesundheitsbereich erwanen 
läßt und den Al1eurlnnen Sozialer Arbeit zusehends kompetenzerweiternde Lheorelische, planerische, strat~:gische und 
m~:t.hodische Hand!ungswerlaeuge abverlangt, die in der Fac!lausbildung kaum, zusehends jedoch in der berufsbegleitenden 
Fonbildung kennengelernt und erprobt werden können. 

Es verwunden deshalb nicht, wenn auch in der pr.tl:lischen Jugendarbeit öffentlicher und privater Tr'Jgerorganisationen 
Then-cn dcr Sozialökologie und Ncttwerkförderung, der Marl1orientierung, des Sozialmanagements, des Case- und Umerstül­
zungsmanagement5, d,..r Or?anL~ati·:w~nt"-'!c\dung w1r\ Sco·[~tnla:>::nr; ~·r:rm-:hn ~!'~,>:"-~~r""""" .... ..-~,." R"i rlirtrll Rr.griffcn 
geht es wn das Bewußunachen und Bearbeiten erkannter lme.--vemionsgr~:nz~:n sozial arbeitefiseher und sozialpädagogisch~:r 
Fachkräfte, Dienste und Einrichtungen, ebenso wie um die Qualiii::atio'lsprofile d~:r Führungs- und Leitungskr:üte und um ihre 
Entwicklungs- und Steuenmgsinstrumente, die es vielfach '"nachzurilst'!n'" gilt. 

Wird anerkannt, daß sich Sozialplanung in der öffentlichen und priv;,t~:n Jugendwohlfahrt bedarfsgerecht immer nur an 
kon~:reten Orten und sozial!!n Umfeldern entwickeln kann, wird kla ·, daß die Sicherstellung sozial~:r Dienstleistungen 
insbesondere über innovative Projel.uusanunenhllnge nur dann gewält;leistbar ist, wenn sielt ''Marl1orientierung" über die 
genauen Kenntnissedes ArbeiiSumfeldes und der jeweiligen inslitulionell.=n Stärkt:n und Scltwllchen definiert. wenn paneilich 
zuguns1cn der von weiter-er Ausgrenzung bedrohten jungen Menschen öffentlich Stellung bezogen und wenn dcr Facenenreich­
lum des nällercn Arbeit5umfeldes als stimulierender Lernen m.r eine ;:.=rmanentl! Fon- und Weitc:rbildung sowie fllr eine 
J.Ufgabengerechte Organismionsentwic!Jung angenommen wird. 

Wir sprechen in diesem Zusammenhang heuLe \'On elncr stärkerer. "Sozialpolitisierung'" von Sozialarbei!lSozialpädagogik bzw. 
von einer stadlleil- und g~:meinwesenorientienen "Enmischungsstrategie". mit der die wohnortnahe V~:rsorgung junger 
Mcnschen mit sozialen Umerstülzungssystemen erreicht bzw. abgesichert werden soll. Notfalls auch durch eine öffenthdll.! 
"Skandalisicrung" von sozialen Mißstlinden und von fehlenden person~:lli!n und materiellen Voraussetzungen, di~: im sozialen 
Berufsfeld zur Sicherstellung kooper.ttiver Arbeit5slrui.1uren, die beispielhaft auch auf Gemeinde· und Stadtteilebene zur 
dringend erfonlcr!ichen Absichcrung und Weiterentwicklung demokratischer. toleranz· und solidariUlL~förderndcr Lern- und 
Entwicklungsprozesse zugunSit:n junger benachteiligter Mt:hschen umer dem Motto "Vielfalt stau Einfa.Jr" beizutragen 
imstande sind. 

( l) l"f!l. daw: So:hcipl. J./En;o:enhofcr. R./Haider, B.!Strcicher, H.: Dit! gt:holx:nc Bedeutung der freien TrHgcr im Jugcnd­
wolilfahn.-;gcx.t7. 1989. Jn: BMUJF (Hg.): Zwcitl..-r Bericht 7.ur Lagc Uer Jugend in Ö~tcrrdch. Wtcn 1993. S. 3-19·364 

H;ms H1\\'0rk;1 Klugcnfur1.f\Vic.n. April 1995 
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JOURNAL ON MIGRATION AND ETHNIC RELATIONS 

In 1995 New Community celebrates its 21st Volume with a Jm~or relaunch. For more than 20 years it has been the 
leading UKjournal in the llelcl of ethnic and racial stuclies and is now extencling its coverage to include the t·est of Eurnpe. 

i\'elfJ Communily is st'l IIIIH•t:ttll!l' !Iw Iead in~ 

E;uropcau jourual 011 111igntl ion an!leUmic relations. 

lt is r:ommi!.lcd Lo puhlishing Lhe rcsu!ts uf lhe fincst 

researcl1 on all !'nnns nf migt~tlinn, whether for work, 

family reuniun or thc scareh for asy!um, and on 

issues nf ethuit conflkl, nalionalism, rliscrimination, 

racism and polit:ies ur intvgratinn. New Communilg 

is espcciall.r iulmcstcd in the rcsults of comparative 

rescarch from any branch of the sucial sc:icnc:es 

(inelucting law). Tlw gl'tlgraphical !'oeus is not 

confincd 10 t·:urupe. anrllht• latter is dcfined to 

inc\ude !Iw eounlrie~ ol Cemral and Eastern Eurupe. 

New Communily has a lnng sianding interest in 

the de\·elopmcnt or inlornwrl policy debatc and 

contribulions are welcnmert whith seek to clevelop 

thc implie;ll inns nf rese:treh for policy innovation, 

or which evaltwle 1 he n·sHlt~ of Jll'l!l·ious initiali\'es. 
Thcjmtmal is al.~11 itl\t•n•sH·I! ill puhlishin~ the 

rrsults nf tiH'orl'\ kal 11 1'1"1.: 

NeiL' Cummunif!J pulllt~ltn I wo spet:ial issues and 

f\I'U genl'ral issltt'S l'<ll'h n•,tL ln I!J!I:l !lte ~pt•dal 

i.ssuc.s will in!:llllh.' one on h'rill:"·/1 .\-'fl/irmal ldi'llfily 

Iu a f:umJH'aJI C'11u/c.rl (,~III'Sl crli!llr Professor 
Bhikhu P;mo!dt) ;11111 iliHJ\ ht•r· on Nrwinl Vin/('1/CI! nnd 

Political E.r/rcmislll in /;'u!'!Jjll'. Thejounml 

ineludes l'XJIL!rl rcjwrls 1111 European migration aml 

on intemational pulic~· dl'n·lopmct\15. lt cont.ains a 

seer.ion for acmlcmit rltiJall~ and aims Lo pruvide lhe 

bestrcviews iu thc licld ofallnew!y puhlishcd books. 

IIOIIJM! 11 l'l'l'• 

new 
Europcan Journal 
on Migr~tian and 
Ethnic Relatior~s 

... r-ri .. , .. 

SOME VIEWS OH TJIE JOUIIHAL. •• 

-New Communiqr is ,!u nl'!'lllhJ/rt'SilU!'Ct' (nr al/ll'itil 

tl/'(' rn/CI'E!Sicd ill /ht' .lciJI'IrJr/1' ~/Ud)' 0{ iHIC/'Jhllh!lldl 

inrcrgroup ret.Hit>H.I ... 
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roll'•l•lr"lroc:• 

-ror rlll)'OIIL' inlc•rc.~IL'd 111 /Ir,• t/1con· or pracrrü' o( niL'r' 

rclmiorn bot Ir ml.lriraw ,m,t iu riiL' 11'1.!~1 111 ge.-rl't·,r/. 

New Comnwniry is mdr.1r•cnsaL•k. II is rhcor·cur,ll/)' 

slimu/oring mrd ridr 111 r'llll'inL<llm;Hcrio/ and LL'IIIdur• 

bvrlr rmalyricu/ and f'UII<'l' r~lart•,/,rruclcs. I c,wuor 

imnginl! a lihran• u·irht~ul ~~-

('ruh'""' lih<Lhu l'.uo•Lh "•'I'•"'"" "' .. r , . .,,.,,. lloi:. ,, 

-New Comlllllllir)' IIth' 11111111 r,·,/ \l'ldo· il!lcl'l'll 111 

('onlilh'll/il//_ur,rr•1• /r,·,rlr"'' r•/llh' 1dn•/11d1' 

rili!/1'1/•JIIiOnl !I .-Prl/11/!1• . .l!!ol J.,·,-,11/,0: 1111' f/f.' n ,: 

{iuri11111illg /ohn<JiriiY /!Jf l'••lrol.!s ,m,/ .\'ludil.!s 11 lu<lr 

arl' almlll 11 !/CIIt'nlllr•rr rrlto•<irl ••I u/lt!'r Üll'(l/''-'<lll 

(Pil!l/1'11'.1-" 

I" ""oo-r 1: .. 1"""" ' ,",., \1:~•·•'•"" '"' · .",,, .. , .... :·,,,.,. ' I•'' (,,.,., ··• 

"1/lrder Ma/,.,•lm (·,.,,(•(,, ,•,/u,.,·,/ttl' Ncw Commlrtli(}1 

/WS !/IIH!Cd 111 1111/IUIII/_1' ,J/(,/ 111/III<'IIL'L'. /1 li IId I!' •'lh' •'/ 

IIre !Ct1<lil1!1)011nl!l/s in <'llllllt' ri'I•Hi<tllS tlild llli!P'd/lr1!1 

in /in• worlä. ll.l<'lllrrllll'r:rll·.ui'OI'•'!III {i•nt.\ wtl/ ru,JJ.,• 

1/w ;ournnl ''l't'll 1111>r.• ri/II',J(/11'1' I<' lr/wnrir•:, rru,/ 

documelllalion Cl'lllr·c_\ .. 
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